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Der farbloſeſte Theaterzettel deckt manch— 
mal die größten Senſationen. Wer hätte es 
der Tagesordnung jener Sitzung des Herren— 
hauſes, in der über das Geſetz betreffend die 
öffentliche Feuerverſicherung-Sozietät be- 
raten werden ſollte, angemerkt, daß ſie die 
zweite Debatte großen Stiles über den Kurs— 
ſtand unſerer Reichs⸗ und Staatsanleihen an- 
kündigte. Der § 20 des Geſetzentwurfes bot 
die Möglichkeit, ſolche Debatte zu entfeſſeln, 
denn er befiehlt den öffentlichen Feuerver⸗ 
ſicherunganſtalten an, mindeſtens 25 0% ihres 
Vermögens in öffentlichen Anleihen anzu 
legen, und dieſer Umſtand rief als Lobredner 
der Regierungpolitik Herrn Delbrück, den 
Chef des Bankhauſes Delbrück, Leo & Co., 
auf den Plan. Der Privatbankier Ludwig 
Delbrück nahm gegen den Bankdirektor Artur 
von Gwinner Stellung, verteidigte den 
preußiſchen Finanzminiſter und gab dieſem 
Gelegenheit, in läugeren Ausführungen noch 
einmal auf die Anleihefrage einzugehen. 

Der zweite Tag ſtand auf einem höheren 
Niveau als der erſte. Der preußiſche Finanz— 
miniſter war glücklicher in feiner Beweis⸗ 
führung, er war nicht grob, darum aber deſto 
beſſer mit Material verſehen, und da er am 
nächſten Tage noch einmal in einem längeren 
Artikel im Reichs- und Staatsanzeiger feinen 
Standpunkt feſtlegte, jo ift jetzt die An- 
gelegenheit zu einem Punkte gelangt, an dem 
fich erſprießliche prinzipielle Auseinander⸗ 
ſetzung lohnt. Sie lohnt nicht nur, ſondern 
ſie iſt nötig. Das möchte ich dem Leſer ſagen, 


der ſich kopfſchüttelnd fragt, warum man 
ihn denn innerhalb kurzer Friſt zum zweiten- 
mal mit dieſer Sache quält. Ich würde es 
nicht tun, wenn es ſich hier nicht um Grund⸗ 
fragen unſerer geſamten Kredit- und Wirt- 
ſchaftorganiſation handelte. Das mar frei- 
lich aus den Debatten nicht zu erſehen. Ich 
werde es beweiſen und durch den erbrachten 
Beweis dem Leſer Indemnität abzwingen. 
Zunächſt eine Einſchaltung. Ich habe 
letzthin richtig geraten, als ich annahm, Herr 
Ludwig Delbrück, der einſt in den Preußiſchen 
Jahrbüchern über die Anleihepolitik ſchrieb, 
ſei der Verfaſſer der Artikel der Voſſiſchen 
Zeitung, in denen für Herrn Rheinbaben und 
gegen Gwinner Partei genommen wurde. 
Herr Delbrück hat auch erklärt, weshalb er 
verhindert war, in der erſten Finanzdebatte 
des Herrenhauſes das Wort zu ergreifen. 
Herr Delbrück hat nun, da er einmal Gelegen- 
heit hatte, von der Kammertribüne herab 
Stellung zu nehmen, noch ſchärfer ſeinen 
Gegenſatz gegen Herrn von Gwinner akzen⸗ 
tuiert. Ich wies letzthin fon auf dig enge 
Freundſchaft hin, die zwiſchen Ludwig Del- 
brück und dem Freiherrn von Rheinbaben 
beſteht. Aber dieſe Freundſchaft allein hat 
ſicher den Bankherrn nicht zu feiner Stellung- 
nahme bewogen. Hier kam weniger die 
Freundſchaft zum Miniſter, als der Gegenſatz 
zum Bankdirektor zum Ausdruck. Ganz ab⸗ 
geſehen davon. daß ein Mitglied jener 
Familie, die dem preußiſchen Staat eine 
Reihe von angeſehenen Beamten und Ge⸗ 
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lehrten geſchenkt hat, ſich leicht — vielleicht 
ſogar unbewußt — auf die Regierungſeite 
ſchlägt, gehört Herr Delbrück zu jenen Ber⸗ 
liner Privatbankiers, die innerlich fremd der 
Aktienentwicklung der Bank gegenüberſtehen. 
Aus Aeußerungen, die gelegentlich von Herrn 
Delbrück kolportiert wurden, weiß man in 
den Fachkreiſen ſchon ſeit langer Zeit, daß 
er die Bankdirektoren als eine Art Parvenüs 
anſieht. Nun gehört ja freilich Herr 
von Gwinner nicht zu den neuzeitlichen Bank⸗ 
direktoren, die aus dem Stand der Bankan⸗ 
geſtellten herausgewachſen, wie z. B. Herrn 
von Gwinners Kollege Mankiewitz, wie Karl 
Fürſtenberg und wie der ehemalige Mitleiter 
der Deutſchen Bank, Herr Roland-Lücke. 
Gwinner war auch Privatbankier, und zwar 
ein jehr- angeſehener, und ift mit den Speyers 
in Frankfurt und New Vork verſchwägert. 
Aber er iſt doch nun einmal Leiter eines 
Aktieninſtitutes und als ſolcher wirkt er auf 
Herrn Delbrück als fremdes, vom eigenen 
Beſitz losgelöſtes Element. Die Firma Del- 
brück, Leo & Co. hat auch hie und da ein 
paar Aktiengeſellſchaften finanziert, aber 
neben großen Vermögensverwaltungen wird 
dieſe Firma doch noch immer ihr Schwer— 
gewicht in der Finanzierung von Staatsan- 
leihen und Kommunalanleihen legen. Sie 
betreibt ihr Geſchäft noch immer nach dem 
alten Ritus von vor 1870. Die Anſchauung, 
von der Herr Delbrück beherrſcht iſt, kam 
beſonders deutlich in einem Punkt zum Aus⸗ 
druck: Er erklärte entgegengeſetzt wie Herr 
von Gwinner, daß der Staat bei uns alles 
tue, um die Anleihen populär zu machen. So 
kann z. B. bei uns durch jeden Landbrief⸗ 
träger jedermann eine Forderung an den 
Staat erwerben. Das iſt richtig, aber ich 
möchte Herrn Delbrück nur fragen, wer in 
Stadt und Land weiß das? Sicher iſt das 
ſogar vielen Bankiers bis heute unbekannt 
geweſen. Das Publikum, das es angeht, weiß 
gar nichts davon. Und darin liegt eben der 
Fehler unſerer Staatsverwaltung. Sie hat 
in letzter Zeit manche Einrichtung, beſonders 
auf dem Gebiet des Anleiheweſens, getroffen, 
die recht erfreulich war, aber ſie verabſäumt, 
propagandiſtiſch mit ihren Einrichtungen Her- 
auszutreten. In der allerletzten Zeit erſt hat 
man ganz ſchüchtern verſucht, die Vorteile des 
Staatsſchuldbuches zuſammenzufaſſen und ſie 
in einer längeren Darlegung den Zeitungen 
zugeſandt. Aber damit darf doch nicht alles 
geſchehen fein. Ein amerikaniſcher Geſchäfts⸗ 
mann hat einmal geſagt: „Was nützt es dir, 
wenn du die beſte Ware von der Welt führſt 
und das Publikum es nicht weiß. Du mußt 
es dem Publikum ſagen.“ Auf dieſer Erkennt⸗ 
nis, die in Intereſſentenkreiſen immer weiter 
um ſich gegriffen hat, beruht die allgemeine 


Anerkennung der Notwendigkeit einer aus⸗ 
gedehnten Reklame. Unſeren Bauken und 
Bankiers lag lange Zeit der Begriff der 
Reklame ſehr fern. Sie hielten Reklame für 
etwas Unanſtändiges, und die Bankiers der- 
jenigen Art, zu der Herr Delbrück zählt, 
halten noch heute die Reklame für etwas, von 
dem die Nichtanwendung beſſer iſt als die 
Anwendung. Die Aktienbanken haben ſich 
inzwiſchen bekehrt. Sie würden nicht an⸗ 
nähernd ſo viel Depoſitengelder erhalten, wie 
fie jetzt bekommen, fie könnten auch ihre Effek— 
ten nicht in derſelben Höhe los werden, wie 
ſie es jetzt tun, wenn ſie nicht jede ſich bietende 
Gelegenheit zu nützlicher Reklame wahr⸗ 
nehmen würden. Warum eifert ihnen der 
Staat nicht nach? Herr von Gwinner hat 
darauf hingewieſen, daß an jedem Eiſenbahn— 
ſchalter Hinweiſe über den Erwerb von An— 
leihen angebracht werden könnten, wie es ähn⸗ 
lich in Frankreich mit den Eiſenbahnobli— 
gationen getan wird. Gewiß, man kann 
darüber jtreiten, ob gerade die Eiſenbahn⸗ 
ſchalter die geeigneten Oertlichkeiten wären. 
Aber wenn man an jeder Poſtſtelle Anleihen 
kaufen, d. h. Buchforderungen an den Staat 
erwerben kann, warum in aller Welt wird 
denn das dem Publikum nicht durch einen 
Anſchlag am Schalter mitgeteilt? Ja, ich 
möchte ſogar weiter gehen. Weshalb zahlt 
man den Briefträgern nicht Proviſion für die⸗ 
jenigen Anleiheſummen, die ſie unterbringen? 
Das erſcheint natürlich unſerer Bureaukratie 
auf den Blick wie etwas ganz Ungeheuerliches. 
Aber der Finanz⸗ und Staatsminiſter Frei⸗ 
herr von Rheinbaben hat in öffentlicher Par- 
lamentsſitzung ausdrücklich erklärt, daß, wer 
Käufer für Reichsanleihen wirbt, ſich ein 
Verdienſt um die Geſamtheit erwirbt. Warum 
ſoll man denn ſo verdienſtliche Briefträger 
nicht belohnen? Im Herrenhaus iſt ferner 
darüber gewettert worden, daß die Hypo— 
thekenbanken für ihre Pfandbriefe, die Uni 
verſalbanken für die von ihnen emittierten 
Effekten den Bankiers, die ſich für deren 
Unterbringung bemühen, Proviſion zahlen. 
Das rügte ſogar Herr Oberbergrat Wachler, 
der von den ſogenannten geheimen Provi- 
ſionen der Hypothekenbanken nichts wiſſen will, 
obwohl er ſelbſt im Aufſichtrat der Deutſchen 
Grundkreditbank zu Gotha ſitzt. Wäre 
es nicht vielleicht richtiger, als darüber zu 
ſchimpfen, daß der Staat ſich ebenfalls an— 
ſchlöſſe, Gratifikationen zu gewähren? Er 
ſollte vom Kaufmannsſtande lernen, und ſo 
ſehr ich Herrn Delbrücks perſönliche Tüd- 
tigkeit und Fähigkeiten ſchätze, ſcheint mir 
in dieſer Beziehung der in allen Kniffen 
moderner Finanztechnik erfahrene Gwinner 
dem Finanzminiſter ein beſſerer Ratgeber zu 
ſein als Herr Delbrück. 
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Herr Delbrück und Herr von Rheinbaben 
ſehen der Weisheit letzten Schluß darin, daß 
Verſicherunganſtalten, die Hypothekenbanken 
und Banken immer mehr Anleihen kaufen. 
Ja, dieſe Art von Inſtituten einſchließlich der 
Sparkaſſen ſoll zwangsweiſe dazu ange 
halten werden. Bei den anderen appelliert 
man an die Einſicht und den Patriotismus 
der Leiter. Wenn man das lieſt, erſcheint es 
einem ſonnenklar, und man iſt beinahe verjucht 
daran zu glauben, daß unſere Bankdirektoren 
aus Böswilligkeit handeln. Der Herr Finanz⸗ 
miniſter hat intereſſante Zahlen beigebracht. 
Er hat gezeigt, daß in den letzten vier Jahren 
durchſchnittlich 3 Milliarden Mark neue Wert 
papiere unter Einſchluß der Staatsanleihen 
an den Börſen zur Einführung gelangt ſind. 
Davon waren rund 10% ausländiſche, 90 00 
inländiſche Wertpapiere aller Art. Daß dieſe 
Wertpapiere den Staatsanleihen ſcharfe Kon 
kurrenz machen, unterliegt keinem Zweifel. 
Daß zu dieſer Konkurrenz die Privatbanken 
mit ihrer Emiſſionstätigkeit beitragen, kann 
ebenfalls nicht in Zweifel gezogen werden. 
Aber weshalb emittieren denn unſere 
Bankiers dieſe Wertpapiere? Ab und zu mag 
eine ſolche Emiſſion wirklich nicht nötig ſein 
und lediglich dem Bedürfnis entſpringen, 
etwas zu verdienen. Aber im allgemeinen 
liegt doch in dieſer ſtarken Emiſſionstätigkeit 
ein Symptom. Sie iſt ein Zeichen für die 
Kreditbedürftigkeit unſerer Wirtſchaft. Es gibt 
eben in Deutſchland nicht wie in England 
und Frankreich ſo viel bedeutende Einzelver 
mögen, die genügen, um große neuzeitliche 
Unternehmen aus eigener Kraft zu ſchaffen 
und durchzuhalten. Wir brauchen die Grün 
dertätigkeit. Wir müſſen Wertpapiere über— 
nehmen, um aus den ungewöhnlich vielen 
kleinen Kanälen und Einzelbeteiligungen ein 
großes kapitaliſtiſches Geſamtwerk herauszu 
ziehen. Wir müſſen uns darüber eutſcheiden, ob 
wir unſere induſtrielle Tätigkeit einſchränken 
und damit den Anleihen freie Bahn machen 
wollen, oder ob wir bei der bisherigen 
Emiffionstätigfeit induſtriell weiter fort 
ſchreiten und den Anleihen weiter Konkurrenz 
machen wollen. Es kommt eben ganz darauf 
an, was man für nützlicher hält. Nur ſoll 
man ſich über eins nicht täuſchen: man hat 
die Möglichkeit, die induſtrielle Tätigkeit an 
zuhalten. Damit kann man für kurze Zeit 
den Staatspapieren einen Weg verſchaffen. 
Aber gleichzeitig fallen damit für weite Kreiſe 
die Einnahmen weg, die ihnen Erſparniſſe 
und damit wieder direkt und indirekt Ali 
mentierung des Anleihemarktes ermöglichen. 
Ganz abgeſehen davon, daß, wenn die Steuer- 
kraft der Konkurrenz ſinkt, andererſeits doch 
dieſer Ausfall durch vergrößerte Anleihe 
emiſſionen gedeckt werden muß. Auf dieſem 


Wege kommt man nicht weiter, ſondern läßt 
ſich höchſtens zu Experimenten verleiten, die 
eventuell dem Staatskredit noch viel gefähr⸗ 
licher werden müſſen. 

Schließlich aber iſt die Konkurrenz all 
der Privatwerte, der höher verzinslichen Obli⸗ 
gationen und der auswärtigen Anleihen doch 
nicht möglich geweſen, ohne daß im Publikum 
ſich ſtärker als früher der Wunſch nach einer 
höheren Verzinſung der Erſparniſſe heraus- 
geſtellt hat. Liegt das an der gewachſenen 
Genußſucht? Vielleicht zu einem großen Teil. 
Aber ich habe an dieſer Stelle ſchon oft be- 
tont, daß ein Steigen der Luxusbedürfniſſe 
ein Steigen des Konſums hervorruft, der für 
die Wirtſchaft ſehr von Vorteil iſt. Jedoch die 
höheren Lebensanſprüche, die der einzelne hat, 
treten vollkommen in den Hintergrund gegen— 
über den höheren Lebenserforderniſſen, die 
unſere Wirtſchaftpolitik den Leuten aufzwingt. 
Ich halte das Prinzip dieſer Wirtſchaftpolitik 
entgegen der Anſchauung vieler, die mir 
politiſch nahe ſtehen, für nicht ſo ſchlecht, wie 
es gemacht wird, habe mich namentlich nie— 
mals von den angeblichen Vorteilen un- 
bedingten Freihandels überzeugen laſſen 
können, aber man wird doch nicht leugnen 
dürfen, daß der Zoll die Lebensbedürfniſſe 
verteuert hat. Ich halte dieſe Verteuerung 
teilweiſe für nützlich, weil ſie zu höheren An- 
forderungen bezüglich des Lohnanteils, der 
im Produktionsprozeß mit dem des Rapita- 
liſten zuſammenwirkt, geführt hat. Jedoch die 
Verteuerung ſelbſt kann man nicht fort— 
leugnen. Der Arbeiter ſtrebt nach höherem 
Lohn, der Kapitaliſt nach höherer Verzinſung 
ſeiner Kapitalien. 

Nun iſt die Erlangung höherer Ver— 
zinſung aber erſchwert worden. Die fapi- 
taliſtiſche Konzentration und außerdem auch 
die ſtarke Emiſſionsmöglichkeit hat inter 
national den Zinsfuß für Anleihewerte her 
abgedrückt. Die Finanzminiſter ſämtlicher 
Staaten der Welt haben aus dieſer Entwick 
lung den Vorteil für ihre Steuerzahler ge 
zogen, den Zinsfuß ihrer Anleihen herabzu 
ſetzen. Man macht heute Miquel den Vorwurf, 
daß er die preußiſchen Finanzen mit ſeiner 
Konverſion ins Unglück geſtoßen hat. Man 
überſieht aber, daß die Verzinſung, dit die 
Anleihen den Staatsgläubigern gewähren, 
nicht identiſch iſt mit dem nominellen Zinsfuß, 
mit dem der Staat ſie ausſtattet. Unſere 
Anleihen verzinſen ſich heute im Durchſchnitt 
mit 334 %. Die dreiprozentige Staatsanleihe 
notiert zirka 850%. Wenn wir nicht fon- 
vertiert hätten, fo würden unſere Staats- 
gläubiger aller Wahrſcheinlichkeit nach nicht 
einen Pfennig mehr Zinſen als jetzt erhalten, 
denn die vierprozentige Staatsanleihe notierte 
eben zirka 110%. Die Regulierung des Zins 


fußes vollzieht ſich durch Steigen und Fallen 
des Kurſes auch ohne Anleihen ganz auto- 
matiſch. Ein Nachteil der Konverſion beſtand 
allerdings darin, daß feſt angelegte Kapitalien 
vorübergehend ins Rollen gebracht worden 
ſind. Aber dieſer Nachteil iſt heute ſchon 
längſt ausgeglichen. Betrachtet man aber 
einmal dieſe Umwandlung des Zinsfußes als 
gegeben, ebenſo wie die Notwendigkeit der Er⸗ 
zielung größerer Einkommen für die 
Sparer, ſo iſt klar, weshalb man Aktien, die 
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noch dazu Spekulationschancen gewähren, wes⸗ 


halb man Induſtrieobligationen und weshalb 
man außerdem ausländiſche Anleihen bevor 
zugt. In puncto ausländiſcher Anleihen iſt 
allerdings vielfach, wie auch ich öfters hervor- 
gehoben habe, von den Banken gejündigt 
worden. Sie haben hie und da unſer Kapital, 
das wir ſelbſt nötig gebraucht haben, ins 
Ausland getragen. Vor allem haben in der 
Tat und das iſt der Punkt, wo der Finanz⸗ 
miniſter recht hat unſere Banken aus 
ländiſche Anleihen zu einem Kurſe emittiert, 
der ihrer Qualität nicht entſprach. Aber ſieht 
man einmal von dieſen wenigen Sünden ab, 
ſo kann man nur mit einem vor kurzem in 
Berlin ſo populären Romanwort jagen: Es 
kam, wie es kommen mußte. 

Nun weiſt man fortgeſetzt darauf hin, daß 
die Depoſitengelder ſich erheblich vergrößert 
haben, daß der Zuſtrom der Depoſitengelder 
ſogar viel erheblicher geweſen iſt als der Zu 
ſtrom von Spargeldern zu den Sparkaſſen. 
Inſoweit hier wirklich Vergleichszahlen vor- 
liegen, iſt der ſtärkſte Zuſtrom zu den Banken 
eben auf die größere Rührigkeit der Privat: 
inſtitute zurückzuführen, an denen ſich unſere 
Staatsverwaltung ein Beiſpiel nehmen ſollte. 
Aber zum großen Teil ſind dieſe Vergleichs— 
zahlen ja gar nicht vergleichbar. Die Depo 
jiten find, wie ich hier ſchon oft auseinander 
geſetzt habe, keine Spargelder. Es ſind 
Gelder, die früher bar und zinslos in den 
Kaſſen lagen. Heut ſind die Banken gewiſſer 
maßen die Treſors und die Kaſſen unſerer 
Handels⸗ und Gewerbetreibenden. Ich habe 
aber ferner des öfteren darauf hingewieſen, 
daß die ziffernmäßigen Ausweiſe über die 
Depoſitengelder in den Bankbilanzen uns ein 
ganz falſches Bild zeigen. Zum Teil handelt 
es ſich um Guthaben, die von den Banken 
ſelbſt geſchaffen wurden, indem fie Obli- 
gationen oder Aktien ihrer Kundſchaft iber- 
nahmen und ihnen die Beträge dafür gut- 
ſchrieben, oder indem ſie Privatunternehmun— 
gen Kredite gewährten und damit ebenſo ver 
fuhren. 

Sollen dieſe Gelder nun in Staatsan— 
leihen angelegt werden? In der Bankenquete 
und der dieſer vorangegangenen Preßpolemik 


iſt den Banken der Vorwurf gemacht worden, 
daß ſie zuviel von dieſen „Betriebsreſerven 
der Nation“ (ſo nannte ſie der Preußen⸗ 
bankdirektor Heiligenſtadt) langfriſtig an- 
legten, d. h. dieſe Summen, ſtatt ſie dem ſo⸗ 
enannten Geldmarkt zur Verfügung zu 
ſtellen, dauernd im Kapitalmarkt inveſtierten. 
Mit Recht iſt verlangt worden, daß dieſe 
Summen, die vorübergehend bei ihnen ſtehen 
blieben, auch nur zu kurzfriſtigen Krediten 
benützt würden. Wenn dafür Anleihen in 
größerem Umfange gekauft werden, ſo iſt das 
ebenfalls eine Alimentierung des Kapital 
marktes, und die Summen, die ſo feſtgelegt 
werden, ſind der Befriedigung des regu 
lären Kreditbedürfniſſes von Handel und In 
duſtrie entzogen. Das können wir nicht tun. 
Denn da wir unendlich viel Kredit im eignen 
Lande gebrauchen, wäre die Folge davon, daß 
die Banken ihre Gelder in Staatsanleihen 
zu 3½ % anlegten, viel teurer das Geld vom 
Auslaud zurückborgen müßten, dadurch 
Deutſchland noch mehr als bisher dem Aus 
lande verpflichten, und nicht nur den Zins 
ſuß in die Höhe treiben, ſondern durch die 
Verſchlechterung unſerer Zahlungbilanz bei 
eventuellen Kriegen Abrufungen des Aus— 
landes heraufbeſchwören und unſere Währung 
gefährden. Und der Erfolg iſt nicht ſchwer zu 
ſagen: Kursſturz der Staatsanleihen bei 
ſteigendem Bankdiskont. 

Ich glaube, ich habe deutlich genug ge⸗ 
zeigt, daß ſo einfach, wie der Finanzminiſter 
es ſich träumt, das Problem nicht zu löſen 
iſt. Er ſteht ja auch auf dem Standpunkt, 
ebenſo wie Herr Delbrück, daß die Erhöhung 
des Kapitals der Seehandlung ein weiſes 
Mittel zur Hebung des Anleihekurſes iſt. Das 
iſt ſehr ſchön, um Mittel zur vorübergehen 
den Intervention bei ſtarkem Angebot zu 
bekommen. Wenn die Seehandlung aber 
dauernd ihr Kapital in Anleihen anlegt, ſo 
iſt der Nutzeffekt gleich Null, denn dann hat 
man 50 Millionen Anleihen aufgenommen, 
durch Ankauf von Anleihen aber das Geld dem 
Staat wieder zurückgegeben. Ich möchte 
einmal hören, wie Herr Havenſtein, der kluge 
Leiter unſerer Reichsbank, ſich zu den vor 
geſchlagenen großen und kleinen Mitteln 
ſtellt. Ich weiß es nicht, nehme aber an, 
daß er mehr als einmal den Kopf ſchüttelte, 
als er die Debatten las. Vielleicht gedachte 
er des Tages, da dieſelben Leute, die jetzt 
über die Konkurrenz der Pfandbriefe zetern, 
im Intereſſe der Pfandbriefe das einzige 
Mittel ablehnten, das wirklich den Staatsan- 
leihen ein gewiſſes Preſtige hätte geben 
können: die günſtigere Lombardierung der 
Staatsanleihen. 
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Streik in England. 


Von herbert Süssmuth⸗Berlin. 


Der Verſuch, bei Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern in ber- 
mittelnder Weiſe einzugreifen, um eine Arbeit⸗ 
einſtellung oder Ausſperrung zu vermeiden, 
iſt oft mit Erfolg gemacht worden. Haben 
zwei Individuen irgendwelche Streitigkeiten 
oder Auseinanderſetzungen, ſo iſt es beſſer, 
ſie ſprechen ſich darüber aus und ſuchen auf 
dieſe Weiſe zu einer Einigung zu gelangen. 
Anders iſt das bei Arbeitgebern und Arbeit— 
nehmern, namentlich dort, wo keine Organi— 
ſationen, Einigungämter oder ähnliche Ein- 
richtungen beſtehen. Da iſt es oft ſehr ſchwie— 
rig, die Kontrahenten zu Verhandlungen und 
zu einem Vergleich zu bringen. Jeder glaubt 
natürlich recht zu haben, und die eine oder 
andere Partei hält wertvolle alte Prinzipien 
für bedroht und ift daher allen Konzeſſionen 
abgeneigt, ja meiſtens verſteht die eine die 
Klagen der anderen nicht und hält die Möglich— 
leit einer friedlichen Beilegung der Diffe- 
renzen für unmöglich. Und doch iſt ſolch ein 
friedlicher Ausgleich oft der letzte Rettung— 
anker gegen einen ausbrechenden Streik, bei 
dem ſchließlich doch der Stärkere die Ober- 
hand behält. 

Bei den in letzter Zeit in Deutſchland 
immer häufiger auftretenden Differenzen 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die 
meiſtens durch Lohnſtreitigkeiten hervorge— 
rufen wurden und in vielen Fällen zu lang- 
wierigen Verhandlungen, namentlich aber zu 
längerem Stilliegen der Arbeit und damit 
verbunden zu großen Kapitalsverluſten führ- 
ten, iſt es intereſſant, einen Blick auf engliſche 
Verhältniſſe zu werfen und zu ſehen, wie dort 
derartige für Handel und Wandel gleich ſchäd— 
liche Vorkommniſſe beſeitigt bzw. beige 
legt werden. 

Im Jahre 1896 genehmigte das engliſche 
Parlament eine ſogenannte Verſöhnung, Bill, 
welche das Board of Trade, das engliſche 
Handelsauskunft und Vermittelung Amt, er 
mächtigte, beſtimmte Schritte bei vorliegenden 
oder im Entſtehen begriffenen Streitigkeiten 
zwiſchen Arbeitgebern oder Vereinigungen 
ſolcher und Arbeitnehmern, ſowie zwiſchen 
verſchiedenen Klaſſen von Arbeitern zu unter 
nehmen. 

Dieſe vorgeſehenen Schritte waren fol 
gende: 

1. Unterſuchung der Tatſachen. 

2. Zuſammentreffen der Parteien unter 
dem Vorſitz einer jedesmal neu zu beſtätigen 
den oder vom Board of Trade neu zu er- 
nennenden Perſon, und 


3. Beſtimmung eines Vermittlers bzw. 
eines Komitees hierfür. 

In Fällen, wo eine Einigung zuſtande 
kam, ſollte eine Abſchrift des Vertrages dem 
Board of Trade zur Benutzung bei ähnlichen 
Fällen zugeſtellt werden. Ferner war in 
dieſer Bill vorgeſehen worden, daß das Board 
Schritte unternahm, daß ſolche Bermitte- 
lungämter in Diſtrikten, wo dieſe noch nicht 
beſtanden, eingerichtet wurden. 


Dieſe Inſtitution hat ſich nun glänzend 
bewährt. Während der 13½ Jahre, die dieſe 
Bill beſteht, hat das Board of Trade in 365 
Fällen vermittelnd eingegriffen und hiervon 
allein in 156 in den letzten drei Jahren. Nach 
einem kürzlich herausgekommenen Bericht 
dieſes Amtes wurden von Juli 1907 bis 
Dezember 1909, alſo in 30 Monaten, 133 Fälle 
erledigt, die ſich auf die verſchiedenſten In⸗ 
duſtrie- und Handelszweige erſtreckten. 


Von dieſen 133 Entſcheidungen kamen 38 
auf das Baugewerbe, 20 auf die Maſchinen— 
induſtrie, 19 auf Ingenieur- und Schiffsbau, 
18 auf die Schuhwareninduſtrie, LO auf die 
Textilinduſtrie, 7 auf das Transportgewerbe 
und 21 auf verſchiedene andere Induſtrien. 
Bei 56 Fällen oder 42,1% kam es zu einem 
Stillſtand des betreffenden Werkes, während 
es bei den übrigen 77 oder 57,9% ohne den- 
ſelben abging. In 112 Fällen ſicherte das 
Board of Trade die Beilegung der Diffe— 
renzen; in 8 Fällen wurde nach vorhergehen— 
den Erkundigungen nicht interveniert, weil 
eine Intervention ganz ausſichtlos fien; 
in 3 Fällen wurde ohne die Vermittlung des 
Board eine Einigung erzielt, während bei 
einer Lohnſtreitigkeit, nachdem bereits das 
Einigungamt ohne Erfolg eingegriffen hatte, 
ein günſtiges Reſultat erreicht wurde. Schließ 
lich bleiben bei 3 Fällen alle Bemühungen 
nutzlos, und 4 Differenzen ſind noch in der 
Schwebe. 

Dieſe überaus günſtigen Ergebniſſe ſind 
vor allen Dingen der Güte dieſer ſogenannten 
Verſöhnung-Bill und der Erfahrenheit und 
Geſchicklichkeit der von dem Board zum Bei 
legen der Streitigkeiten beſtimmten Männer 
zuzuſchreiben. Ein direkter Erfolg wurde in 
84% aller Fälle erzielt, bei denen teilweiſe 
die Forderungen der Arbeitnehmer als un 
berechtigt abgewieſen wurden, teilweiſe die 
endgültige Entſcheidung ſich gegen die Arbeit. 
geber wandte und wiederum in anderen 
Fällen die Fortſetzung der Differenzen ber- 
mieden wurde. 


Die Einzelheiten einiger Fälle, die aufs 
Geratewohl herausgegriffen find, dokumen⸗ 
tieren den Wert der geleiſteten Vermittlung. 

Im Jahre 1907 war es unter den Eiſen⸗ 
bahnangeſtellten durch das ganze Königreich 
hindurch zu ernſtlichen Streitigkeiten ge— 
kommen, die ſich immer mehr zu einem Streik 
zuſpitzten. Das Board of Trade intervenierte, 
erreichte auch eine Verſtändigung und wandte 
damit einen Streik ab, der leicht zu einem 
nationalen Unglück hätte werden können. Eine 
ähnliche Vermittlung bei den Differenzen der 
Schiffsbauarbeiter an der Nord-Oſt⸗Küſte be 
endigte einen Streik, der ſich auf 35000 Mann 
erſtreckte, und bei den Lohnſtreitigkeiten in 
der Schottiſchen Kohlen- und Bergwerks— 
induſtrie ſowie bei der Maſchinenbauinduſtrie 
der Nord-Oſt⸗Küſte konnte das Einigungamt 
ebenfalls zur Erhaltung des Friedens bei 
tragen. 

Aber auch bei Fällen, wo es ſich um 
eine kleinere Anzahl von Arbeitern handelte, 
ergaben ſich ähnliche Erfolge. So wurde 
3. B. durch das Dazwiſchentreten des Board 
of Trade ein Streik der Glasgower Schiefer 
decker vermieden. Die Arbeitgeber wollten 
wegen ungünſtiger Geſchäftslage den Stun— 
denlohn von 9 auf 8 d herabſetzen, was natür 
lich zu einem Streik geführt hätte. Durch Ber- 
mittlung des Einigungamtes verſtändigte man 
jich und ſetzte den Lohn auf 8½ d feft. Bei dem 
Streik der Harrogater Maler, die eine Lohn 
erhöhung von 7½ auf 81, d pro Stunde for- 
derten, war die Entſcheidung gegen ſie. Ganz 


ähnlich fiel die Entſcheidung bei einem andern 
Fall aus. 200 Blackburner Maler hatten die 
Arbeit niedergelegt, weil ihnen eine Lohn⸗ 
erhöhung von 81; auf Id pro Stunde ver- 
weigert worden war. Der Streik zog ſich in 
die Länge, und da dieſer Zuſtand immer ut- 
haltbarer wurde, nahm man ſchließlich die 
Hilfe des Board of Trade in Anſpruch, das 
ſich gegen die Anſprüche der Maler als völlig 
unbegründet entſchied. 

Die würdige und taktvolle Art aber, mit 
der die Verſöhnung-Bill in Anwendung ge- 
bracht wurde, und der große Erfolg, den ſie 
hatte, ſind entſchieden mit zu den bedeutend⸗ 
ſten Verdienſten der Verwaltung des Board 
of Trade in den letzten 12 Jahren zu rechnen, 
dieſes Amtes, das durch ſeinen weltumſpan— 
nenden Einfluß Englands Handel ſtets weitere 
Bahnen gewieſen und zu der Ausbreitung 
der britiſchen Intereſſenſphären beigetragen hat. 

Wenn man nun auch nicht in ſklaviſcher 
Weiſe Inſtitutionen anderer Völker, die vft- 
mals nur auf dieſe anwendbar ſind, nach— 
ahmen ſoll, ſo iſt doch das Board of Trade 
mit ſeinen Einrichtungen entſchieden vorbild 
lich auch für uns zu neunen. Uns fehlt eine 
Einrichtung gleich der engliſchen, die un 
parteiiſch, rein ſachlich alle vorkommenden 
Fälle erledigt und dadurch ſich das Vertrauen 
und das Entgegenkommen aller beteiligten 
Kreiſe erwirbt. Dann werden auch bei uns 
Lohnſtreitigkeiten ſich nicht ſo oft bis zum 
Streik zuſpitzen und Induſtrie und Handel 
daraus nur Vorteil ziehen. 


Revue der (Preffe. 


Ju der Voſſiſchen Zeitung (16. Juni) be- 
ſchäftigt ſich Lammergerichtsrat Dr. F. Meyer mit 
den Aufgaben, welche die 


internationale Wechſelrechtskonferenz 


im Haag zu löſen hat. Der Konferenz liegen 
diesmal die Projekte der letzten Kongreſſe vor 
und auch die deutſche Regierung ſoll einen ſich 
ziemlich eng an die deutſche Wechſelordnung an— 
lehnenden Entwurf eingeſandt haben. Auch die 
übrigen Nationen ſind von ihrem heimiſchen Geſetz 
ausgegangen, als wenn es fih um eine Neviſion dieſer 
Geſetze handele. Doch kann es nicht die Aufgabe der 
Konferenz ſein, aus dieſen verſchiedenen Entwürfen 
einen Kompromiß zuſtande zu bringen, ſondern das 
ganze formale Wechſelrecht ſoll unifiziert werden. Deg- 
halb müſſe zunächſt eine Wittellinie feſtgeſtellt werden, 
auf der alle Nationen ſich finden können. Der 
Widerſtreit werde im weſentlichen zwiſchen dem 
deutſchen und engliſchen Rechte hervortreten. Die 
Hauptaufgabe müſſe die Einbeziehung des anglo— 
amerikaniſchen Rechtes ſein. Doch bringe man gerade 


in den amtlichen Kreiſen Englands der Konferenz 
wenig Vertrauen entgegen, da Deutſchland die Abſicht 
zugeſchrieben werde, es wolle die deutſche Wechſelord— 
nung wenigſtens in allen weſentlichen Punkten zum 
Weltwechſelgeſetz erheben. Das engliſche Geſetz beruhe 
auf dem Grundſatz der vollen Vertragsfreiheit, der pri— 
vatrechtlichen Souveränität des einzelnen, feine Rechte 
und Pflichten vertraglich nach eigenem Ermeſſen zu 
geſtalten. Auf den von den Kontrahenten gewollten 
Inhalt der Erklärung, nicht auf die äußere Form, 
werde das Hauptgewicht gelegt. Dagegen erhob das 
deutſche Geſetz den Wechſel zu einer abſtrakten 
Skriptur-Obligation und näherte ihn mehr und mehr 
dem Papiergeld. Die Form entſcheidet über die 
Gültigkeit der Verbindlichkeit, nicht der Wille der 
Beteiligten. Die engliſchen Kaufleute wollen ſich 
nicht in den Formenzwang des deutſchen Wechſel— 
geſetzes einfügen, beſonders nicht in die Wechſel— 
klauſel, die auch von deutſchen Großbanken für ent- 
behrlich gehalten wird. Das Weltwechſelgeſetz müſſe 
entweder deutſch-engliſch ſein, oder es werde über— 
haupt nicht zuſtande kommen. 


Die Wirtſchaftliche Korreſpondenz 
(15. Juni) weiſt auf Grund der Bilanz⸗Veröffent⸗ 
lichungen der letzten Monate nach, daß die 


Rentabilität der Maſchinenbauanſtalten 


ſeit kurzem wieder zugenommen hat. Im Mai d. F. 
wurde von Maſchinenbauanſtalten mit zuſammen 
68,6 Mill. / eine Dividenden-Summe von 1,93 
Mill. / verteilt gegen 4,08 Mill. % auf 65,5 Will. 
M. Kapital im vorjährigen Mai. Die Rentabilität 
zeigt ſomit eine Steigerung der durchſchnittlichen 
Dividende von 6,2 auf 7,2%. Das Geſamtreſultat 
für die erſten fünf Monate iſt dagegen nicht ſo 
günſtig. Die Dividenden⸗Summe zeigt zwar eine 
Erhöhung von 19,99 auf 21,58 Mill. M Doch er⸗ 
höhte ſich auch das Aktienkapital von 278,36 auf 
289,15 Mill. %, jo daß im Durchſchnitt eine Divi⸗ 
dende von 7,5 gegen 7,2% ausgeſchüttet wurde. Am 
bemerkenswerteſten iſt die Erhöhung der Dividende 
bei der Viederfelder Maſchinenfabrik Dürkopp von 
17 auf 23%, bei der Halleſchen Maſchinenfabrik von 
26 auf 30% und der Maſchinenfabrik Moenus von 
18 auf 24%. — 

Die Voſſiſche Zeitung (17. Juni) berichtet 
von einem 

Trick im Hypothekenverkehr. 


Die Schuldner zahlen nur die Zinſen für die Hypo⸗ 
theken an letzter Stelle aus eigenem Vermögen. Da⸗ 
gegen gibt den an erſter Stelle eingetragenen Gläubi— 
gern mit Einverſtändnis des Schuldners ein Dritter 
die Zinſen, wogegen der Gläubiger unter Vorbehalt 
des Vorranges für ſein Kapital und die ſpäteren 
Zinſen dem Dritten den Anſpruch auf die bezahlten 
Zinſen abtritt. Dies wiederholt ſich bisweilen acht 
Vierteljahre hintereinander. Bei einer dann unver- 
meidlichen Zwangsvollſtreckung verlangt der erſte 
Hypothekengläubiger neben ſeiner Aufforderung zwar 
nur die laufenden Zinſen, unmittelbar nach ihm macht 
aber der Dritte die Summe ſeiner Zinſenanſprüche 
geltend. Der Gläubiger der zweiten Hypothek muß 
alſo bei ſeinem Gebot auch noch dieſe unter Um- 
ſtänden hohe Summe berückſichtigen. Gegen dieſe 
Benachteiligung können ſich die Hypothekenglänbiger 
wirkſam dadurch ſchützen, daß ſie bei Beſtellung der 
zweiten oder ſpäteren Hypothek dem Schuldner die 
Verpflichtung auferlegen, zur Vermeidung der ſofor— 
tigen Fälligkeit der Forderung nachzuweiſen, daß 
die Zinſen der Vorhypothek pünktlich berichtigt 
worden ſind. 

Die Frankfurter Zeitung (16. Juni) ver⸗ 
öffentlicht diesmal zu einem anderen Termin des 
Jahres als ſonſt ihre Verechnung der 


Rentabilität der Anlagewerte. 


Mitte Juni ſtellte ſich von den an der Frankfurter 
Börje gehandelten feſtverzinslichen Werten die Renz 
tabilität am höchſten bei den dreiprozentigen Süd— 
bahn⸗ Prioritäten mit 6,29%, dann bei den fünf- 
prozentigen St. Louis und St. Franzisko Bonds 
mit 6,04% der ſechsprozentigen Buenos Aires Stadt⸗ 
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anleihe mit 5,82%, den fünfprozentigen Südbahn⸗ 
Prioritäten mit 5,13% und der vierprozentigen Liſſa⸗ 
boner Stadtanleihe mit 5%. Dieſe Sätze verſtehen 
jiġ einſchließlich der Verloſungchance. Die drei⸗ 
einhalbprozentigen preußiſchen Konſols verzinſen ſich 
mit 3,76%, die dreidreiviertelprozentige italieniſche 
Rente mit 3,62%, die dreiprozentige Hamburger 
Staatsanleihe mit 3,61%, die dreiprozentige ſächſiſche 
Rente mit 3,57%, die dreiprozentige deutſche Reichs⸗ 
anleihe mit dem gleichen Betrage, die dreiprozentigen 
italieniſchen Eiſenbahn-Obligationen mit 3,54% und 
am niedrigſten die dreiprozentigen Norwegiſchen 
Renten mit 3,49%. Von den deutſchen Anleihen hat 
jih die Rentabilität der dreiprozentigen Reichsan⸗ 
leihe von 3,49% Mitte Juni 1909 auf 3,53% Mitte 
Dezember 1909 und 3,57% Witte Juni erhöht. Die 
Verzinſung der dreieinhalbprozentigen preußiſchen 
Konſols ſtieg an den gleichen Terminen von 3,68 auf 
3,72 % und 3,76%. 

Das Berliner Tageblatt (15. Juni) bez 
ſchäftigt ſich eingehend mit der Lage der 


Papierinduſtrie, 


die ſich in der letzten Zeit weſentlich verändert hat. 
Zwar hat der verbeſſerte Geſchmack des Publikums 
den Fabriken mehr zu arbeiten gegeben, doch hat ſie 
gleich den übrigen Induſtriezweigen unter den ver⸗ 
änderten Konjunkturverhältniſſen zu leiden gehabt. 
Der Umſchlag der allgemeinen Konjunktur machte 
ſich zwar im Papiergewerbe erſt eine Zeitlang ſpäter 
bemerkbar, doch war er um ſo kräftiger zu ſpüren, 
da gleichzeitig Erſchwerungen des ſo wichtigen Ex⸗ 
portes eintraten. Die Vereinigten Staaten, ſtarke 
Abnehmer für deutſche Papierwaren, haben bei der 
letzten Tarifreviſion gerade dieje Zölle ſtark herauf— 
geſetzt, ſo daß ſich die Einfuhr immer mehr auf die 
teuerſten Sorten beſchränken muß. Doch machte es 
gerade im vergangenen Jahre einen Strich durch 
die Rechnung der Reformer, daß der Ausſtand bei 
dem amerikaniſchen Papiertruſt die großen Zeitung⸗ 
verleger zum Bezuge europäiſchen Papiers zu er⸗ 
heblich höheren als den Weltmarktpreiſen zwang. 
Auch Frankreich, Portugal und Schweden haben Er⸗ 
höhungen der Papierzölle vorgenommen. In Süd⸗ 
amerika, einem wichtigen Abſatzgebiete, bildet ſich 
immer mehr eine eigene Induſtrie heraus. Die Lage 
der Papierfabriken habe ſich infolgedeſſen im letzten 
Jahre teilweiſe noch verſchlechtert. Die Beſſerung 
begann jih erft im Anfange des laufenden Jahres 
fühlbar zu machen. Trotzdem klagen aber Die re 
briken noch immer über unzureichende Preiſe. 

Die Bankbeamten⸗ Zeitung (15. Juni) 
bringt einen recht beachtenswerten Fall zur öffent⸗ 
lichen Anzeige, in dem der 


Sonnabend⸗Frühſchluß im Bankgewerbe 


zu Konkurrenzzwecken ausgenutzt worden iſt. Die 
Allgemeine Deutſche Kreditanſtalt und die Vorſchuß⸗ 
bank in Freiberg i. S. hatten die abgekürzte Dienſt⸗ 
zeit an Sonnabenden eingeführt. Die Bergmänniſche 
Bank und die Freiberger Bank ſind dagegen dieſem 


Verlangen. ihrer Angeſtellten nicht nachgekommen, 
ſondern veröffentlichen vielmehr Inſerate, in denen 
ſie darauf hinweiſen, daß ſie „an allen Werktagen, 
auch am Sonnabend“ ihre Schalter von 8 bis 12 
und von 2 bis 6 offen halten. — 

Die Berliner Morgenpoſt (14. Juni) 
macht auf das Vorgehen der Lyra-Fahrradwerke in 
Prenzlau aufmerkſam, die das 


Koalitionsrecht der Privatbeamten 


zu beeinträchtigen ſuche. Die Firma hat nämlich zwei 
Angeſtellte wegen ihrer Zugehörigkeit zum Verein der 
Deutſchen Kaufleute ohne eine Einhaltung der Kün— 
digungfriſt entlaſſen. Bereits am 1. Juni hatte 
der Inhaber der Firma die Witglieder des Ver— 
eins vor die Wahl geſtellt, entweder die Vereins- 
angehörigkeit aufzugeben, oder die Kündigung in 
Empfang zu nehmen. Die Entlaſſung ſelbſt erfolgte 
dann, weil zwei Angeſtellte an einer Beſprechung des 
Vorſtandes mit der Leitung über die Vorgänge bei 
den Fahrradwerken teilnahmen. Eine Verſamm— 
lung des Vereins Deutſcher Kaufleute proteſtierte 
dann gegen die Maßregelung. Die Verſammelten 
verſprachen, nach Möglichkeit für die Sicherung des 
Koalitionsrechtes Sorge zu tragen. 

Die Frankfurter Zeitung (15. Juni) gibt 
wieder einen Nachtrag zu ihrer Liſte der 


Animier⸗ Bankiers 


Die Firma Madenfen & Scholz in Berlin glaubt 
ihren Kunden mitteilen zu können, daß die Annahme 
betreffend den Eintritt Dernburgs in die Verwaltung 
der Hapag ſich beſtätigen werde, und prognoſtiziert 
eine weitere ſtarke Kursſteigerung der Paketfahrt⸗ 
aktien, obwohl die Verwaltung die Gerüchte für frei 
erfunden erklärt hat. Ein Inhaber der Firma iſt 
vor mehreren Monaten vom Ehrengericht der Ber- 
liner Börſe zum Ausſchluß auf ein Jahr verurteilt 
worden. Lebhafte Klagen werden ferner wieder— 
holt über eine Firma erhoben, Rien 
fernen i Din mawapheben, die unter dem 
Namen Hermes, Bank- und Wechſelgeſchäft in Berlin 
Provinzkunden zu erwerben ſucht. Als Inhaber der 
Firma werde ein Herr Richard Glaſſel genannt, der 
vorher bei der Firma Nicholt & Co. in Köln tätig 
war. 

Kürzlich wurden an dieſer Stelle eine Reihe 
von Städten genannt, die ihren Anleihe-Gläubigern 
im Falle der Ausloſung der Obligationen Depoſiten— 
zinſen bis zur Einreichung vergüten, und ſolcher, 
die es nicht tun. Die Stadt Kattowitz lehnt nun nicht 
nur grundſätzlich die Vergütung von 


Zinſen auf ausgeloſte Obligationen 


ab, ſondern ſie gibt, wie das Berliner Tages 


blatt (14. Juni) erwähnt, auch nach der 
Ausloſung von Obligationen neue Zinsſchein⸗ 
bogen zu den betreffenden Papieren aus. Und 


zwar entſchuldigt das der Magiſtrat damit, daß 
die Hauptkaſſe bei Herausgabe der neuen Zinsſchein⸗ 
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bogen nur zu prüfen habe, ob den Gläubigern die 
Bogen zuſtehen oder nicht. Eine Kontrolle darüber, 
ob die Anleiheſcheine bereits gekündigt ſeien, liege 
ihr nicht ob. 

Die Kölniſche Zeitung (17. Juni) bes 
ſchäftigt ſich mit der Lage und den Ausſichten der 


Phosphat⸗Induſtrie. 


Seit Beginn des Jahres 1910 hat ſich die Nachfrage 
nach Nohphosphaten gut entwickelt, und das Geſchäft 
iſt andauernd lebhaft. Beſonders iſt in Amerika ein 
Mehrverbrauch zu bemerken, und die Gruben in 
Florida forcieren im Gegenſatz zu früher die Ausfuhr 
nicht mehr. Auch die Erwerbung der Prairie-Pebble⸗ 
Gruben durch die International Agricultural-Kor— 
poration werde die Wirkung haben, daß die Förderung 
dieſer Grube in den Vereinigten Staaten bleibe. Da— 
neben ſteige der Verbrauch in Europa ſtändig. Die 
Zunahme in Deutſchland betrage ſeit zehn Jahren 
im Durchſchnitt jährlich 170 000 Tonnen. In Afrika 
hat nur eine Geſellſchaft eine Erhöhung der Förderung 
zu verzeichnen. Die ozeaniſchen Geſellſchaften ſteigern 
zwar ihre Produktion, doch wird der Wettbewerb vor— 
läufig in Europa nicht ſtark fühlbar werden, da ihr 
Hauptabſatzgebiet China, Japan und Auſtralien ſein 
wird. Die Weltproduktion an Phosphaten betrug im 
Fahre 1909 nur 4,67 Mill. Tonnen gegen 5,08 Will. 
Tonnen im Vorjahre. Daran waren Amerika mit 
2,01 Mill. Tonnen (i. V. 2,22) und Tuneſien mit 
1,22 Will. Tonnen (1,27) beteiligt. Infolge der 
ſchlechten Preiſe und der geringeren Verſchiffung— 
ziffern hatten die Rohphosphatgeſellſchaften auch 
niedrigere Gewinne aufzuweiſen. Nur die Compagnie 
des Phosphates de Gafsa erhöhte die Dividende von 
26% auf 27%. Dagegen verteilten die Phosphates 
Tuniſiens nur 231/,00 gegen 36% und die Pacific 
Phosphate Compauy 35% gegen 50%. Während aber 
die letztere Geſellſchaft im Vorjahre in der Form von 
Aktien einen Bonus von 200% den Aktionären ge— 
währte, konnte fie in dieſem Jahre nur 331/3% auf die 
jungen Aktien vergüten. Ungünſtiger iſt noch das 
Geſchäft des verfloſſenen Jahres für die Superphos— 
phatfabriken geweſen. Durch den Bau neuer Werke 
entſtand eine Uebererzeugung, die einen ſtarken Preis— 
druck hervorrief. Die meiſten Superphosphatwerke 
verteilen eine niedrigere Dividende. Doch wird von 
einigen die Hoffnung ausgeſprochen, daß die große 
Zunahme des Verbrauches einen günſtigen Einfluß 
ausüben werde. Beſonders haben die Superphosphat— 
fabriken in dieſem Frühjahr beſſere Geſchäfte machen 
konnen, da ein größerer Bedarf an künſtlichen Dünge⸗ 
mitteln nicht nur in Deutſchland, ſondern auch im 
Auslande auftrat. So hat Rußland im Jahre 1909 
4589 Pud Superphosphate eingeführt gegen 2128 Pud 
im Vorjahre. Auch in den Donauländern gehe man 
mehr und mehr zur Verwendung künſtlichen Düngers 
über. Die franzöſiſchen Superphosphat⸗Fabriken 
haben infolge der günſtigen Frühjahrskampagne ihre 
Vorräte vollſtändig abgeſetzt und teilweiſe ſogar die 
laufende Erzeugung ſofort verſandt. 


Aus den Börsensälen. 


Auf einem Rundgange durch die Börsen- 
säle vermisse ich jetzt von Woche zu Woche eine 
immer grössere Anzahl bekannter Gesichter. Die 
Reihen der unternehmunglustigen Bankiers sowie 
der gewerbsmässigen Spekulation haben sich in 
diesem Jahre früher gelichtet und zeigen grössere 
Lücken, als es sonst zu dieser Zeit zu beobachten 
war. Das letzte Häuflein der Getreuen nimmt 
kaum noch an den Interessen der Maklerschranke 
teil. Jemand betreibt einen schwunghaften 
Handel mit „Kunst“bronzen, und der Streit 
um den Mehr- oder Minderwert eines derartigen 
Gegenstandes, resp. das Ucberbieten um je drei 
oder fünf Mark erscheint der Börsenspekulation 
interessanter und wichtiger als die Kursbewegung 
der Phönix- oder der A. E. G.-Aktien. Man sieht 
daraus, auf welchem Niveau das lebhafte himmel- 
anstürmende Geschäft der voraufgegangenen 
Monate angelangt ist. Nachdem die Depositen- 
kassenkundschaft nunmehr mit Beständen reich- 
lich versehen worden ist, bliebe den einzelnen 
Stadtfilialen der Grossbanken nur noch übrig, an 
ihren Eingängen die Schilder anzubringen: 
„Ferienhalber geschlossen.“ 


* 
** 


Am Rentenmarkt nahm die Kursbewegung 
der Marokkanischen Anleihe ein gut 
Teil des Interesses in Anspruch. Während sich 
noch die Gelehrten darüber streiten, warum unsere 
heimischen Anleihen ständig im Kurse zurück- 
gehen, und auf welche Weise dem Kursstande 
wieder aufgeholfen werden könnte, entwickelte 
sich in der fremdländischen Neuemission ein 
sehr lebhaftes Geschäft. Der Zeichnungkurs von 
96,75 % war nur für wenige Bevorzugte gültig. 
Diejenigen dagegen, denen keine Beziehungen 
zu den Zeichnungstellen zur Seite standen, 
so dass sie das Papier nicht aus erster Hand 
erhalten konnten, mussten bereits 3 % über den 
Ausgabekurs zahlen. Der günstige Zinssatz und 
die Preiswürdigkeit an sich rief ein lebhaftes Kauf- 
begehr hervor. Viele Anlagesuchende haben das 
Wort „Marokko“ möglicherweise kaum von der 
Landkarte, sondern nur aus dem politischen 
Streite kennen gelernt, dennoch glauben sie 
unbesorgt ihre Sparpfennige diesem Lande an- 
vertrauen zu können. Wo soviel Staaten das 
strittige Objekt argwöhnisch beaufsichtigen, 
scheint in der Tat der Obligation selbst die 
grösstmögliche Sicherheit gewährleistet zu sein. 


* * 


*. 


Am Kassaindustriemarkt sind aller 
Augen auf die Juli-Dividendenab- 
schläge gerichtet. Wenngleich vielfach dafür 
plädiert wurde, die Dividenden der Kassawerte 
ebenso wie bei den sogenannten Ultimopapieren 
erst nach der Generalversammlung, in der die 
Höhe der Dividende endgültig festgesetzt wird, 
vom Kurse in Abzug zu bringen, sind dennoch 
in dieser Hinsicht keinerlei Schritte unternommen 
worden. Es bleibt vorerst bei der Dividenden- 


490 


abtrennung mit Ablauf des Geschäftsjahres, und 
es erhalten sich somit auch die der Abtrennung 
vorausgehenden Dividendenschätzungen. Bei der 
Abgabe von Dividendentaxen nehmen die Ver- 
waltungen derjenigen Unternehmungen, die ihren 
Sitz innerhalb Sachsens haben, eine besondere 
Stellung.ein. Mit einer bewundernswerten Hart- 
näckigkeit glauben Direktoren und Aufsichträte 
es als ihr persönliches Geheimnis bewahren zu 
müssen, ob der Geschäftsgang ihres Werkes in 
dem betreffenden Jahre seither ein besserer oder 
ein schlechterer war. Auf diese Weise kommt 
es gerade in derartigen Werten zu den ver- 
wegensten Kombinationen bezüglich des voraus- 
sichtlichen Erträgnisses, zu den seltsamsten 
Dividendentaxen und zu einer völlig unregel- 
mässigen Kursbewegung der betreffenden Werte. 
Ich nenne an dieser Stelle die Aktien der Ma- 
schinenfabrik Kappel. Das Werk hatte 
im vorigen Jahr 220% Dividende gezahlt. In 
Börsenkreisen rechnet man für das laufende, ob- 
wohl eine offizielle Mitteilung hierüber absolut 
nicht erhältlich ist, auf ca. 30 0%. Bei Voigt- 
ländische Maschinenfabrik, die im 
letzten Jahre 10 % verteilte, rechnet die Speku- 
lation in diesem Jahre bis auf etwa 20%. Die 
Direktion der Kirchner Maschinen-Fa- 
brik äusserte sich nur so weit, dass sie für das 
laufende Jahr auf eine Dividende in vorjähriger 
Höhe rechne. Dennoch glaubt die Spekulation 
aus den auftretenden Käufern herauslesen zu 
dürfen, dass eine derartige offizielle Angabe zum 
mindesten als schr vorsichtig zu bezeichnen sei, 
und dass die Dividende dennoch höher, bis etwa 
25 c, ausfallen dürfte. Die in den vorgenannten 
Werten zutage tretenden starken Kursvariatioaen 
würden sich leicht umgehen lassen, wenn die 
sächsischen Fabrikdirektoren endlich einmal mit 
dem Prinzip brechen würden, nicht nur den ihnen 
nahestehenden Personen einen Einblick in den 
Geschäftsgang ihrer Unternehmungen zu ge- 
währen, sondern wenn sie in erster Linie ihre 
Aktionäre, und zwar rechtzeitig, davon unter- 
richten würden, sobald sich der Umsatz und die 
Aussichten derart wesentlich verändert haben, 
dass hieraus eine Steigerung oder Verringerung 
der Rentabilität des Aktienbesitzes herzuleiten 
wäre. Eine derartige Geheimniskrämere! muss 
dahin führen, dass immer nur wenige Eingeweihte 
aus der Kursbewegung Nutzen ziehen können. 


* * 


* 


Wie schr die rechtzeitige Stellungnahme der Ver- 
waltung einer Gesellschaft bei einer grösseren Kurs- 
veränderung ihrer Aktien erforderlich ist, zeigen 
auch deutlich die starken Kurssprünge der Ver- 
zinkereiHilgers-Aktien. Nachdem Tage 
hindurch eine Grossbank die Aktien gekauft hatte, 
und nachdem gleichzeitig unter starker Beteili- 
gung der Spekulation für das erst am 31. De- 
zember endigende Geschäftsjahr Dividendentaxen 
in Höhe von etwa 18% gegen 12% i. V. ver- 
breitet worden waren, sah sich die Direktion 
plötzlich bemüssigt, einem einzelnen Aktionär die 
briefliche Mitteilung zu machen: das Geschäft 
wickle sich in normalen Bahnen ab und leide 
nach wie vor unter der Ungunst der Konjunktur, 
so dass für das laufende Jahr die Verteilung 


einer noch höheren Dividende wie im Vorjahr 
ausgeschlossen erscheine. Tine Aenderung der 
inneren Verhältnisse der Gesellschaft sei nicht 
eingetreten, die starke Kurssteigerung der letzten 
Wochen erscheine unmotiviert. — Viel mehr als 
die starke Kurssteigerung und das Befremden der 
Direktion darüber erscheint mir unmotiviert, 
warum die Verwaltung erst mehrere Wochen ver- 
gehen lassen musste, um zu der Höherbewertung 
ihrer Aktien Stellung zu nehmen. Sollte dieselbe 
durch ihre Berliner Bankverbindung nicht Ge— 
legenheit haben, zu erfahren, was für Gerüchte 
über ihr Unternehmen in Umlauf sind? Hiesse 
es nicht einsichtiger gehandelt, anstatt „streng 
vertraulicher“ Mitteilungen an einen einzelnen 
Aktionär, die in die Zeitung lanciert wird, eine 
offizielle Mitteilung zu erlassen, die allen Ak- 
tionären zu gleichen Teilen zugute kommt? Es 
wäre auf diese Weise der „unmotivierten“ Kurs- 
steigerung, die seit Mitte Mai etwa 35 % be- 
trug, schon frühzeitiger Einhalt getan worden, 
Le V. WERBEN 


Umschau. 


Die Wiener Börse hat sich, wie auch 
in der Revue der Presse des vorigen 
Heftes mitgeteilt wurde, veranlasst gesehen, öffentlich dem 
Unwesen der sogenannten Animierbankiers entgegenzu- 
treten. Unter der Bezeichnung „Animierbankiers“ kann 
man nicht ohne weiteres jeden Bankier subsummieren, der 
durch Zirkulare sich Kundschaft wirbt. Denn es ist das 
gute Recht jedes Kaufmanns und auch jedes Bankiers, 
nicht zu warten, bis die Kundschaft zu ihm kommt, son- 
dern sie aufzusuchen und sie zu werben. Das tun neuer- 
dings auch die Banken, namentlich aber auch die De- 
positenkassen der grossen Banken, und wenn auch be- 
sonders feinfüblige Bankiers ein solches Verfahren ab- 
lehnen, so liegt doch im allgememen darin, auch vom 
kaufmännischen Standpunkt aus, nichts Unehrenhaftes. 
Ganz anders liegen die Dinge schon dagegen, wenn be- 
wusst solche Animierzirkulare an solche Leute geschickt 
werden, die nicht bloss der Börsengeschäfte unkundig sind, 
sondern deren notorische Unerfahrenheit dazu benutzt 
werden soll, sie zu veranlassen, statt ihr kleines Kapital 
sicher anzulegen, alle möglichen waghalsigen Spekulationen 
einzugehen. Meist geschieht die Verleitung zur Erwerbung 
solcher Werte dadurch, dass in aufdringlicher Weise dem 
Publikum grosse, in vielen Fällen auch nicht im geringsten 
gerechtfertigte Gewinnchancen in Aussicht gestellt werden. 
Eine besondere Spezialität dieser Animierbankiers sind die 
Prämiengeschäfte, die sie zum grossen Teil schon deshalb 
an der Börse nicht zur Ausführung bringen, weil sie gar 
nicht zum Börsenbesuch zugelassen sind. Ich habe jüngst 
im Plutus erst geschildert, dass diese Geschäfte in der Ab- 
sicht gemacht werden, den Prämienbetrag einzustreichen 
und im Falle des Gewinnes die Handhabe zu benutzen, 
die das neue Börsengesetz dazu bietet, den Gewinn dem 
Kunden vorzuenthalten. Dass solche Bankierelemente 
überaus schädlich sind, bedarf nicht erst besonderer Be- 


Ausländerei. 


491 


leuchtung. Aber wenn wir nun schon einmal gegen solche 
Geschäfte, die von Deutschen betrieben werden, nicht ganz 
radikal vorgehen können, weil diese Persönlichkeiten immer 
wieder Mittel und Wege finden, an das Publikum heran- 
zukommen, so brauchten wir es uns doch wirklich nicht 
gefallen zu lassen, dass nicht bloss ausländische Animier- 
bankiers vom Auslande her bei uns ihr Publikum suchen, 
sondern dass solche Ausländer auch innerhalb unserer 
Landesgrenzen ihr gefährliches Gewerbe treiben. Ein 
Freund des Plutus macht mich darauf aufmerksam, dass 
zurzeit mehrere solcher Ausländer hier in dieser Weise 
tätig sind. So besteht in Berlin in der Oranienburger- 
strasse 51 das Bankgeschäft Merkur, vor dem bereits ver- 
schiedentlich gewarnt worden ist. Der Inhaber dieses 
Geschäftes ist ein Oesterreicher namens Otto Sattler. 
Ebenfalls aus Oesterreich stammt Herr Martin Farago, 
der sein „Bankgeschäft“ in der Dorotheenstr. 11 betreibt. 
Um das Kleeblatt vollständig zu machen, gesellt sich zu 
diesen beiden Herr Arthur Frankl. Herr Frankl war 
früher Börsenbesucher in Berlin, ist aber wegen Verletzung 
der kaufmännischen guten Sitten vom Besuche aus- 
geschlossen worden. Trotzdem betreibt er zurzeit wieder ein 
umfangreiches Geschäft (Friedrichstr. 167/168) der Att, wie 
ich es oben geschildert habe. Eine Firma ferner, über die 
ich ebenfalls mehrfach Klage gehört habe, ist die Firma 
Strasser & Co., Am Kupfergraben 4. Diese Firma ver- 
sendet Monatstabellen der Kurse und Bilanzen. Wer 
diese Tabellen auf Annoncen hin einfordert, erhält sofort 
ein Zukular von der üblichen Art, in dem unter anderem 
steht: „Durch ausgedehnte Beziehungen und zuverlässige 
Informationen sind wir jederzeit in der Lage, Sie auf aus- 
sichtreiche Operationen nicht nur an der hiesigen, son- 
dern auch an der Pariser, Londoner und Wiener Börse 
rechtzeitig hinzuweisen. Insbesondere leistungfähig sind 
wir in Prämiengeschäften, bei denen sich das Risiko auf 
einen verhältnismässig kleinen Betrag reduziert, zumal jetzt 
die Prämiensätze sehr billig sind.“ Interessant ist auch 
folgender Passus des Briefes: „An Provision würden wir 
Ihnen bei Ausführung Ihrer Orders an deutschen Börsen 
1% (1 AL pro 1000 ) berechnen, während wir Ihnen 
im Konto auf die von Ihnen geschuldeten Beträge einen 
nach der Umsatzhöhe Ihres Kontos zu normierenden 
billigen Provisionssatz von !/, bis ½% in Ansatz bringen.“ 
Dass diese Provision billig ist, wird man füglich nicht 
gerade behaupten können, nachdem bereits 1% Provision 
bei der Transaktion selbst in Anrechnung gebracht worden 
ist. Der Inhaber der Firma Strasser & Co. ist Herr Ernst 
Strasser aus Wien, der in Wien selbst noch Teilhaber der 
Firma „Wiener Bank- und Wechslerhaus Strasser & Kohn“, 
Graben 17, ist. Diese Firma gibt in Wien eins der so- 
genannten Börsenfachblätter heraus, deren Natur man ja 
zur Genüge kennt. Herr Strasser ist übrigens in Berlin 
Börsenbesucher, so dass man nalürlich nicht ohne weiteres 
sagen kann, dass seine Fırma keine ihrer Transaktionen 
Sonst ähnelı aber 
die Geschäftsgebarung der Firma durchaus jener der 
Animierbankiers. Es erscheint an und für sich schon sehr 
fraglich, ob man überhaupt an der Berliner Börse Aus- 
länder zum Börsenbesuch zulassen sollte. Ich weiss mich 
durchaus frei von kleinen, sogenannten nationalistischen 
Bedenken, aber soviel wie mir bekannt ist, lässt sowohl 


an der Börse zur Ausführung bringt. 


die Londoner wie auch die Pariser Börse nur englische 
bzw. französische Bürger zum Börsenbesuch zu. Und wir 
brauchen uns wahrhaftig nicht zu schämen, das nachzu- 
ahmen, was französische und englische Kaufleute tun. 
Ausserdem werden, soweit mir bekannt ist, auch in Ham- 
burg nur Hamburger Bürger zum Börsenbesuch zugelassen. 
Man braucht solche Bestimmungen nicht ganz streng durch- 
zuführen. Wenn heute ein Engländer, Franzose oder 
Oesterreicher von einer grossen Bank oder von einem an- 
gesehenen Bankhaus zum Prokuristen, Direktor oder Mit- 
inhaber bestellt wird, so kann man auf deren Bürgschaft 
hin schon eine Ausnahme eintreten lassen. Aber Grund- 
satz sollte es sein, in Preussen nur Reichsdeutsche zum 
Börsenbesuch zuzulassen. Besonders aber dann sollte man 
mit der Aufnahme von Ausländern vorsichtig sein, wenn 
sie hier neue Geschäfte gründen. Solange wie ein solcher 
Grundsatz aber nicht durchgeführt ist, sollte man anderer- 
seits von den Staatsbehörden verlangen, dass jeder Aus- 
länder, der von einer deutschen Börse wegen ehrenrühriger 
Dinge vom Börsenbesuch ausgeschlossen ist, unweigerlich 
ausgewiesen wird, und zwar sollten sich hier sämtliche 
Bundesstaaten über ein gemeinsames Vorgehen einigen. 
Solchen vom Börsenbesuch ausgeschlossenen Ausländern 
müssen aber auch unbedingt gleichgestellt werden alle 
Animierbankiers, die ausserhalb der Börsensäle ihr Wesen 
treiben. Sie sind durchaus gefährliche Elemente, und es 
ist nicht zu verstehen, warum ein polnischer Arbeiter, der, 
vom Alkoholteufel besessen, in eine Messerstecherei ver- 
wickelt worden ist oder der einmal einen Griff in fremde 
Taschen gemacht hat, als gefährlicher Ausländer der Aus- 
weisung verfällt, während Animierbankiers, die man nach 
dem Strafgesetzbuch meist nicht wird fassen können, deren 
Treiben aber dafür um so gefährlicher ist, aus deutschen 
Taschen so viel Geld ziehen können, wie sie wollen. Wenn 
wir es schon durchaus nicht verhindern können, dass die 
Unerfahrenheit der Kreise unserer kleinen Kapitalisten 
ausgebeutet wird, so können das unsere lieben deutschen 
Landsleute schon allein besorgen. Dazu brauchen wir 
nicht noch Zuzug von jenseits der Landesgrenzen. 


Nach dem neuen Stempel- 
steuergesetz sind für 
Wechsel, die länger als drei Monate und fünf Tage laufen, 
höhere Stempelsätze je nach der Länge der Laufzeit zu 
entrichten. Nach Bekanntmachungen des preussischen und 
sächsischen Finanzministeriums bat man nun vielfach ver- 
sucht, den höheren Stempel dadurch zu hinterzieben, dass 
man nicht den richtigen Ausstellungtag auf dem Wechsel 
angibt, sondern einen Ausstellungiag, der nur drei Monate 
vom Fälligkeittag zurückdatiert. Vielfach ist bei der Aus- 
stellung des Wechsels ein Ausstellungtag überhaupt nicht 
angegeben worden. Das Ausstellungdatum wurde vielmehr 
erst später, entsprechend rektifiziert, hinzugefügt, Dass in 
solchen Fällen strafbare Handlungen vorliegen, die unter 
Umständen das Vielfache dessen kosten, was man durch 
solche Manipulation sparen will, bedarf keiner Erörterung. 
Ich halte mich aber auch um deswillen für verpflichtet, 
die Interessenten vor solchen Manipulationen zu warnen, 
weil die Handlungweise sehr unklug ist. Zunächst kann 
ja der Fall eintrefen, dass der Wechsel vor Fälligkeit, 
z. B. bei Konkursen, protestiert und eingeklagt werden 
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muss. In $ 26 des Stempelsteuergesetzes aber heisst es 
ausdrücklich: „Ausser den Steuerbehörden haben alle die- 
jenigen Staats- und Kommunalbehörden und Beamten, 
denen eine richterliche oder Polizeigewalt anvertraut ist, 
sowie die Notar- und Postbeamten und andere Beamten, 
die Wechselproteste ausfertigen, die Verpflichtung, die 
Besteuerung der bei ihnen vorkommenden Wechsel und 
Anweisungen von Amts wegen zu prüfen und die zu ihrer 
Kenntnis kommenden Zuwiderhandlungen gegen dieses 
Gesetz bei der nach $ 24 zuständigen Behörde zur An- 
zeige zu bringen. Auf der nach der Wechselordnung 
zurückzubehaltenden Abschrift des Protestes ist ausdrück- 
lich zu bemerken, mit welchem Wechselstempel die pro- 
testierte Urkunde versehen oder dass sie mit einem 
Stempel nicht versehen ist.“ Auch wenn der Wechsel 
erst zur rechten Zeit protestiert wird, liegt die Gefahr 
einer Entdeckung vor, denn es kommen im Wechsel- 
prozess unter Umständen Dinge zur Sprache oder Ur- 
kunden zur Verlesung, aus denen hervorgeht, dass das 
Geschäft lange vor dem auf der Wechselurkunde ver- 
merkten Tage zustande gekommen ist. Das würde einen 
Richter stutzig machen, der yon Amts wegen verpflichtet 
wäre, diesem Widerspruch nachzugehen. Es würde in 
solchen Fällen, abgesehen von der Wechselstempelstrafe, 
eine solche wegen Betruges eintreten. Jedoch auch ein 
rechtzeitiger oder früherer Protest und eine rechtzeitige 
oder frühere Klage können die Sache ans Tageslicht 
bringen, denn & 25 des Wechselstempelgesetzes sagt: „Die 
in den einzelnen mit der Beaufsichtigung des Stempelwesens 
beauftragten Behörden und Beamten haben die ihnen obliegen- 
den Verpflichtungen mit gleichen Befugnissen, wie sie ihnen 
hinsichtlich der nach den Landesgesetzen zu entrichtenden 
Stempelabgaben zustehen, auch hinsichtlich des Wechsel- 
stempels wahrzunehmen.“ Von Preussen gilt in dieser 
Hinsicht die Bestimmung des $ 31 des preussischen 
Stempelsteuergesetzes, der folgenden Wortlaut hat: „Die 
nähere Aufsicht über die gehörige Beobachtung dieses 
Gesetzes führen die Vorstände der Stempelsteuerämter ..., 
alle Behörden und Beamten einschliesslich der Notare, 
ferner Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien, eingetragene Genossenschaften, Gewerkschaften, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Versicherung- 
gesellschaften auf Gegenseitigkeit und diejenigen Personen, 
welche gewerbsmässig Auktionen abhalten, sind verpflichtet, 
den vorbezeichneten Vorständen behufs Prüfung der ge- 
börigen Abgabeentrichtung die Einsicht ihrer Akten, 
Bücher und Schriftstücke zu gestatten . . Privatpersonen 
sind auf Erfordern der Vorstände der Stempelsteuerämter 
verpflichtet, sich über die gehörige Beobachtung der 
Stempelgesetze auszuweisen, wenn Tatsachen vorliegen, 
welche den dringenden Verdacht rechtfertigen, dass von 
ihnen ein Stempelgesetz verletzt ist. Bei dringendem 
Verdacht einer Stempelhinterziehung hat auf einen auf 
Angabe und Glaubhaftmachung der vorliegenden Tatsachen 
zu bekundenden Antrag das Amtsgericht über die 
Anordnung einer Beschlagnahme oder Durchsuchung 
Entscheidung zu treffen. — In der Regel finden solche 
Revisionen bei Aktiengesellschaften usw. mindestens ein- 
mal in drei Jahren statt. Die Gefahr einer Entdeckung 
ist also ausserordentlich gross, und die Folgen solcher 
Entdeckung steben in gar keinem Verhältnis zu den re- 


gulären Stempelkosten, die zu entrichten sind. Der Kauf- 
mannsstand hat vollkommen recht, wenn er sich, solange 
wie es Zeit ist, gegen zu hohe Abgaben zur Wehr setzt, 
aber es ist eines anständigen Kaufmanns unwürdig, etwa 
gegen solche Gesetze nachträglich durch betrügerische 
Handlungen zu remonstrieren. 


Im Justizministerium hat eine Juristen- 
kommission getagt, die über die 
Mittel und Wege beraten hat, um den Zustrom unge- 
eigneter Elemente zum juristischen Studium einzudämmen. 
Von dieser Kommission ist unter anderem auch der Vor- 
schlag gemacht worden, den bei den Studierenden recht 
unbeliebten drei Klausurarbeiten noch eine vierte hinzu- 
zufügen, und zwar eine solche aus dem Gebiet des 
römischen Rechts, die wesentlich in einer Exegese des 
Corpus juris bestehen soll. Dass dadurch eine Er- 
schwerung des ersten juristischen Examens herbeigeführt 
wird, ist allerdings ebenso sicher, wie eine Erschwerung 
des Referendarexamens wünschenswert erscheint. Aber 
es fragt sich nur, ob die Erschwerung auf diese Weise 
in der Tat geeignet ist, in dem Sinne Abhilfe zu schaffen, 
wie die öffentliche Meinung und der Wunsch vieler 
Juristen mit praktischem Sinn es schon seit langem fordern, 
Natürlich wenden sich viele Elemente dem juristischen 
Studium zu, denen der liebe Herrgott von vornherein 
jedes Verständnis für das Wesen des Jus, wie iiberhaupt 
für logisches Denken verschlossen hat. Aber andererseits 
soll das juristische Studium ja die jungen Juristen nicht 
bloss zu Rechtsgelehrten heranbilden, sondern in der 
Hauptsache wird das juristische Studium doch von solchen 
ergriffen, die später im praktischen Rechtsbetriebe ihren 
Lebensunterhalt finden wollen. Handelte es sich bloss 
um die Heranbildung von Rechtsgelehrten, so wäre das 
juristische Studium, so wie es ist, recht gut. Denn unsere 
hervorragendsten Juristen haben diese Schule durch- 
gemacht, und die Rechtswissenschaft ist gut dabei ge- 
fahren. Ja für die wissenschaftliche Ausbildung sind die 
Examinas überhaupt nicht notwendig, denn viele unserer 
feinsten Juristenköpfe sind weder Referendare noch 
Assessoren gewesen, denn zur Zeit, da sie jung waren, 
galt noch der durchaus berechtigte Grundsatz, dass die 
Vorbedipgung für den Lehrstuhl lediglich der akademische 
Doktorgrad sein soll. Das Referendarexamen ist auch 
heute noch eine Vorbedingung für die Anstellung im 
praktischen Rechtsbetrieb. Unfähige Elemente sind deshalb 
solche, die sich nicht praktisch auskennen, die ungeeignet 
sind, als Rechtsanwälte, Staatsanwälte oder Richter zu 
fungieren, Ich verkenne nun durchaus nicht die hohe 
Bedeutung, die das Studium des römischen Rechts für die 
Schulung des Geistes und auch für das Verständnis des 
modernen Rechts überhaupt hat. Aber wenn man so 
vielfach über die Weltfremdheit unserer Richter (ich lasse 
dahingestellt sein, ob mit Recht oder Unrecht) klagt, so 
liegt das nicht bloss daran, dass solche Richter nichts 
Tüchtiges gelernt haben, sondern sehr oft wissen gerade 
diese Leute in den Paragraphen sehr gut Bescheid, aber 
sie können die Gesetzbücher nicht auf die Fälle des 
praktischen Lebens anwenden. Will man deshalb das 
erste juristische Examen erschweren, so lege man weniger 
Gewicht darauf, dass der Examinand das Corpus juris 
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intus hat, sondern darauf, dass er schon, bevor er in die 
Rechtspraxis einzieht, sich wenigstens theoretisch mit den 
Fragen des praktischen Lebens beschäftigt hat, dass er 
gewisse nationalökonomische, buchhalterische, technische 
Grundbegriffe kennt, dass er in der Lage ist, Sachver- 
ständigen-Gutachten zu verwerten und ähnliches. Der 
Weg aber, den die Juristenkommission gehen will, scheint 
mir vollkommen verfehlt. Es fragt sich ja überhaupt, ob 
die augenblickliche Form des Examens, dessen Bestehen 
von ausserordentlich viel Zufälligkeiten abhängt, geeignet 
ist, die tauglichen Elemente von den untauglichen zu 
scheiden. Wer jemals ein juristisches Praktikum besucht 
hat, der weiss, wie in solchen praktischen Uebungen viele 
Leute, die vor knifflichen und ausgetüftelten Examens- 
fragen ratlos dastehen, gewissermassen aufwachen und 
Leistungen zeigen, die man bei ihnen nicht vermuten 
würde. Viele Professoren haben z. B. die Uebungen ein- 
geführt, dass vollständige Gerichtsverhandlungen, sowohl 
zivilrechtlicher wie strafrechtlicher Natur, fingiert werden, 
bei denen die Schlagfertigkeit und Beschlagenheit der 
einzelnen Teilnehmer sich im vollsten Lichte zeigen kann. 
Das ist ja auch die Grundidee der inzwischen zur Farce 
herabgesunkenen Doktordissertation gewonnen: In der 
Dissertation sollte der Kandidat zeigen, ob er gelernt 
hat, mit dem aufgehäuften Wissensstoff etwas anzufangen. 
Wenn die Examinatoren den Reſeren datskandidaten in 
solche fingierten Verhandlungen hinausstellen wollten, sie 
würden sofort sehen, wer brauchbar ist und wer nicht: 
Bei dieser Gelegenheit müchte ich übrigens einmal an- 
regen, ob es nicht möglich ist, von vornherein durch die 
Examensnote zu einer Entscheidung bezüglich der zu- 
künftigen Fähigkeiten anzuregen. Bei der Erteilung der 
facultas docendi an die Oberlehrer wird dem einen die 
facultas für die unteren und mittleren Klassen und dem 
anderen für die oberen Klassen erteilt. Eine solche 
Scheidung wäre bei den Juristen noch viel notwendiger- 
Heute kann 2. B. ein Rechtsanwalt sich grundsätzlich 
ebensogut beim Landgericht, wie beim Oberlandesgericht 
eintragen lassen. Dabei ist das, was man vom Ober- 
landesgerichtsanwalt verlangt, grundsätzlich verschieden 
von dem, was vom Landgerichtsanwalt verlangt wird. 
Beim Oberlandesgericht und beim Reichsgericht handelt 
es sich im wesentlichen darum, Rechisfragen grundsätz- 
lich zur Entscheidung zu bringen. Hier muss man in 
der Tat weitgehende Rechtskenntnisse ebenso wie tief- 
gehendes juristisches Verständnis voraussetzen. Bei dem 
Landgericht und Amtsgericht wesentlich das 
praktische Verständnis in Frage. Genau so ist es auch 
bei den Richtern. Der Amtsrichter soll möglichst schnell 
und praktisch entscheiden, die Senate der Oberlandes- 
gerichte dagegen müssen ihre Entscheidungen auf ganz 
andere Grundlagen aufbauen. Hier könnte ein ver- 
ständiges Examen verständiger Gelehrten meines Er- 
achtens ungeheuren Nutzen stiften. Man sollte z. B. nur 
solche Rechtsanwälte zum Oberlandesgericht 
die ganz besondere Qualitäten aufweisen und wenn ein 
so qualifizierter Anwalt aus Geschäftsrücksichten sich 
zunächst beim Landgericht niederlassen will, so sollte 
man ihm die Möglichkeit geben, durch einen besonderen 
Titel dem Publikum vor Augen zu führen, dass es sich 
einem Manne mit Extra-Qualitäten gegenüber befindet. 


kommt 


zulassen, 


n Das Oberlandesgericht 
Verschwiegene Auskunft. Dresden hatte sich jüngst 

mit einem recht interessanten Fall zu beschäftigen, der für 
weite kaufmännische Kreise von erheblichem Interesse sein 
dürfte. Eine Firma, die an eine Spinnerei Ware liefern 
sollte, hatte sich bei der Bankverbindung der Bestellerin 
nach deren Kreditwürdigkeit erkundigt. Der Prokurist 
der betreffenden Bank hatte eine gute Auskunft gegeben, 
dabei aber nicht mitgeteilt, dass die Firma ihre Buch- 
aussenstände zur Sicherung eines Bankkredites an die Bank 
verpfändet habe. Der 5. Zivilsenat. des Oberlandesgerichts 
Dresden hatte den Prokuristen zum Schadensersatz ver- 
urteilt mit der Motivierung, dass die Diskontierung von 
Buchforderungen in Deutschland nicht üblich wäre, und 
dass da, wo sie vorkäme, die Vermögenslage des Kredit- 
suchers in schlechtem Lichte erscheinen müsste. Das 
Reichsgericht hatte unter Aufhebung des Urteils die Sache 
an einen anderen Senat des Dresdener Oberlandesgerichts 
verwiesen, weil aus dem Urteil der notwendige Nachweis 
eines Zusammenhanges zwischen Auskunft und Schaden- 
entstehung nicht hervorgehe. 
mehr die Klage gegen den Prokuristen abgewiesen. Das 
Urteil geht davon aus, dass unter Umständen sehr wohl 
in einer Verpfändung von Buchforderungen eine schlechte 
Vermögenslage zu erblicken sei, dass es aber bei jahrelanger 
Fortsetzung des Verhältnisses zwischen Fabrikanten und 
Bankier sich doch nicht um eine vorübergehende schwierige 
Lage des Betriebsnehmers handle, sondern um eine an 
sich nicht unstatthafte Vermehrung der Betriebsmittel. 
Deshalb habe der Bankprokurist keinen Verdacht in die 
Kreditwürdigkeit der Firma zu setzen und einem solchen 
in der Auskunft nicht Ausdruck zu geben brauchen. Das 
Urteil ist richtig und falsch zugleich. Richtig insofern, 
als in der Tat jemand, der seine Buchaussenstände ver- 
kauft, sich nicht in schlechten Vermögensverhältnissen zu 
befinden braucht. Richtig auch insofern, als nachdem 
jahrelang ein solches Kreditverhältnis zwischen der Bank 
und dem Kunden bestanden hat, die Bank keinen Zweifel 
in seine Kreditfähigkeit zu setzen brauchte Aber anderer- 
eint es mir doch zum mindesten zweifelhaft, ob 
ein Bankier, der über die Kreditwürdigkeit eines Geschäfts- 
mannes angefragt wird, wenn er überhaupt eine Auskunft 
gibt, nicht auch in dieser sagen muss, dass die Firma mit 
ihm im Buchdiskontverkehr steht, der ja stets eine Ver- 
pfändung der Aussenstände zur Folge hat. Denn zweifellos 
wird man zu ganz anderen Bedingungen an einen Kauf- 
der freie Aussenstände hat, als an einen 


Die neue Instanz hat nun- 


seits ersch 


mann liefern, 
solchen, dessen Aussenstände verpfändet sind. Geht der 
Kaufmann mit freien Aussenständen in Konkurs, so fallen die 
Aussenstände der Masse zit. Jeder Kaufmann kalkuliert seine 
Ware mit einergewissen Risikoprä 
aber erheblich über den normalen Durchschnitt wachsen, 
wenn er beim Konkurs in zunehmendem Masse riskierte, 
dass die Aussenstände den Banken verpfändet sind und 
er daher so gut wie gar nichts bekommt. Nun fragt sich 
allerdings, ob der Bankier von der Natur seiner Geschäfts- 
verbindung mit seiner Kundschaft überbaupt Dritten Mit- 
Ich möchte diese Frage verneinen, 


mie. Seine Verluste müssen 


teilung machen darf. 
denn der Bankier ist der Vertrauensmann seiner Kunden. 
Auf der anderen Seite aber ist jeder Kaufmann verpflichtet, 
Auskunlt nach bestem Wissen unter Berücksichtigung aller 
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jener Momente zu erteilen, die für die Bildung eines Urteils 
über die Kreditwürdigkeit eines Angeklagten von Einfluss 
sein können, Hier liegt für den gewissenhaften Bankier 
ein Dilemma vor. Aus diesem Dilemma kann er sich 
nur dadurch’herausziehen, dass er eine Auskunft verweigert. 
Durch eine solche Auskuuftverweigerung wird freilich 
seinem Kunden auch nichts genützt. 
dadurch sogar noch schaden. Aber es bleibt einem weiter 
nichts übrig. Und deshalb ist es notwendig, daß in solchen 
Fällen die Kunden sich überhaupt gar nicht auf ihre Bank- 
verbindung beziehen. Der Bankier müsste solche Aus- 
künfte ablehnen, weil meines Erachtens jeder Waren- 
kaufmann sich eines Betruges schuldig macht, der einer- 
seits seine Aussenstände einer Bank verpfändet, anderer- 
seits aber Waren auf Kredit kauft. Es ist nichts dagegen 
einzuwenden, dass Kaufleute ihre Aussenstände verpfänden, 
um ihre Betriebsmittel zu stärken. Dann aber müssen 
sie ihre verstärkten Betriebsmittel dazu benutzen, ihre 
Waren bar einzukaufen. Wer dagegen Waren auf Kredit 
kauft und dem Lieferanten nichts über seine Diskontierung- 
geschäfte mitteilt, lässt sie sträflicherweise in dem Glauben, 
dass er dieselben Sicherheiten wie jeder andere Konkurrent 
bietet, nämlich dass sein Warenlager und seine Aussen- 
stände als Sicherheit für seine Schulden haften. 


Eher kann er ihm 


Aus Wien wird mir ge- 
schrieben: „Sie wollen 
meine Ansicht über die Interpellation des Abgeordneten 
Breiter im österreichischen Abgeordnetenhaus über den 
Bankverein hören. Das ist nicht so einfach, wie Sie 
sich vorstellen. Die Sache gehört zu den Dingen, von 
denen man sich gerne fernhält, weil man die Empfindung 
hat, dass die Sache nicht ganz sauber ist, obwobl man 
nicht in der Lage ist, es nachzuweisen, daher auch nicht, 
es zu behaupten. Zunächst der Tatbestand: In der letzten 
Generalversammlung des Wiener Bankvereins trat ein 
Herr Mathias von Löbl mit einer Anfrage hervor, in 
der Vernunft und Unsinn in buntem Gemisch neben- 
einander standen und die hauptsächlich eine Reihe von 
Verlustgeschäften des Wiener Bankvereins während der 
letzten Jahre betraf. Der Interpellant ist eine in der 
Oeffentlichkeit oft genannte Persöplichkeit, mit der man 
aber nichts Rechtes anzufangen weiss. Der Mann ver- 
mittelt seit vielen Jahren zwischen der ungarischen Re- 
gierung und gründunglustigen österreichischen Industriellen 
Subventionen aus dem staatlichen Industrieförderungfonds. 
Er behauptet immer, dies in vollständig uneigennütziger 
Weise als ungarischer Patriot zu tun. Wer industrielle 
Gründungen vermittelt, will entweder ein Geschäft damit 
machen, oder er ist ein Idealist, besser gesagt ein Narr. 
Herr von Löbl behauptet, das letztere zu sein. Er hat 
auch ein ungarisches Adelsprädikat für seine uneigen- 


Bankinterpellation. 


nützige Tätigkeit erhalten. Dann aber kommen zeitweilig 
doch Prozesse, die nicht ganz klar sind und in denen sein 
Anspruch auf irgendein Entgelt für seine Tätigkeit eine 
Rolle spielt. Auch ist er in die Verwaltung zweier Unter- 
nehmungen, bei deren Gründung er mitgewirkt hat, ge- 
wählt worden, was gewiss kein Unrecht ist. Dann tritt 
er auch von Zeit zu Zeit in einer Generalversammlung 
auf, und immer in einer Weise, bei der man den Eindruck 
hat, dass es ihm um den Skandal oder einen Racheakt zu 


tun ist, und wo behauptet wird, dass irgendein nicht er- 
füllter Wunsch die Ursache der Interpellation ist. Auch 
im Falle des Wiener Bankvereins wurde dies sofort nach 
der Generalversammlung verbreitet. Seine Interpellation 
hat dann ein Montagsblätichen aufgegriffen, das seine 
Hauptaufgabe im Skandal erblickt, und das in zehn Artikeln 
in den verschiedensten Variationen den Inhalt seiner Inter- 
pellation breitgetreten hat, mit immer wilderen Be- 
schimpfungen der Leitung des Wiener Bankvereins. Nun 
hat auch der Abgeordnete Breiter, der gleichfalls sehr 
gerne Skandal macht, auf derselben Grundlage seine Inter- 
pellation aufgebaut. Was ist nun der sachliche Inhalt 
dieser Angriffe”? Herr von Löbl wirft dem Bankverein 
vor, dass die Direktion des Bankvereins den derzeitigen 
Vizepräsidenten und früheren Direktor Karl Stögermayer 
nach 38jähriger Tätigkeit zum Rücktritt gezwungen und 
zum Ersatz von 900 000 K für ungünstige Geschäfte ver- 
anlasst hat, was bei der Solidarität aller Direktoren nicht 
am Platze gewesen sei. Er weist ziffermässig nach, dass 
die Umsätze des Bankvereins sich seit dem Jahre 1896 
verdreifacht haben, dass die Einnahmen in etwas ge- 
ringerem, aber ähnlichem Verhältnis gestiegen sind, dass 
sich auch die Tantiemen beinahe verdoppelt haben, dass 
die Dividende hingegen sich mit 7½ % gleichgeblieben 
sei. Er verweist ferner darauf, dass eine Reihe von Kon- 
sortialgeschäften nicht verrechnet wurde, und führt eine 
Anzahl von Beteiligungen des Bankvereins an, bei denen 
sehr grosse Verluste eingetreten sind, die in den Bilanzen 
des Bankvereins nicht zum Ausdruck gekommen sind. 
Schliesslich legt er einen Briefwechsel vor, durch den der 
Wiener Bankverein einen Kunden veranlasst hat, kurz vor 
Jahresschluss den Debetsaldo von 6 Mill. K durch einen 
Solawechsel auf 8 Tage zu bedecken. Herr Löbl fragte, 
wann endlich der Sättigungpunkt der Tantiemen eintreten 
werde, und ob die Verwaltung geneigt sei, die Verluste 
aus den Tantiemen zu decken und die Tantiemenzahlungen 
insolange zu sistieren, als alle Verluste dadurch gedeckt sind. 
Dazu kommen noch einige andere, ganz unsinnige Be- 
hauptungen, wie dass der Bankverein an dem Ankauf der 
Rima Muranyer-Aktien 15 Mill, K verliere, und ähn- 
liches. Was die Umsätze und die Dividenden betrifft, so 
verschweigt der Interpellant. dass das Aktienkapital in- 
zwischen verdoppelt wurde, daher auch der als Dividende 
ausgeschüttete Betrag. Dass mit der Zunahme der Um- 
sätze das Erträgnis nicht gleichen Schritt hielt, ist eine 
ganz natürliche, bei sämtlichen Banken der Welt zu be- 
obachtende Erscheinung. Verschiebungen der Verrechnung 
von Konsortialgewinnen auf spätere Jahre ist ein gleich- 
falls ganz allgemein geübter, allerdings anfechtbarer 
Modus. Dass der Bankverein im Kundengeschäft grosse 
Verluste erlitten hat, ist seit langem bekannt. Allerdings 
wurden die Verluste nicht ziffernmässig ausgewiesen, 
sondern zum Teil aus stillen Reserven, zum Teil aus solchen 
unverrechneten Geschäften bestritten. Wieder ein Vor- 
gang, der gewiss sehr anfechtbar ist, aber in den Bank- 
instituten immer mehr Brauch wird. Die Umwandlung 
eines offenen Kredits in einen Wechselkredit geschieht 
gleichfalls bei zahlreichen Bankinstituten, um zum Jahres- 
schluss mit einer möglichst grossen Summe des als liquides 
Aktivum von der Fachpresse behandelten Wechselporte- 


feuille paradieren zu können. Auch das ist gewiss nicht 
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in Ordnung. Formell ist jedoch gar nichts dagegen ein- 
zuwenden, da sich die Banken bei Einräumung eines 
Kredits stets vorbehalten, ob sie ihn als offenen oder als 
Wechselkredit behandeln wollen. Was nun schliesslich 
den Fall Stögermayer anlangt, der übrigens keineswegs 
von dem Anteil, den der Interpellant an seinem Schicksal 
genommen hat, angenehm berührt war, so weiss man, 
dass dem Rücktritt dieses Direktors auſgeregte Szenen 
vorangingen. Der unermüdlichen Tätigkeit des Di- 
rektors Stögermayer ist tatsächlich der ausserordentliche 
Aufschwung des laufenden Geschäftes des Wiener Bank- 
vereins zu danken, welches heute kaum hinter dem der 
Kreditanstalt zurückstehen dürfte. Dabei hat er aber gewiss 
im Laufe der Jahre Kredite erteilt und zu einer übertriebenen 
Höhe anwachsen lassen, aus denen dann die grossen Ver- 
luste entstanden sind. Und gerade diese Kredite und 
Verluste haben auch den Anlass zu den erregten Debatten 
in der Verwaltung gegeben, die zum Rücktritt des Direktors 
geführt haben. Nun ist ja gewiss, wie Herr von Löbl 
behauptet, die Direktion für die Geschäfte solidarisch ver- 
antwortlich, und ob es mit dieser Solidarität vereinbar ist, 
dass man einen Direktor zu einem teilweisen Ersatz — er 
soll übrigens viel geringer sein, als Herr von Löbl an- 
gibt — veranlassen kann, sei dahingestellt. Schliesslich 
ist dies aber eine Privatsache der beteiligten Direktoren. 
Es wird auch bebauptet, dass ganz besondere Umstände 
zu diesen Ersatzleistungen den Anlass gegeben haben, 
und dass auch die anderen Direktoren gelegentlich Haf- 
tungen für Kredite übernommen haben. Aber eines ist 
sicher. Die Aufdeckung und Liquidierung der Verluste 
ist das Verdienst des gegenwärtigen ersten Direktors 
Bernhard Popper, gegen den sich die Angriffe vor allem 
richten. Und da wird man wohl zu dem Schluss kommen, 
dass diese Angriffe post festum vorgebracht werden, und 
dass es zum mindesten für einen Kenner der Verhältnisse, 
als welcher sich Herr von Löbl gibt, sonderbar ist, dass 
er Herrn Stögermayer gegen Herrn Popper ausspielt, ob- 
wohl jener doch als eigentlicher Leiter des laufenden Ge- 
schäftes die Verantwortung in erster Linie zu tragen hatte. 
Uebrigens steht trotz der Verluste der Bankverein heute 
ganz anders da als vor 15 Jahren, wo er ein verhältnis- 
mässig kleines Institut war, dessen Solidität durchaus 
nicht unangezweifelt war. All das gibt keineswegs ge- 
nügenden Anlass, nun von Bilanzfälschungen und Ver- 
schleierungen in strafbarem Sinne zu reden. Und wenn 
es sich bei den Angriffen nicht um einen Akt der Ex- 
pressung oder Rache handeln sollte, so haben es sich die 
Führer der Kampagne selbst zuzuschreiben, wenn Inhalt 
und Form der Angriffe den Eindruck erwecken, dass sie 
auf solchen Beweggründen beruhen. Dem Herrn von Löbl 
wurde in und nach der Generalversammlung zunächst 
ziemlich grob geantwortet. Nachdem nun die Angriffe 
in dem erwähnten Blättchen fortdauerten, liess der Bank- 
verein sich in Unterhandlungen mit ihm ein, gab ihm, wie aus 
einer von Herrn von Löbl veröffentlichten Erklärung her- 
vorgeht, in zwei zusammen vierzehn Stunden währenden 
Sitzungen alle Aufklärungen vor zwei Zeugen, einem Ad- 
vokaten und einem Fabrikanten, und gab ihm ferner die 
schriftliche Erklärung, dass er „während der ganzen Zeit 
der oppositionellen Haltung“ auf keinerlei Verwaltung- 
ratsstelle, über die der Bankverein verfügt, reflektiert 
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habe. Er erklärt weiter, dass seine Zeugen und er selbst 
die Ueberzeugung gewonnen und ausgesprochen haben, 
dass seine Anklagen in keinem der angeführten Punkte 
widerlegt werden konnten. Man beachte in der Erklärung 
das Wort „während“ der oppositionellen Haltung. Dass 
er vor dieser Zeit keinen Verwaltungsratposten angestrebt 
hat, steht nicht darin. Ferner steht in der Erklärung des 
Herrn von Löbl, von welcher ich eine Kopie in Händen 
hatte, dass er durch die Aufklärungen „befriedigt“ worden 
sei. Davon, dass dies nur formell aber nicht inhaltlich 
der Fall gewesen sei, wie Herr v. Löbl jetzt behauptet, 
steht nichts darin. Die Fortsetzung der Kampagne er- 
scheint nach all dem recht eigentümlich. Zum Nutzen des 
Instituts, wie Herr von Löbl behauptet, ist sie gewiss 
nicht. 
leitung gibt es gegenüber Angriffen verschiedene Wege, 
entweder die sachliche Aufklärung vor der Oeffentlichkeit 
oder die Ignorierung eventuell die Erpressungsklage oder 
endlich die Kaptivierung des Anfragers, sei es durch 
Liebenswürdigkeit, sei es auf andere Weise. Die Leitung 
des Wiener Bankverein hat zwischen den verschiedenen 
Wegen fortgesetzt geschwankt. Erst hat sie ihn grob an- 
gefahren und dann hat sie mit ihm verhandelt, ohne 
irgend ein Resultat zu erzielen, als dass die Angriffe un- 
vermindert fortdauerten. Nun ist es für keine Bank an- 
genehm ihre Geschäfte in der Oeffentlichkeit breit treten 
zu lassen. Jede Bank hat Dinge, die insbesondere bei 
übelwollender Auslegung ihr in der öffentlichen Ex- 
örterung schaden könnten. Und da muss man sich 
eben entscheiden, welchen Weg man zur Unschädlich- 
machung der Angriffe gehen will. Der richtigste wird 
immer noch der sein, dass man das, was richtig an 
den Angriff ist, aufklärt und den Entstellungen und 
hinterhältigen Auslegung versuchen entgegentritt. Kann sich 
eine Bankleitung nicht dazu entschliessen, dann wird sie 
eben leicht in jenen Fehler verfallen, die der Bankverein 
im Verkehr mit dem Interpellanten und seinen Nachtretern 
gemacht bat. Was dem Bankverein vor allem zu fehlen 
scheint, ist, ein Weltmann oder juristischer Berater in der 
Leitung, der mit solchen Angriffen fertig zu werden ver- 
steht, und dem es nicht hätte passieren können, dass er 
anfangs mit dem Interpellanten grob wird, ihm dann Auf- 
klärungen gibt und sich schliesslich die hochmütige Forde- 
rung gefallen lassen muss, dass die Bankleitung ihm 
Garantien geben soll, dass sie ihre Geschäftsführung, 
Bilanz und Statuten betreffend die Tantiemen zu verändern 
beabsichtige.“ Nun wird man abwarten müssen, ob und 
was der Minister auf die Interpellation antworten wird 
und ob der Wiener Bankverein nicht doch noch die Ge- 
richte anruft, um der Hetze ein Ende zu machen“ 


Und nun muss man sich sagen: Für eine Bank- 


Bank von Frankreich. 
Ausweis vom 16. Juni 1910. 
(Millionen Fıcs.) 


ee Sn a ra RS 3 399,125 
SC 885,377 
Feuilllss aa 809,396 
Notenamlani A a „ ese 
FFC 3 572,969 
Guthaben des Staates 1 153,106 


Vorschüsse auf Wertpapiere, Gold "etc. 542,645 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die sommerliche Ferienperiode, im Effektenhaudel 
schon scit längerer Zeit fühlbar, wirft nun auch auf dem 
Geldmarkte ihre Schatten voraus. Hätte nicht in London 
die grosse Ausgleichsaktion aus den Budgetwirren statt- 
finden müssen, die schliesslich in zwei Diskontermässi- 
gungen der Bank of England offiziellen Ausdruck fand, 
die Stagnation an den Geldmärkten wäre schon früher ein- 
getreten, denn Anregungen anderer Art lagen lange Zeit 
nicht vor, Jetzt steht zwar für die monetäre Welt die 
Erledigung eines Quartaltermins bevor, sie wird aber nicht 
imstande sein, die Ruhe zu stören, denn an sich ist die 
Halbjahrswende stets der zahmste der vier Termine, und 
dann lässt auch die Verfassung der Märkte, sowie das 
Mass der ihnen voraussichtlich entgegentretenden An- 
sprüche nur Fluktuationen durchaus normalen Umfanges 
bei der Quartalsregulierung erwarten. Vielleicht bringt 
das eine oder andere der kleineren Zentralinstitute noch 
vor dem Ultimo die Diskontermässigung, die sonst mit 
Sicherheit für den Beginn des neuen Vierteljahrs zu er- 
warten ist. Wir denken hierbei in erster Reihe an 
Holland und Belgien, deren Banken noch die hohen Sätze 
von 5 resp. 4½ % aus den unangenehmsten Tagen der 
Londoner Schwierigkeiten innehaben. Ereignisse von ein- 
schneidender Bedeutung sind aber für die nächste Zeit 
kaum zu erwarten. 

Ein solches wäre ein erneuter Rückgang des Lon- 
doner Diskonts auf 21/,%, der in der City bereits zur 
Diskussion steht. Der letzte Ausweis der Bank of Eng- 
land, der sonst bemerkenswerte Veränderungen nicht 
bringt, zeigt Metallbestand und Reserve schon .auf einem 
Niveau, bei dem die Bankleitung in früheren Fällen den 
2½ hoigen Satz fixierte. Nun ist zwar der Privatdiskont 
erst auf 21/,% gesunken, und auch sonst die Situation des 
freien Marktes nicht so stark abundant wie in den Ver- 
gleichsperioden, man weist aber darauf hin, dass die Re- 
gierung in den nächsten drei Monaten fast 15 Mill. Pfund 
Schatzwechsel zu tilgen hat, deren Gegenwert dem Markte 
zufliessen nnd die Verstärkung seines ziemlich mässigen 
Depositenguthabens ermöglichen wird. Aber diesen in- 
ternen Faktoren, die etwa für eine weitere Ermässigung 
sprechen, stehen vorläufig gewichtige Gegengründe äusserer 
Natur gegenüber. In erster Reihe die innerpolitische 
Situation Grossbritanniens, die eine Erenuerung der alten 
Schwierigkeiten bei der Beratung des nächsten Budgets 
keineswegs ausschliesst. Ausserdem aber die jüngste 
Kräftigung der amerikanischen Zahlungbilanz, die einer 
Hebung der Warenansfuhr sowie der Placierung vop Eisen- 
bahnprioritäten entspringt. Mit der fortschreitenden Er- 
leichterung des offenen Marktes in London wird die bis- 
herige Abneigung gegen die Kreditgewährung an die 
Union kaum bestchen bleiben, und man wird daher so- 
wohl mit Bondsemissionen rechnen müssen, wie auch mit 
der Wiederherstellung vieler Akzepikredite, deren Rück- 
zahlung vor einigen Monaten erwungen wurde, Die 
Amerikaner werden aber sicher die erste Möglichkeit er- 
greifen, Gold von London zu beziehen, da ihnen der Ver- 
lust der kürzlich exportierten Beträge voraussichtlich in 
der kommenden Erntekampagne sehr empfindlich fühlbar 
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Plutus-Merktafei. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:!) 


Düsseldorfer Börse. — Ironmonger-Be- 
Freitag, richt. — G.-V.: Ilseder Hütte, Höxtersche 
24, Juni | Portland - Cementfabrik, Rheinische 

27/8 0% Spiegelglasfabrik Eckamp, Hanseatischer 
Lloyd Akt.-Ges., Lübeck. 


Bankausweıs New York. — Beichsbank- 
ausweis. — Prämienerklärung Wien, 
Budapest. — Dekadenausweis Fran- 
zosen, Lombarden. — G.-V.: Gotthard- 
bahn, Neue Photographische Gesell- 


Sonnabend, schaft Steglitz, Tiefbau und Kälte- 
25. Juni industrie Gebhardt & König, Deutsche 
270 0% Kaliwerke, Terrain-Ges. Zehlendorf- 


West, Gebr. Stollwerck Akt.-Ges., Mal- 
medie Werke Akt.-Ges., Sprengstoff- 
werke Dr. R. Nahnsen & Co., Berliner 
Terrain- und Bau-Akt.-Ges., Terrain- 
Ges. Berlin-Halensee, Akt.-Ges. für 
Kohlendestillation, Westafrikanische 
| Pilanzungs-Ges. Bibundi. 


| Essener Börse. — Prämienerklärung Berlin, 
Hamburg. — Ultimoaufgabe Wien, 
Budapest. — Prämienerklärung Brüssel. 
G.-V.: Eisenindustrie Mendenu Schwerte 
(Kap.-Herabs.), Deutsche Levante-Linie, 
Ver, Norddeutsche Mineralölwerke, Carl 
Schöning Eisengiesserei, Benrather 
Maschinenfabrik, Maschinenfabrik Schu- 
bert & Salzer, Duisburger Maschinen- 
27, Jani bau-Akt.-Ges., Wilke Dampfkessel- und 
7 Gasometerfabrik, Märkische Maschinen- 
bau-Anstalt LudwigStuckenholz, Terrain- 
Ges. i. Liq. Südende, Rheinische Cha- 
motte- und Dinas-Werke, Admirals- 
gartenbad, Königsberger Handels-Com- 
pagnie, Akt.-Ges. für Stickstoffdünger, 
Rheinische Portland-Cementwerke. -— 
Schluss des Bezugsrechts neue Aktien 
Banca Generala Romana und Aktien 
Maschinenfabrik Moenus. 


Düsseldorfer Börse. — Liquidation Berlin, 
Hamburg. — Reports Bıüssel. — Prä- 
mienerklärung Frankfurt a. M. — @.-V.; 
Deutsch-Asiatische Bank, Deutsch-Ost- 
afrikanische Bank, Deutsch-Ostafrika- 
nische Gesellschaft, Riebecksche Montan- 
werke, Bank f. Naftaindustrie, Neusser 
Eisenwerke Rud. Daelen, Werschen- 

Dienstag, Weissenfelser Braunkohlen - Akt.-Ges., 
28. Juni || Rheinische Akt.-Ges. für Braunkohlen- 
23%, bergbau und Brikettfabrikation, West- 

deutsche Eisenbahn-Ges., Moselbahn- 

Akt.-Ges., Alphons Custodis Akt.-Ges., 

Grundstücks-Akt.-Ges., Santa Catharina 

Eisenbabn-Ges., Akt.-Ges. für Ueber- 

seeische Bau-Unternebmungen, Kali- 

werke Sarstedt. — Schluss des Bezugs- 
rechts neue Aktien Deutsche Tiefbohr- 


Akt.-Ges. 
„ — a RE ͤ BP, S S TE 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer Über alle für ihu 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in den 
Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen Ereig- 
nisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen lassen. 
Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in Berlin vom 
selben Tag des Vorjahres 


Mittwoch, | 
29. Juni 
27, T 

| 


Donnerstag, | 
30. Juni 


2% % 


Freitag, 
1. Juli 
22/4 % 


Sonnabend, 
2. Juli 
2½ / 


Prämienerklärung Paris. — G.- V.. Dom- 


mitzscher Thonwerke, Erzgebirgische 
Dynamit - Gesellschaft, Bergbau - Ges. 
Friedrichssegen, Chemische Fabrik 
Buckau, Bernburger Maschinenfabrik, 
Monopolhotel-Akt.-Ges.Berlin, Deutsche 
Salpeterwerke Fölsch & Martin, Bau- 
Ges. für Mittelwohnungen. 


Essener Börse, — Bankausweise London, 


Paris. — Lieferungtag Berlin, Hamburg, 
Ultimoliquidation Frankfurt a. M., 
Paris, Zahltag Brüssel. — G.-V.: 
Aachen-Mastrichter Eisenbahn, Alkali- 
werke Ronnenburg, Berliner Elektrische 
Strassenbahnen Akt.-Ges., Gewerkschaft 
Mont Cenis, Kalliope Musikwerke Akt.- 
Ges., Teltower Boden-Akt.-Ges., Köln- 
Lindenthaler Metallwerke Akt.-Ges., 
Rapidin-Werke, Sloman Salpeterwerke 
Hamburg, Societa Italiana Lahmeyer di 
Elettricita. 


Düsseldorfer Börse. — Berliner Getreide- 


bestände, — Hamburger Kajfeevorräte. 
— Bericht der Wolldeputation. — Juni- 
bzw. Halbjahrsausweise Hamburger 
Sirasseneisenbahn, Hamburg- Altonaer 
Centralbahn. — Schluss des Bezugs- 
rechts neue Aktien Bergmann Elekiri- 
zitäts-Werke, Lübecker Maschinenbau- 
Ges. 


Bankausweis New York. — Reichsbank- 


ausweis.— Juni- bzw. Halbjahrsausweise 
Grosse Berliner Strassenbahn, All- 
gemeine Berliner Omnibus-Ges., Elek- 
trische Hoch- und Untergrundbahn. — 
@.- V.: Preussengrube, Kattowitzer Akt. 
Ges. f. Bergbau- u. Eisenhüttenbetrieb, 
Zwickauer Maschinenfabrik, Hotel- 
betriebs-Akt.-Ges. 


Zulassunganträge (in Mill. M.): 


Berlin: 1 Aktien Berliner Grund- 
verwertungs-Akt.-Ges., 20 4% Hyp.- 
Pfdbr. Deutsche Grundcreditbank Gotha, 
4 Aktien Ver. Schmirgelfabrik S. Oppen- 
heim, 13,5 neue Aktien Deutsch-Luxem- 
burgische Bergwerks- u, Hütten-Akt.- 
Ges., 22 Aktien Braunkohlen- u. Brikett- 
werk Roddergrube Brühl, 1 neue Aktien 
Siemens Glasindustrie. Breslau: 236 Kr. 
4% Oesterr. Staatsrentenanl. Augs- 
burg: 10 4% Hyp.-Pfdbr. Deutsche 
Hypotheken-Bank Berlin. Dresden: 
0,5 nene Aktien Gehe & Co. Frank- 
furt a. M.: 18,36 5% Obl. Victoria 
Falls Power Company, 4,05 4½ % Anl. 
Akt.-Ges. Finnländische Stadt-Hypoth.- 
Kasse, 10 4% Hyp.-Pfäbr. Deutsche 
Hypotheken-Bank, München: 10 4% 
IIyp.-Pldbr. Deutsche Hypotheken -Bank 
Berlin. 


Verlosungen: 


25. Juni: 2% Stadt Paris (Metrop.) 
100 Fres. (1899), 3% Upg. Hyp. Pr. 
Pfdbr. 100 Gid. (1894). 30. Juni: 
Braunschweiger 20 Tlr. (1868), Stadt 
Venedig 30 Lire (1869), Bevilacqua la 
Masa 10 Lire (1866). 1. Juli: 3% 
Madrid Stadt 100 Fres. (1869), Mai- 
länder 45 Frcs. (1861), Oesterr, Kredit- 
lose 100 Gld. (1858), 2½% Raab- 
Graz. E.-B. 150 fl. (1871), Sachsen- 
Mein. 7 Gld. (1870), 4% Amiens 
100 Eres. (1871), Wien Stadtl. 100 Gld. 
(1874), 3% Griech. Nat.-Bank 400 Fres. 
(1880), Oesterr. Rotes Kreuz 10 Gld, 
(1882), Norwegische Lose 10 Kr. (1897). 
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werden wird. Es sprechen also vorläufig sehr gewichtige 
Gründe gegen eine weitere Herabsetzung der Bankrate in 
London, denen sich das Direktorium sicher nicht ver- 
schliessen wird. 


In Berlin hat allmählich die Ultimoregulierung be- 
gonnen, wobei sich der Satz für Reportgeld auf 5—51/,% 
stellt. Wie schon in den letzten Monaten ist die Rate im 
Verhältnis zur Gesamtlage des Marktes ziemlich hoch. Es 
ist aber für die Geldgeber augenblicklich möglich, höhere 
Forderungen durchzusetzen, da ein grösserer Prozentsatz 
des Bedarfs als früher für die Zwecke der Effekten- 
spekulation verlangt wird. Allerdings hat es auch dieses 
Mal den Anschein, als ob der Satz im Laufe der Regulie- 
ıung eher eine Verbilligung erfahren würde. Im Tages- 
geldmarkte baben sich die Verhältnisse trotz der Erledi- 
gung des Coupontermins nicht viel verschoben. Der 
Privaldiskont ist eine Kleinigkeit (auf 3°/,%) gestiegen. 
Ebenso hat sich der Satz für tägliches Geld nur unbe- 
deutend verteuert. 


Auf dem Devisenmarkte ist endlich der Kurs für 
Scheck London etwas gewichen (auf ca. 20,47½ . Da- 
neben zeigt die Devise Paris gutbehauptete Tendenz, ob- 
gleich französisches Geld zur Anlage für einen und mehrere 
Monate zu raisonnablen Sätzen verschiedentlich angeboten 
ist. Eine starke Steigerung (bis auf ca. 217) brachte die 
letzte Woche für Zahlung Petersburg, Die überaus 
günstigen Ernteaussichten veranlassen den russischen Ge- 
treidehandel zu forcierter Abstossung der alıen Bestände 
und schaffen somit bedeutende aktuelle Zahlungverpflich- 
tungen an Russland. Der Kurs ist nunmehr bald auf 
einem Niveau, wo Goldsendungen in Frage kommen. Es 


wird im wesentlichen von der Bewegung der Devise 
London abhängen, von wo diese Rimessen ihren Ausgang 
nehmen. Sollte die Ermässigung des hiesigen Scheck 
Londonkurses kräftig weitergehen, so wird man von deut- 
scher Seite voraussichtlich in der Lage sein, die Ver- 
pflichtungen in Russland durch Ankäufe von Barren im 
London zu tilgen. Andernfalls würde aber eine Abgabe 


von Doppelkronen kaum zu vermeiden sein. Justus. 
Reichsbank. 
Ausweis vom 15. Juni 1910. 
(Millionen /t) 


Aktiva. 


Bestand an Gold. 854,988 
do. an Scheidemünzen i 301,445 
do. an Reichskassenscheinen . 69,824 
do. an Noten anderer Banken 23,531 
do. an Wechsen 841,744 
do. an Lombardforderungen 74,657 
do. an Effekten 2 79,437 
do. an sonstigen Aktiven 157,595 

Passiva. (Millionen 14 

Grundkapital 180,000 

Reservefonds ae, 64,814 

Betrag der umlaufenden Noten 1 434,663 

sonst. tägl. fällig. Verbindlichkeiten . 691,281 

sonstige Passiva . u E A 0 32,283 

Steuerfreie Noten reserve 287,774 


Bank von England. 
Ausweis vom 16. Juni 1910. 
(Millionen Pfd. Sterling) 


Totalreservve al 

Notenumlauf 27,702 
Barvorrat 42,389 
Portefeuille . 30,561 
Privatguthaben he he er 36,285 
Regierungsicherheiten . . . . o 17,874 


Plutus-Archiv. 
Waren des (Welthandels. 


Gold.“) 


Um die letzten Mengen Goldes aus den zer- 
kleinerten Erzen herauszuziehen, lässt man die stark 
zerkleinerten Goldgestein- oder Erzmassen über 
amalgamierte Kupferplatten laufen, welche das Gold als 

Amalgam auf der 

Kupferamalgamplatte festhalten. Poch- 
werks- und Amalgamationsprozess wurden zuerst 
in Kalifornien angewandt, haben sich aber jetzt 
über die ganze Erde verbreitet und werden be- 
sonders auch in Südafrika geübt. Ein süd- 
afrikanisches 

Pochwerk, wie es u.a. auch die Kruppschen 
Grusonwerke anfertigen, besteht aus 

Pochstempel und 

Pochtrog (aus Eisenhartguss angefertigt), die 
einen etwa 3m langen und 1½ m breiten Amal- 
gamationstisch vor sich haben, dessen Oberfläche 
mit einer mit Quecksilber amalgamierten Kupfer- 
platte beschlagen ist. Meist sind mehrere Stempel 
und ein Tisch zu einer sog. 

Batterie vereinigt. Im Pochtrog befindet sich 
das mit Wasser gemischte Erz, das durch fort- 
währendes Auf- und Abgehen der Stempel zermalmt 


en a Siehe Plutus Seite 303, 326, 344, 362, 381, 400, 417, 437, 475, 
10 = 


wird und dann als ein Pulver durch ein Sieb über 
den Amalgamationstisch hinweg geht. In der süd- 
afrikanischen Minenindustrie enthalten die gold- 
haltigen Gesteine und Erze etwa 10g Gold pro 
Tonne, d. b. 100 000stel = 0,001°%,. Das 

goldhaltige Amalgam, das eine schmutzige, 
mit Sand und anderen Stoffen verunreinigte 
bröckelnde Masse darstellt, wird von der Kupfer- 
amalgamplatte abgekratzt, mit weiterem Quecksilber 
angerührt und auf diese Art gereinigt. Das 

gereinigte Goldamalgam enthält 65% Queck- 
silber und 30% Gold, das Gold selbst aber ist 
seinerseits noch durch 10— 15% 

Silber verunreinigt, welches dieselbe chemische 
Verwandtschaſt zu dem Quecksilber wie das Gold 
besitzt und gleichzeitig mit ihm amalgamiert wird. 
Die Goldamalgammasse wird sodann in eisernen 
Retorten der 

Destillation unterworfen, bei der das Queck- 
silber in Dampfform übergeht, an kälteren Stellen 
des Verdampfungsgefässes niederschlägt und re- 
generiert, um dann für weitere Amalgamierungs- 
prozesse Verwendung zu finden. Das Gold wird 
dann durch mebrfaches Umschmelzen rein gewonnen. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Chefs und Angeſtellte. 


(Entscheidungen des Berliner Kaufmannsgerichts.) 


$ 337 ZPO. 


Durch Todesfall am Erscheinen im Termin 
verhindert. Der Kläger ist im Verhandlungtermin nicht 
erschienen, sondern hat schriftlich mitgeteilt, dass er in- 
folge eines Todesfalles nicht kommen könne. Auf Antrag 
des Beklagten erlässt das Gericht Versäumnisurteil. (Urteil 
der II. Kammer vom 18. Juni 1910.) — Das Gericht hat 
also nicht angenommen, dass der Kläger durch einen un- 
abwendbaren Zufall am Erscheinen verhindert gewesen sei. 
Man vergleiche den Beschluss der 4, Kammer vom 
11. Juni 1910, mitgeteilt im „Plutus“, 25, Heft, Seite 477. 
Das Urteil der II. Kammer wird dem Sinne der ZPO. 
gerecht, die als Voraussetzung für ein Versäumnisurteil 
keineswegs ein Verschulden der säumigen Partei erfordert. 


§ 72 Ziffer 1, 2 HGB. 


Wiederholte Zuwiderhandlung gegen ein 
Verbot des Prinzipals als Entlassunggrund. Dem 
Kläger, der Reisender der beklagten Gesellschaft war, war 


wiederholt verboten worden, das Zimmer der Direktion 
zu betreten. Trotzdem ging er auch nach dem Verbot 
noch öfter hinein, und zwar, wenn die Geschäftszeit be- 
reits beendet war. Er wurde deswegen entlassen. Die 
Beklagte rechtfertigt dies damit, dass der Kläger Briefe 
gelesen habe, die für ihn nicht bestimmt gewesen seien, 
und dabei Kenntnis von den Kunden anderer Vertreter 
der Beklagten genommen habe; die Vertreter hätten sich 
auch darüber beschwert, dass ihre Kunden von ihm be- 
sucht wurden. Das Kaufmannsgericht erklärt die Ent- 
lassung für gerechtfertigt: Es sei zwar nicht fesigestellt, 
dass ein Vertrauensbruch vorliege. Immerhin sei aber 
erwiesen, dass der Kläger sich einer groben Pflichtver- 
letzupg und des Ungehorsams schuldig gemacht habe, 
Trotz des Verbotes habe er das Zimmer wiederholt be- 
treten. Erschwerend sei hierbei, dass er cs getan habe, 
nachdem die Geschäftszeit beendet gewesen sei. Es sei 
möglich, dass er Briefe gelesen habe, die er nicht habe 
lesen sollen. (Urteil der IV. Kammer vom 18. Juni 1910.) 


Neue Literatur der (Volliswirtſehaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier au 


besprechen. 


DeutschesKolonial-Handbuch. Nach amtlichen Quellen 
bearbeitet. Zehnte Ausgabe. 1910. Preis brosch. 5 . 
Verlag Hermann Paetel, Berlin. 

Kolonialbehörden in Deutschland — Togo — Kamerun 
— Deutsch-Südwestafrika — Deutsch-Ostafrika — Deutsch- 
Neuguinea — Samoa — Kiantschou. 

Ueber Aktionärschutz nach deutschem, englischem 
und französischem Recht. Von Dr. Walter Böhm. 
Preis brosch. 3 #. 114 S. München und Berlin, 
J. Schweitzer Verlag. 

Der Schutz der Aktionäre in bezug auf die Gründung 
der Aktiengesellschaft. — Der Schutz der Aktionäre während 
des Bestehens der Gesellschaft. — In bezug auf die all- 
gemeine Gestaltung ihres Geschäftsanteils. — In bezug auf 
die Erhaltung der Gesellschaftgrundlagen. — Die Erhaltung 
der Statuten. — Die weite Sicherung und Erhaltung des 
Grundkapitals. — Der Schutz der Aktionäre bei der Auf- 
lösung der Gesellschaft. 

Gehe & Co., Aktiengesellschaft, Dresden. Handels- 
bericht 1910. 

Allgemeiner Teil. — Spezieller Teil. — Einfache 
Drogen. — Chemische und pharmazeutische Präparate, — 
Technisch-chemische Produkte und Farbwaren. — Anhang. 
Die wirtschaftliche Lage der deutschen Handlung- 

gehilfen im Jahre 1908. Bearbeitet nach statistischen 
Erhebungen des Deutsch-nationalen Handlunggehilfen- 
Verbandes vorgenommen im Jahre 1908. 1.— 3. Tausend. 
Preis 2,80 . Hamburg 1910, Verlag der Buchhandlg. 
des D. H. V. in Hamburg. 

Einrichtung und Durchführung der Erhebung. — Der 
Fragebogen. — Bearbeitungplan der Erhebung. — Um- 
fang der Erhebung. — Anordnung des Tabellenwerks. — 
Alter und Familienstand. — Wohnung- und Mieteverhält- 
nisse. — Die TEinkommensverhältnisse der Handlung- 
gehilfen. — Gliederung des Gesamt-Stellungeinkommens 
nach Altersklassen. — Die Entlohnungformen im Hand- 
lunggewerbe. — Das Gesamt- Stellungeinkommen der 
Handlunggehilfen. — Das Einkommen nach dem Alter 
und nach dem Familienstand. — Das Einkommen nach 
Gebietsgruppen und Ortsgrössenklassen. — Die Stellung 
im Beruf und die Dauer der Berufstätigkeit. — Das Ein- 
kommen der Handlunggehilfen in Verbindung mit dem 
Dienst- und Berufsalter. — Herkunft und Ausbildunggang 
der Handlunggehilſen. — Das Anfangsgehalt der Handlung- 
gehilfen. — Das Einkommen in voriger Stellung. — Die 


fgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


Gewährung von Gehaltszulagen. — Nebenerwerb der 
Handlunggehilfen. Selbständigkeit und Tätigkeit in 
anderen Berufen. — Die Anstellungverhältnisse der Hand- 


lunggehilfen. — Die Kündigungfristen. — Die Konkurrenz- 

klausel. — Die Urlaubsverhältnisse der Handlunggebilfen. 

— Die Stellenvermittlung. — Die Verteilung der Handlung- 

gehilfen nach Geschäftszweigen und Betriebsgrössenklassen. 

— Allgemeine Betrachtungen. 

Die Industrialisierung Chinas. Von Waldemar 
Koch, Dr. ing., Dr. phil. Preis brosch. 2,40 K. Berlin, 
Verlag Julius Springer. 

Politisches. — Grundlagen. — Handel und Wandel, 

— Verwaltung. — Rechtswesen. — Rohstoffe, — Arbeit. 


— Arbeiter und Löhne. — Angestellte. — Technisches 
Schulwesen. — Betriebskraft. —- Kapital. — Währung. — 
Bankwesen. — Finanzen. — Kapitalkraft. — Verkehrs- 
wesen. — Ergebnisse. — Eisenbahnen. — Bergbau. — 
Hüttenwesen. — Metallverarbeitende Industrien. — Textil- 
industrie. — Keramik und verwandte Industrien. — Nahrung- 
mittel- und chemische Industrie, — Sonstige Industrien. 


— Rückblick und Ausblick. 

Das Wechselrecht der Postglossatoren. Von Dr. 
Carl Freundt, Rechtsanwalt in Hamburg. Erster Teil. 
Preis 3,60 . 144 S. Leipzig 1899, Verlag von 
Duncker & Humblot. 

Das cambium und der „domizilierte Eigenwechsel“. 

— Die Entstehung der Tratte und die juristische Natur 

der Verpflichtung des Trassanten. — Form der lettera di 

pagamento.und ihre Vorgänger. — Die Doktrin der Post- 

glossatoren. — Prüfung der Doktrin an der Jand der 

Urkunden und Statuten. — Die Person des Regress- 

berechtigten. — Kritik moderner Hypothesen. — Das 

Akzept. — Entstehung und Formen des Akzeptes. — 

Rechtliche Natur der Verpflichtung des Akzeptanten. — 

Fortsetzung. — Wechselakzept. — Bankzahlung und Bankier- 

versprechen. — Befreit das Akzept den Trassanten? — 

Exkurs. 

Organisationsformen der Eisenindustrieund Textil- 
industrie in England und Amerika. Von Theodor 
Vogelstein. Preis brosch. 6,50 A. 277 8. Leipzig 
1910, Verlag von Duncker & Humblot. 

Unternehmertum oder Gemeinbetrlebe? Von Emil 
Schiff, Mit zwei Schaubildertafeln und einem Schau- 
bild im Text. Preis 2,50 . 80 S. Leipzig 1910, 
Verlag von Duncker & Humblot. 


steuer. 


Die deutsche Uhrenindustrie. Eine Darstellung der 
technischen Entwicklung und ihrer volks wirtschaftlichen 
Bedeutung. Von Dr. Paul Dienstag, Kammergerichts- 
referendar. Preis brosch. 5,25 W, geb. 6, 25 M. Band XI 
der Technisch-volkswirtschaftlichen Monographien. Her- 
ausgegeben von Prof. Dr. Ludwig Sinzheimer. Leipzig 
1910, Verlag von Dr. Werner Klinkhardt. 

Die technische Entwicklung der deutschen Uhren- 
industrie. — Die Entwicklung in der Wand- und Stand- 
uhrenindustrie. — Die Entwicklung in der Taschenuhr- 
industrie. — Die ökonomische Bedeutung der technischen 
Entwicklung. — Die wirtschaftliche Struktur der deutschen 
Uhrmacherei zur Zeit der Entstehung des Grossbetriebes. 
— Die Ueberwindung des Kleinbetriebes durch den Gross- 
betrieb in der Schwarzwälder Uhrenindustrie. — Die Ge- 
staltung der Produktion unter dem Einflusse des Gross- 
betriebes. Der Standort der Produktion. — Die Ent- 
wicklung und Bedeutung der deutschen Taschenuhren- 
industrie und ihre Stellung im Rahmen der deutschen. 
Industriepolitik. — Die soziale Bedeutung des technischen 
Fortschritts. — Methode und Gang der Untersuchung. — 
Die soziale Lage des Kleinbetriebes in alter und neuer 
Zeit, vornehmlich in der Schwarzwälder Industrie. — Die 
Fabrikarbeiterschaft, ihre soziale Schichtung, ihre Arbeit- 


bedingungen. — Die Hausindustrie als sozialpolitisches 
Problem. — Vergleich zwischen Hand- und Maschinen- 
arbeit. — Lauges Organisationsplan der Glashütter 


Industrie, — Die englische Uhrenindustrie im Jahre 1898. 
— Drei Haushaltungbudgets von Schwarzwälder Uhren- 
arbeiten. — Freiburger Polizeiverorinung, betreffend das 
Schlafgängerwesen. 


Die Besteuerung der Ausländer in der englischen 
Einkommensteuer. Von W. G. Hertz, Doktor der 
Staatswissenschaft. 99. Stück der Münchener Volks- 
wirtschaftlichen Studien. Herausgegeben von Lujo 
Brentano und Walther Lotz. Preis 2 . 


Die Geschichte der Besteuerung der Ausländer in der 
englischen Einkommensteuer. — Die prinzipielle Sonder- 
stellung gewisser Ausländer. — Die prinzipielle Gleich- 
stellung der Ausländer im Jahre 1842 durch Erfassung 
ihres im vereinigten Königreich entstandenen Einkommens, 
— Die Besteuerung der Ausländer in der Gegenwart. — 
Die theoretischen Grundlagen der Besteuerung der Aus- 
länder. — Der Personenkreis der englischen Einkommen- 
steuer und die Prinzipien der Heranziehung der Steuer- 
pllichtigen. — Der Wohnsitz in der englischen Einkommen- 
— Die praktische Durchführung der Besteuerung 
der Ausländer. Eigentum im Vereinigten Königreich 
als Einkommenquelle. — Der Ausländer als Haus- und 
Grundeigentümer. — Der Gläubiger. — Der Aktionär. — 
Eine Tätigkeit im Vereinigten Königreich als Einkommen- 
quelle. — Der landwirtschaftliche Unternehmer. Der 
Handel- und Gewerbetreibende. — Die lieberalen Berufs- 
arten einschliesslich der Beamten. — Der Beamte. — 
Befreiungen und Ermässigungen. — Zusammenfassung. — 
Kampf der Kolonialen gegen die ausgedehnte Besteuerung 
durch die Einkommensteuer. — Kurze Würdigung der 
ausgedehnten Besteuerung. 


Die Bank, ihre Geschäftszweige und Einrichtungen. 
Herausgegeben von Siegfried Hirsch, Depositen- 
kassenvorsteher der Commerz- und Disconto-Bank, 
Berlin. Ein Hand- und Nachschlagebuch für Kaufleute 
und Private im Verkehr mit der Bank. Eine gemein- 
verständliche Einführung in das Bankfach tür jüngere 
Bankbeamte. Unter Berücksichtigung der neuesien ge- 
setzlichen Bestimmungen beir. Aenderung des Wechsel- 
stempels, der Talon- und Schecksteuer Preis geb. 3 W. 
320 S. Berlin SW. 1910, Verlag von Reinhold Wichert, 
Tempelhofer Ufer 5. 


Aus der Geschichte der Banken. — Die Geschäfts- 
zweige der modernen Kreditbanken. — Depositenverkehr. 
Kontoeröffnung. Vollmachterteilung. Bedin- 
gungen für den Depositenverkehr. — Depositenbuch. — 
Verzinsung der Depositengeſder. — Erleichterungen im 
Zahlungverkehr. — Der Scheck- und Zahlungverkehr. — 
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Bestimmung für die Benutzung der Scheckformulare. — 


Die Arten des Schecks. — Der Kreditbrief. — Das In- 
kasso der Schecks. — Der Clearingverkehr. — Sofortige 
Gutschrift der Schecks bei Einreichung. — Aus den Be- 


dingungen der, Reichsbank für den Ankauf von Schecks 
auf das Inland. Die Giroüberweisung. Be- 
stimmungen für den Giroverkehr mit der Reichsbank. 
Aus dem Scheckgesetz von 1908. — Scheck und Bank- 
quittungstempel. — Von den Effekten. — Das Emissions- 
geschäft. — Zulassung der Wertpapiere zum Börsenhandel. 
— Kurszettel. — Umrechnungsätze. — Die Arten der 
Wertpapiere. — Wertpapiere mit schwankendem Zins- 
ertrag. — Los- und Prämienanleihen. — Der Effekten- 
stempeltarif. — Das Effektenkommissiopsgeschäſt. — Fest- 
stellung der Kurse seitens der vereidigten Makler. — 
Schlussschein. — Schlussnotenstempeltarif. — Effekten- 
abrechnung. — Usancezinsen. — Kurs-Ab- und Zuschläge. 
— Provision. — Courtage. — Berechnung des Schluss- 
scheinstempels. — Berechnung nicht vollgezahlter Effekten. 
— Die Valutierung. — Aus den Geschäfisbestimmungen 
der Bank des Berliner Kassenvereins. Die Auf- 
bewahrung von Wertpapieren. — Verwaltung von Wert- 
papieren. — Abtrennen und Einziehen der Coupons und 
Dividendenscheine. — Erneuerung der Zinsscheinbogen. 
— Talongesetz, — Verlosungkontrolle. — Versicherung 
gegen Kursverlust. Bezugsrecht. Das Effekten- 
lombardgeschäfl. — Termin- oder Zeitgeschäfte. — Die 
Effektenarbitrage. Anhang: Verzeichnis der mündel- 
sicheren Wertpapiere. — Vom Wechsel. — Das Diskont- 
geschäft. — Einräumung des Diskontkredits. — Das 
Sichten des eingereichten Diskontmaterials. — Keller- 
wechsel, Reitwechsel, Gefälligkeitakzepte. — Häufig vor- 
kommende Formfehler. — Das Abrechnen der Diskonten. 
Gutschrift ohne Abzug von Diskont. — Privat- 
diskonten. — Aus den Bestimmungen für den Diskont- 
verkehr mit der Reichsbank. — Erfordernisse der Reichs- 
bankrechnungen. — Die Bank als Domizilstelle. — Akzept- 
einholung. — Das Wechselinkassogeschäft. — Devisen. — 
Der Handel in Devisen. Devisenkurszettel. — Aus- 
zahlungen. — Zeitgeschäfte in Devisen. — Der Verkehr 
in Coupons und fremden Geldsorten, — Einlösung von 
Coupons, Dividendenscheinen und verlosien Wertpapieren. 
— Das Sorten- und Münzwechselgeschäft. — Das Konto- 
korrentgeschäft. — Aus den Kontokerrentbedingungen der 


Banken. — Der Kontokorrentverkehr. — Der Konto- 
korrentauszug. — Die Zinsberechnung. — Vom Bank- 
kredit. — Die Zins- und Provisionsbedingungen. — Der 


Blankokredit. — Der Kredit gegen Bürgschaft. — Der 
Kredit gegen bypothekarische Eintragungen. — Der Bau- 
geldkredit. — Das Warenlombardgeschäft. — Diskontierung 
von Warrants. — Aus den Bedingungen für den Waren- 
lombardverkehr mit der Reichsbank. — Das Diskontieren 
von Buchforderungen. — Der Akzepikredit. — Der Rem- 
bourskredit. — Der Avalwechsel und Avalkredit, — Die 
Beschaffung von Hypotheken und Anlage von Hypotheken- 
geldern. — Aufbewahrung verschlossener Depots und die 
Safeeinrichtung. — Schlussbetrachtung. — Bankbilanz. — 
Sachregister. — Literatur. 


Deutsche Qualitätarbeit. Richtlinien für eine neue 
Entwicklung der deutschen Industrie. Von Dr. Hein- 
rich Pudor. Preis 1,50 4. 66 S. Felix Dietrich, 
Gautzsch b. Leipzig. 1910. 


Volksvermehrung. — Industrie. — Komplizierte Ferug- 
fabrikate. — Verediungindustrie. — Solidität. — Maschinen- 
industrie. — Die Sc! önheit der Maschine. — Neuzeitlicher 
Kunststil. — Geschichtliches. — Geweıbefreibeit. — Iun- 
dustriemoral. — Industrierecht. — Bürgerliches Gesetz- 
buch. — Der unlautere Wettbewerb. — Das neue Gesetz. 
— Der Kampf gegen die Warenhäuser. — Selbsthilfe und 
Staatsbilfe. — Die Deklarationspflicht. — Ein Material- 
buch der deutschen Industrie. - Die Materialfälschung. 
— Eine Materialkontrollstation. — Die Doublefabrikation. 
— Das Feingehaltsgesetz. — Volkswirtschaftliche Werte 
der Kunst. — Die Gesundung der Exportverhältnisse. — 
Die Industrialisierung des deutschen Ostens. 
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Die Fabrikbuchhaltung. Ein Lehrbuch, Von Dr. 
Albert Calmes, Dozent an der Handelshochschule 
Berlin. Preis geb. 4,50 A. Band 1 der Handels- 
hochschulbibliothek. Herausgegeben von Professor Dr. 
Max Apt in Berlin. 1909. Verlag von G. A. Gloeckner 
in Leipzig. 

Die Grundzüge der Fabrikbuchhaltung. — Das in- 
dustrielle Rechnungwesen. — Die Fabrikinventur. — Die 
Konten. — Die kaufmännischen Konten. — Die Bestand- 
konten. — Die Erfolgskonten. — Grundzüge des Fabri- 
kations-, des Rohstoff- und des Verkaufskontos. — Die 
Bücher der Buchhaltung und die Buchhaltungformen. — 
Schematische Darstellung einer Fabrikbuchhaltung. — 
Lösung nach der italienischen Buchhaltung. — Der Bücher- 
abschluss. — Lösung nach der amerikanischen Buch- 
haltung. — Die Konten der Fabrikation. — Allgemeines. 
— Die Konten der Anlagen. — Die Abschreibungen. — 
Die Konten der Rohstoffe und der Materialien. — Die 
Konten der Löhne und der Gehälter. — Die Konten der 
Haupt- und der Hilfsbetriebe. — Die Fabrikationsunkosten. 
— Die Formen der Fabrikationskonten. — Die Konten 
der Fabrikate. — Die Konten des Verkaufs und der Ver- 
kaufsunkosten. — Die Buchhaltung einer Eisenhütte, — 


Die Betriebsgliederung. — Die französische Buchführung. 
— Lösung mit Selbstkostenpreisen. — Der Monatsabschluss 
und die Monatskalkulationen. — Das Sammeljournal und 
das Hauptbuch. — Lösung mit festen Verrechnungpreisen. 
— Der Jahresabschluss und die Gewinnverteilung. 


Berliner Monatskurse. Tabellarische Zusammenstellung 
sämtlicher Notierungen der Berliner Fondsbörse. Nach 
amtlichen Feststellungen im März 1910 mit höchsten 
und niedrigsten Kursen, Aktienkapital, Obligationen- 
kapital, Reserven, Zinsterminen, Emissionshaus und 
Dividenden der letzten 10 Jahre. Herausgegeben von 
Dr. jur. M. Handi. Abonnementspreis 3,50 A pro 
Quartal. Verlag der Berliner Monatskurse G. m. b. H., 
Berlin W. 57, Bülowstrasse 15. 


Zeitschrift für handels wissenschaftliche Forschung. 
Herausgegeben von E. Schmalenbach, Professor der 
Handelstechnik an der Handelshochschule Köln. Heft 6, 
Jahrgang 4. Preis 1 A, für das Halbjahr 6 . Leipzig, 
Verlag von G. A. Gloeckner. 

Kabol- Codes. Von Robert Stern. II. (Schluss.) 

— Selbstkostenberechnung in der Nähnadelfabrikation. 

Von Hans Rahlenbeck. 


Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 
termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Akliengesellschaften.) 


A.-G. Erholung i. L., Lireifswald, 2. 7, —, 13.6. e 
A.-G. Erholung, Viersen, 30. 6., —, 13, 6. @ A.-G. f. 
Fabrikation von Broncewaren und Zinkguss vorm. 
J. C. Spinn & Sohn), Berlin, 6. 7., 2. 7, 5. 6. 0 
A.-G. für Kunstdruck, Dresden, 12. 7., 8. 7, 13. 6. @' 
A.-G. Portlandcementwerk Berka, Weimar, 4. 7., 2. Ta 
13. 6. @ A.-G. Reussengrube IErdfarben- u, Verblend- 
steinfabrik, Gera i. R., 29. 6., 25. 6., 11. 6. Aktien- 
Glashütte St. Ingbert, St. Ingbert, 9. 7., 2. 7., 8, 6. 
Aktien-Zuckerfabrik Rautheim, 6. 7., 1. 7 9 6% 
Aktien-Zuckerfabrik Uelzen, Uelzen, 29. 6., —, 11. 6. 
Alkaliwerke Ronnenberg, Hannover, 30. 6., 27. 6., 11.6, 

Bank für Brauindustrie, Berlin, 5. ee ae 
Bitterfelder Louisengrube, Kohlenwerk u, Ziegelei 
A.-G., Berlin, 29. 6., 26. 65, 11. 6. 'e Bonner Pfälzer- 
kneipe, Bonn, 30. 6., —, 13. 6. @ Bremer Tivoli A.-G. 
Bremer ara lat, 16.608 

Colmarer IIandels-A.-G., Colmar i. E., 8. 7, 4. 7. 
ile 

Delitzscher Aktienbierhrauerei A.-G., Delitzsch, 
30. 6., —, 16. 6. e Delmenhorster Gasanstalt, Bremen. 
get, abe NA 

Eisen- u. Drahtwerk Erlau A.-G., Aalen, 2. ve 
—, 17. 6. e Eisenwerk München A.-G. vorm, Kiess- 
ling— C. -Moradelli, 4. 7., 30. 6., 13. 6. „ elsässische 
A.-G. f. Buchhandel u. Publicität vorm, A, Ammel 
Erstes Elsass-Lothr. Plakat-Institut, Strassburg i. E., 
4. 7., 30. 7., 15. 6. @ Elsässische Kalk- u. Ziegel- 
fabrik vorm. Reis & Bund A.-G., Strassburg i. E., 
e ee e ne 

Oskar Falbe A.-G., Berlin, 6. 7., 2, 7., 16. 6. e 
Friedeberg-Flinsberger Kleinbahn A.-G., Friedeberg a 
(ES A E 

Gas- u, Elektrizitäts A.-G. Brema, Bremen, 5. 7., 
1. 7. 13. 6. Gas- u, Electricitäts-Werke A.-G., 
Bremen, 5. 7., 30. 6., 8. 6. Gaswerk tleldrungen- 
Oldlisleben A.-G., Bremen, 7. 7., J. 7., 16. 6. „Gas- 
werk” Peer e err , E a 
werk Naethen-Tangerhütte A.-G., Naethen, 6. 7 
15. 6. @ Gebhard & Co. A.-G., Elberfeld, 5 7, — 
I. 6. 

Hanscatische Acetylen Glasindustrie A.-G., Wil- 
helmsburg, 30. 6., 27. 6., IL. 6. Ilarbker Kohlen- 
werke, Harbke, 27. 6., 24. 6., 14. 6. e Hedwigshütte 


Anthracit-, Kohlen- u. Kokeswerke James Stevenson 
A.-G., Stettin, 6. 7. —, 13. 6. @ Hotelbetriebs-A.-G. 
Conrad Uhls Hotel Bristol-Centralhotel, Berlin, 2. 7. 
28% bi nel (8 

Internationale Transport-Ges, A.-G., Wien, 30, 6,, 
2 e Alt. G 

Kaufmannshaus A.-G., Hainburg , 7. 2, 7 
11. 6. @ Kreditverein Wilhermsdorf, 6. 7., 1. 7., 8. 6. 

Lahrer Strassenbahnges., Lahr, 7. 7., 1. 7., 10. 6. 
è B. Liebold & Comp. A.-G., Holzminden, 30. 6., —, 
11. 6. @ Gebrüder Lutz A.-G. Maschinenfabrik u. 
Kesselschmiede, Darmstadt, 6. 7. „ 16. 6. 

Maschinenbau-Ges., Heilbronn, 28. 6., 27. 6., 11. 6. 
@ Mechanische Weberei, Zittau, 7. 7., 3. 7., 17. 6. 

Neue Zoologische Ges., Frankfurt a. M., 29. 6., 
e e 

Pfälzische Textil-Industrie Otterberg A.-G., Otter- 
berg, J. 7., 1. 7., 16. 6. Pommersche Provinzial- 
Zuckersiederei, Stettin, 29. 6., 27. 6., 13. 6. 

Rapidin-Werke A.-G., Berlin, 30. 6., 26. 6., 14. 6. 
© Rastenburger Dampfziegelwerke A.-G. Gr. Gal- 
buhnen, Rastenburg, 4. 7., 28. 5., 25. 5. Regen- 
walder Kleinbahnen A.-G., Labes, 30. Es N 
© Reinstedter Zuckerfabrik, 5. 7., —, 15. 6. 

Sächsische Thonwerke A.-G. Brandis, Leipzig, 
J. 7., 30. 6., 10. 6. @ Spessartbahn A.-G., Weilburg, 
30. 6., —, 14. 6. Stahlwerk Becker A.-G., Willich 
b. Krefeld, 2. 7., 27. 6., 11. 6. 6 Strassenbahnen 
Mülhausen-Eusisheim-Wittenheim, Mülhausen j. Ion, 
„„ al. 

Thonwarenfabrik A.-G., Bad Oeynhausen, 29. 6., 
27. 6., 11. 6. Ton- u. Steinzeugwerke W. Richter 
& Cie., Berlin, 6. 7., 2. 7., 11. 6. Tricotwaren- und 
Watten-Fabrik Kaiserslautern i. L., Kaiserslautern, 
30, 6. —, 14. 6. 

Vereinigte Schwarzkreidewerk Vehrte, Osnabrück, 
28. 6.. —, 11. 6. Vereinigte Werkstätten f. Kunst 
im Handwerk A.-G., Bremen, 2. 7., 28. 6., 13. 6. 0 
Vereims-Parquet-Fabrik A.-G., Dresden, 30. (SUN AR, 
15. 6. @ Vorschuss- u. Kredit-Verein Nidda A.-G., 
Nidda, 2. 7., —, 15. 6. 

Zuckerfabrik Gross-Düngen, 5. 7., —, 17. 6. eè 
Zuckerfabrik Marsum, 6. 7., —, 17. 6. @ Zuckerfabrik 
Öbernjesa,. Obernjesa, 27. 6., —, 11. 6. 


Verantwortlich für den redakıionellen Teil: Dr. Hermann Zickert in Charlottenburg. 
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Die Mitteilungen in den folgenden Rubriken sind Darlegungen der Interessenten und erscheinen ohne Verantwortlichkeit 


Essener Gredit-Anstalt in Essen-Ruhr. 


Zweigniederlassungen in: Altenessen, Bocholt, 
Bochum, Dorsten i. W., Dortmund, Duisburg, 
D.-Ruhrort, Gelsenkirchen, Hamborn, Herne, 
Homberg a. Rh., Iserlohn, Lünen a. d. Lippe. 
Mülhelm-Ruhr, Münster 1.W.‚Obernausen(Rhid)., 
Recklingnausen, Schalke, Wanne wWeselu, Witten. 

ktien-Kapital und Reserven Mark 80 000 000. 
F Telegramm-Adresse: Creditanstalt. [3006 


Fernsprech-Anschluss: Essen Nr. 12, 194, 195, 
431, 535, 607, 611, 612, 742 und 844. 


Im freien Verkehr ermittelte Kurse 

som ®1. Juni 1910, abgeschlossen 6 Uhr abends, 
| Ge | Auge- 

sucht | boten 

Kohlen. 

Alte Haase 1500! 1525 
Blankenburg — | 2900 
Brassert 12900013200 
Carolus Magnus. 6850 7000 
Constantin der Gr. — 143000 
Deutschland b. Hassl. . 5225 5400 
Dorstfeld 415014400 
Eintracht Tiefba 7000| 7250 
Ewald Seesen — 153500 
Fr. Vogel & Unverb. 1950| 2000 

Friedrich der Grosse - 
Gottessegen 3700 3800 
Graf Bismarck. — 78500 
Graf Schwerin 3250 13500 
Hein fen 5200 5300 
Helene & Amalie 18000 
Hermann I/II. 4300 4400 
johann Deimelsberg . 8050 8200 
Kaiser Friedrich.. || 3500| 3575 
König Ludwig 30800|32500 
Königin Elisabeth .. . | — 23800 
Langenbrabm s.e». 2500025350 
Lothringen . 29300 30300 
Mont Cenis 23900024300 
Neuessen Ace... 465% 
Dee er a 3325| 3400 
Schürb. & Charlottbg. . || 1725 1800 
Tremonia S e 4500| 4550 
Trier so s epee ies" 6900| 6925 

Unser Fritz: — — 
Westfalen Anteile. 8800| 8950 

Braunkohlen. 

Bellerhammer Br. . | 3150 3250 

Clarenbg. Akt. Braunk. || — — 
Elzer Gruben — 3000 
Humbo lde. 1400| 1450 
Lucherb erg 31500 3250 
Regiser. n. 3225 3300 
Schallmauer, Braunk. . . || 4150| 4250 

Kali. 

Adler Vorz.- Act. 24½ 260% 
Adler Stamm-Act. .. . 76 ½ 78% 
Alexandershall .... 160011750 
Beienrode ........ 6525| 6625 
Bismarckshall Vorz.-Act.. I29¼ 131% 

Bismarckshall Stamm-Acı, — — 
Burbach VER. = nueee 17400117550 
WATSON ee 1 7650| 7750 
Desdemona ....... — | 9200 
Deutsche Kaliwerke Act. 151½ 153% 
Deutschland, Justenbg. . | — | 5150 
Einigkeit, Fallersl. . . . || 7625| 7700 
Friedrichshall Act. . 103% 105% 
eben 80 


der Redaktion und des Herausgebers. 


N | Ge- | Ange- 

sucht | boten 

Grossherz. v. Sachsen . . || 9200| 9300 
Günthershall ..... . - | 5700| 5750 
Hansa Silberberg. — 4950 
Hattorf, Vorzugs-Aktien 149% 50!/% 
HeiligenrodlPꝓae | 7775| 7875 
Heldburg Act. 85½ 87% 
Heldrungen 2650| 2725 
Heringen 3525 3600 
Hermann iI. 3700 3800 
Hohenfels 9250 9400 
Hohenzollern 6325 6400 
In lee — | 6700 
Johannashall ...... - 5250! 5350 
Justus Act. 115½ 117% 
Kaiseroda ent 10400 10600 
Krügershall vollb. 125% 127% 
Ludwigsh. vollb. Act. — 119% 

Neu-Bleicherode — — 
Neustassfurt . 475015000 
Nordhäuser Kali. 35% 137% 
Ronnenberg Act. 130½ 132% 
Pe 11900/12100 
Rothenberg 3075 3150 
Sachsen-Weimar 6600| 6800 
Siegfried JJ. 6325| 6425 
Siegmundshall Act. 175% 180% 
Teutonia e. •! 23% 125% 
Volkenrodda . 5850 6000 
Walbeck . || 7000| 7600 
Wilhelmshal ....-. 1475015000 
Wintershall 2020020500 

Erz. 

Apfelbaumer Zug 350 400 
Bautenberg . 2900| 3000 

Concordia Wa — — 
Fernie 8 3375 3450 
Henriette 2825 2900 
Kuhlenberger Zug 425 475 
Louise Brauneisenst. 19000 1950 
Neue Hoffnung 300 350 

Victoria bei Littfeld .. | — | — 
Wildberg 275 325 

Div. Kuxe und Aktien. 
| 
Ver. Flanschenfabr. und 

Stanzwerke 8 110% 113% 
Rhein. Bergbau 118% 119% 
R.-W. Electr.-W. Act. 78% 181% 

Waggonfbr. Uerd. V.-A. | — — 

Westdeutsch. Eisenw. . | — | — 


Londoner Börsenkurse 


(mitgeteilt von 13002 


M. Marx & Co., 


Grasham House Old Broad Street, 


London E. O.) 
Filiale Berlin, Unter den Linden 65. 

Amerikaner 13.6 20.6. 
Atchisoen eie i 1 107 / 
Baltimore and Ohio 14 115. 
Canadian Pacifio a... 2004200 
Erie Common 2612| 281 8 
Missouri Kana. and Teras .. 39 395 a 
Southern Railway 258, | 26 
Southern Pacifio „.....* 122 | 12475 
Union Pacifio.. =»... 175 177773 
80½ 


*. en 


U. 8. Steel Common. 
2 FE 


Minen 
Südafrikaner und Rhod. 
Anglo French EX pl. Fis 1705 
Cinderella Consol! Pal 24/5 
Chartered „ „„ En 
Örown Mines. 8845/1 
East Rand Prop 5% | Bla 
„/ eh um ee 2 57 
General Mining und Fin. 25/18 2 
Goerz & C(OOOOo. 2 1 / 
Goldfields Ordy j 60% | 67/10 
Johannesb. Cons. Int. r. 15% lie 
Kleinfontein Ne 29/18 | lic 
Knights Central .. ss... 13fie | 18a 
Langlaagte Estates 215/16 248/16 
Modderfontein 123/16 | 12116 
Randfonten 276 A 
Rand Mines 976 Iic 
Rose Deen TEN Alle 
Rhodesian Bankets 27/16 a, 
Robinson Deep 3.576 Usa 
South West Africa z.... 8346| 380 
Tanganyikas 610 [ 6¼1 
Witwatersrand Deep . Le e 
Diamant, Kupfer u. andere 

Ar 0ONdE, ee ea Sha | Pe 
Associated Gold of W. Aust. 110| 1/32 
Boston Copper 3/67 0 318/16 
Broken Hill Prop 2 36/6 | 36/0 
De Deap Dad. m 4 17½% 19% 
El Mayo of Mexico. 14/0 — 
Esperanza” MA E e AT A 234 Bhe 
Golden Horseshoe 68 69/8 
Great Fingall Consolidated: 13/6] 13,0 
CCC 63 6 
Mount Lyell Mining 56,0 | 86/6 
Mount Lyell Consola 7/6 shares 

7/0 pal 4 3/9 
Oroya Explor. AEE eee 17/0 9,16 
erg. AeA Ga RE 
Sons of Gwalia ... 2...» 150 | 115/16 
Spassky Copper 3/16 

Fremde Worte 

Engl. Consols 21/3% . . . 815 821 
Brazilian 4% 65 891% 
Colombian 18999 49 49 
Japanese 4% 190555. 958% 95 
De ee 2102 
Port e neee 121 121 
Feru Teror D a EE A oi 25, 
Province of Buenos Aires 3% 713 717% 
Venezuela zn A . Bra, 58½½ 


Amerikaner entwickelten beute eine feste 
Tendenz und die Kurse erholten sich weiter. 
Auh Grand Trunks liegen besser, Süd- 
afrikaner sowie Ithodesier stetig. Kupfer- 
werte zogen unter Leitung von Rio Tintos 
und Amalgamated an. 


Vergnügungsfahrten der Hamburg- 
Amerika Linie. Der am 18 Juni ab 
Hamburg abgegangene Dampfer, Meteor“ 
war auf seiner ersten Nordlandfahrt 
vollständig besetzt. Ein Gleiches wird 
bei den Nordlandſahrten der Fall sein, 
die der „Meteor“ am 3. Juli und am 
19. Juli antritt. Nun kommen diejenigen 
Fahrten an die Reihe, für die die 
Hamburg-Amerika Linie ihre grossen 
und schönen Ozean-Dampfer zur Ver- 
fügung stellt, Reisen, welche für ein 
auf grösseren Komfort Wert legendes 
Reisepublikum berechnet sind. Wir 
meinen die am 5. Juli beginnende, 
hochinteressante Fahrt mit der „Oceana“ 
nach Island und nach Spitzbergen, die 
anziehende Seereise nach den west- 
europäischen Weltbädern, die am 10. Juli 
die „Kronprinzessin Cecilie“ antritt, und 
die sich südwärts bis zur portugiesischen 
Residenz Lissabon hinzieht, und ferner 
die in arktische Regionen sich bis 
Spitzbergen erstreckende Reise des 
Dampfers „Blücher“, am 16. Juli ab 
Hamburg. 


Anzeigen des Plutus. 


PROSPEKT. 


Kaiselich Oftomanische 4’ ine Anleihe der Baydadkahn 
weile Serie, 


im Nennbeirage von Franes 108 000.000, gleich Mark 88 128 000, gleich £-Sterling 4820 000, gleieh holl. 
Gulden 51 840 000, gleich Pfund türkisch 4 752 000. 


Rückzahlbar in längstens 97‘), Jahren, gerechnet vom 2. Januar 1908 ab, und zwar durch Rückkauf unter pari 
oder durch jährliche Auslosung zu pari. 
Die türkische Regierung ist jederzeit berechtigt, nach zweimonatiger Aufkündigung die Anleihe durch Einlösung zu pari zurückzuzahlen. 


Die zweite und dritte Serie der Kaiserlich Otto- 
manischen 4% igen Anleihe der Bagdadbalm sind von 
der Kaiserlich Ottomanischen Regierung kraft Trades 
Seiner Kaiserlichen Majestät des Sultans vom 19. Mai 
1324 (1908) geschaffen worden. 

Diese beiden Serien sind für deu kilometrisehen 
Zuschuß in Zahlung gegeben worden. welcher von der 
Kaiserlich Ottomanischen. Regierung nach dem Sonder- 
vertrag vom 3. Djemazi-ul-Kwel 1326/20. Mai 1321 
2. Juni 1908) bewilligt worden ist für eine zweite 
Teilstrecke der Eisenbalm Konia—Bazdad—Pexsischer 

- Golf, deren Konzession «durch Abkommen vom 20. 

T Februar 1318/5. März 1903 erteilt ist. 

Diese zweite Teilstrecke, von einer Gesamtlänge 

Von ungefähr 810 km, beginnt bei Bulgarlu und endigt 
ungefähr 25 km jenseits von Helif, dem ursprünglich 
in dem Zusatzvertrage vom 3. Djemazi-ul-Ewel 1326/20. 
Mai 1324 (2. Juni 1908) festgesetzten Eudpunkte. Diese 
Ueberschreitung um 25 km hat in folgendem ihren 
Grund: Da, nach dem zweiten Zusatzvertrage vom 
25. Februar 1325/9, März 1910 die Züge der Bagelad- 
Eisenbahn den bestehenden Schienenweg der Mersina— 
"arsus—Adana-Bisenbahn auf eine Länge von unge- 
führ 25 km benutzen sollen. ist bestimmt worden. daß 
einerseits die türkische Regierung in Anbetracht dieser 
Benutzung weder die Annuität von 11000 Fres. noch 
die Betriebskosten. zu zahlen habe, daß aber, da anderer- 
seits die für die zweite Teilstrecke fostgesetzte Länge 

2 von 810 km unverkürzt beibehalten werden soll, die 
Kaiserlich Oitomanische Bagdad-Kisenbahn-Gesell- 

2 schaft verpflichtet ist, jenseits von Helif eine Strecke 

Von gleicher Länge zu bauen wie diejenige, welche auf 
Grund amtlicher Vermessung von der Achse des 
Personenbahnhofs von Yenidje der Mersina—larsus— 
Adana-Bahn bis zur Achse des Personenbahnhofs des 

neuen Stationsgebäudes Adana der Bagdad-Kisenbadhn 
festgestellt werden wird. 

Der Vertrag vom 3. Djemazi-ul-Ewel 1326/20. Mai 
1321 (2. Juni 1908) setzt den Betrag der Staatsanleihe, 
welcher für die Gesamtlinien von ungefähr 840 km 

von Bulgurlu nach Helif und von Tell-Habesch nach 

Aleppo auszugeben ist und die zweite und dritte Serie 
der Kaiserlich Ottomanischen 4 % igen Anleihe der 

- Bagdadbahn umfaßt, auf die Gesamtsumme von 
Peres 227 000 000 fest. 

f Der Nennbetrag der zweiten Serie ist nach «lem 
Wortlaut des Artikels 1 des Vertrages vom 3. Djemazi- 
ul-Ewel 1326/20. Mai 1324 (2. Juni 1908) auf 
Fres. 108 000 000 festgesetzt. 

Der Nennbetrag der dritten Serie ist gemäß 
demselben Artikel des genannten Vertrages auf 
Fres. 119 000 000 festgesetzt. 

Die Aushändigung der zur zweiten Serie gehörigen 
Stücke an die Kaiserlich Ottomanische Bagdadbalm- 
Gesellschaft hat bei der Unterzeichnung des Zusatz- 
abkommens vom 3. Djemazi-ul-Ewel 1326/20. Mai 1324 
(2. Juni 1908) stattgefunden. 

Die Aushändigung der dritten Serie kann von der 
Kaiserlich Ottomanischen Bagdadbahn-Gesellschaft in 
jedem Augenblick verlangt werden, den sie für pas- 
send hält. 

Die Verpfändung des Anteils der Kaiserlich Otto- 
manischen Regierung an den Ueberschüssen der der 
Dette Publique Ottomane überwiesenen Einkünfte für 


die dritte Scrie rangiert nach der Verpfändung für den 
Dienst der zweiten Serie. 

Die zweite Serie der Kaiserlich Ottomanischen 
1 0% igen Anleihe der Bagdarlbahn wird in Inhaber- 
Obligationen von je Eres 500 = , 108 == & 20 
== holl fl. 240 — Pfund türkisch 22 nominal und 
ihrem Vielfachen ausgegeben und ist in 

162 000 Abschnitte von einer Obligation. 
Nummer 1 bis 162 000. 
10 800 Abschnitte von fünf Obligationen. 
Nummer 162001 bis 172 800, 
eingeteilt. 

Die Obligationen dieser Anleihe und ihre Zins- 
scheine sind im ottomanischen Reich für immer von 
jeder Art Steuer. Abgabe oder Stempel, wie überhaupt, 
von jedem Abzuge befreit. Sie wenden bei allen otto- 
manischen Stantskassen als Sicherheit oder Bürgschaft. 
ANZENOMMEL, 

Un die regelmäßige Zahlung der Zinsen wnd 
Tilgungsbeiräge. die sich jährlich auf Fres. 1 414 511,04 
belaufen. sowie der Spesen für Provision. Umrech- 
nungen, Anzeigen usw., die mit der gegenwärtigen An- 
leihe verbunden sind. zu sichern, überweist und ver- 
pfändet die Kaiserlich Ottomanische Regierung aus- 
schließlich und unwiderruflich bis zur vollständigen 
Tilgung des Nennbetrages der Obligationen eine Teste 
Summe von Pfund türkisch 200000 (ungefähr Fres. 
1515 451) aus den Ceberschüssen der der Dette Publique 
Ottomane für die ganze Dauer ihrer Verwaltung über- 
wiesenen Einkünfte, und zwar soweit jene gemäß Artikel 
T des Zusatzdiekrets vom 1./1#. September 1903 zum 
Dekret vom 28. Mouharrem 1299 (8./20. Dezember 1881) 
der Kaiserlich Ottomanischen Regierung zukommen. 
jedoch abzüglich des Ertrages des 3 o igen Zollzu- 
schlages. 

Diese Verpfändung hat ein Vorrecht vor jeder 
späteren Belastung des genannten KEinnahmenanteils. 
Dagegen rangiert sie hinter einer jährlichen Summe 
von Pfund türkisch 124 059.38, welche die Kaiserlich 
Ottomsnische Regierung schon dem Dienst der 4% igen 
Ottomanischen Anleihe von 1901 im Nennbotrage von 
£ 2500000 bis zur vollständigen Tilgung des Nominal- 
betrages dieser Anleihe überwiesen hat. 

Außerdem kann die jührliche Summe von Pfund 
türkisch 200 000, die dem Dienst dieser Anleihe ver- 
pfändelt. ist, erst nach vollständiger Zurückzahlumg von 
Kapital und Zinsen der Vorschüsse angefordert werden. 
welche durch den Anteil der Kaiserlich Ottomanischen 
Regierung an den UVeberschüssen der der Dette Publique 
Ottomane überwiesenen Einkünfte sichergestellt sind 
wid deren noch nicht zur Rückzahlung gelangter Rest- 
betrag, an Kapital und Zinsen, bei Abschluß der end- 
gültigen Rechnungen für das Jahr 1325 (1909/1910). 
auf Pfand türkisch 90 000 geschätzt werden kann; dieser 
Restbetrag wird aus dem Anteil der Regierung am 
den Ueberschüssen des laufenden Jahres (1326) zurück- 
gezahlt: werden, 

Falls der der Kaiserlich Ottomanischen Rglerung 
zukommende Anteil an den vorerwähnten Ueberschüssen 
nicht genügen sollte. um die zu den beiden Serien 
dieser Anleihe gehörende Annuität zu decken, wird 
die Kaiserlich Ottomanische Regierung den etwaigen 
Fehlbetrag, der am Ende eines Jahres festgestellt 
werden sollte, aus den ersten, zum folgenden Jahre 


gehörenden Kinnahmen der Aghnams der Vilayels 
Konia, Adana und Aleppo abdecken, indem wohl be- 
merkt wird, daß bezüglich der Achnams des Vilayets 


Aleppo die gegenwärtige Verpfändung hinter einer 
Summe von Pfund türkisch 40 000 kommt. die nach 


Vertrage einer 
Diese Summe 


einem früheren 
vorbehalten ist. 


anderen Bestimmung 
ist nach Abschluß des 


Anleihevertrages vom 20. Mai 1324/2. Juni 1908 in 
Höhe von Ltq. 32000 für den Dienst der 1 % igen 


Ottoraaniscben Anleihe von 1909 verpfändet worden, 
olme daß dadurch eine Aenderung in der Reihenfolge 
stattgefunden hiitte-t) 


Unter keinem Vorwand dürfen dic der gegen- 
wärtigen Anleihe zugewiesenen Einkünfte ihrer Be- 


stimmung entzogen werden. 

Gemäß den Bestimmungen der Artikel 11 und 35. 
Absatz 3, des Vertrages vom 20. Februar 1818/5. März 
1903 hat die Kaiserlich Ottomanische Bagdad-Eisen- 
buhn-Gesellschaft der Kaiserlich Ottomanischen Re- 
gierung alle Summen zu vergüten. die diese während 
dor Bauzeit. d. h. bis zum Tage der vorläufigen Abnahme 
ieder eilstreeke der Bahn von wenigstens 40 Kilo- 
motern für den Dienst der der genannten Gesellschaft 
ausgehändigten Stücke bezahlt hat. h 

Dice Verpflichtung der Kaiserlich Ottomanischen 
Regierung, betreffend den Dienst der vorliegenden An 
leihe, wird also nur nach Maßgabe der vorläufigen 
Abnahme der einzelnen. mindestens 40 km langen 
Iisenbahnstrecken effektiv. Nun sieht aber der Bud- 
getentwurf für das Jahr 1326 (1910/11) einen Betrag 
von 67256 Pfund türkisch aus den Ueberschüssen der 
der Dette Publique Ottomane überwiesenen leinkünfte 
für den Dienst der vorliegenden Anleihe vor. welcher 


Betrag reichlich genügen wird, um den Dienst des- 
jenigen Teile der Anleihe zu decken. welcher den- 


jenigen Tiisenbahnabschnitten entspricht deren provi- 
sorische Abnahme im Laufe des Finanzjahres 1910/11 
erfolgen wird. 

Der Ueberschuß der überwiesenen Einkünfte und 
dor der Kaiserlich Ottomanischen Regierung zu- 
kommende Anteil daran werden auf folgende Weise 
festgestellt: | 

Der Verwaltungsrat der Dette Publique Ottomane 
nimmt, gemäß den Bestimmungen des Zusatz-Dekrets 
zum Mouharrem-Dekret, von den Netto-Einnahmen der 
ihm überwiesenen Einkünfte an erster Stelle eine jähr- 
liche Summe von Pfund türkisch 2157 375 für den 
Dienst der Zinsen und der Tilgung der konvertierten 
nifizierten Ottomanischen Schuld und der Türken- 
Lose vorweg. 0 

Die Ueborschüsse der Netto-Binnahmen über die 
vorgenannte Jikler von Pfund türkisch 2157 375 hinaus 
werden zwischen der Kniserlich Ottomanischen Re- 
gierung und der Dette Publique Ottomane in folgendem 
Verhältnis geteilt: 

7506 der Kaiserlichen Regierung. 
25 0% der Dette Publique Ottoman. 

Die der Kaiserlich Ottomanischen Regierung zu- 
kommenden 75 % haben sich nach den Berichten des 
Verwaltungsrats der Dette Publique Ottomame belaufen 
für das Finanzjahr 

1904/05 auf Liq. 
1905/06 — 
1906/07 
1907/08 
1908/09 — 361. 985 
TIOL 480 000 *). 
wovon abzuziehen sind die für die Annuität der 4 % igen 
Anleihe von 1904 und für die Zuweisung an den Reserve- 


252.075 
„ 375 136 
371876 
454 576 


(Anmerkung des Original- Prospektes.) Schätzung auf der 
Grundlage des vorläufigen Ergebnisses der 10 ersten Monate des Finanz- 


jahres. nach Abzug des Anteiles der Kaiserlichen Regierung an dem 
Ertrage des Zollzuschlages von 3%. 
1) Ueber die Einnahme der Aghnams (Hammelstenern) der 
Vilayets Konia, Adana und Alenpo sind bisher amtliche Ziffern nieht 
publiziert worden. Nach Ermittelnngen der Biarılad-Eisenhahn-Ge- 
sellschaft betrug das Ergebnis dieser Hammelsteuern im Durchschnitt 
der letzten Jahre für das 
Vilayet Konia: Lig. 140 000 
A 65 000 
Aleppo: „ 90 000 
Zusammen Ltq. 295 000. 
Davon geht ab der anderweitig verpfändete Betrag von Ltd. 40 000, 
so daß als zusätzliche Garantie für den! Dienst der Bagdad - Anleihen 
Serie II und III verbleiben: Ltd. 255 000. 


11 


— — 


fonds nötigen Summen, d. . Pfund  türkiseli 
121 059,38 4-15 000, im ganze: also Pfund türkisch 


139 059,38, so daß der verfügbare Betrag war: 
1904/05 Lig. 113 016 


1905/06 „ 236 077 
1906/7 „ 232 817 
1907/08 315 517 
1908/9 „ 222 926 
1909/10 „ 341 000. 


Da der Reservefonds der Dette Publique Ottomane 
am 1./14. März 1910 auf Pfund türkisch 2000 000 an- 
gewachsen war, welche Summe durch das Zusatzdekret 
als Höchstbetrag vorgesehen war, hat die Kaiserlich, 
Ottomanische Regierung die Annuität von Ltq. 15000, 
die sie aus ihrem Anteil an den Ueberschüssen dem ge- 
nannten Fonds zugewiesen hatte, nicht mehr zu zahl. 
Desgleichen fließen künftig die Zinsen dieses Fonds 
gemäß den Bestimmungen des Zusatzdekrets vom vor- 
erwähnten Tage ab in die allgemeinen Einnahmen der 
Detto Publique Ottomane. 

Der verfügbare Betrag des Anteils der Kaiserlich 
Ottomanischen Regierung an den Ueberschüssen wird 
sich also aus diesem doppelten Anlaß um ungefähr 
Ltq. 75000 erhöhen, nämlich: 


1, wegen der 75 % der Zinsen des Reservefonds 
= ungefähr Id. 60 000, 
2, wegen der Ltq. 15 000. 


Ferner hat der Verwaltungsrat der Dette Publique 
Ottomane im Laufe des Finanzjahres 1325 (1909/10) 
beschlossen, sein Budget vom Finanzjahr 1326 an nicht 
mehr wie in den Vorjahren mit den Abschreibungen 
auf die Baukosten des Gebäudes der Zentralverwaltung 
der Dette Publique Ottomane im Betrage von Ltg. 
10700 zu belasten. Dadurch wird eine Ersparnis in 
Höhe des genannten Betrages in dem Budget der Ver- 
waltung der Dette Publique Ottomane und eine Ver- 
mehrung des Regierungsanteils an den Ueberschüssen 
in Höhe von 75 % dieser Summe, d. h. rund Ltq. 8000 
herbeigeführt. 

Der für den Dienst der Kaiserlich Ottomanischen 
Anleihe der Bagdadbalm verfügbare Anteil kann also 
auf Grund des Ergebnisses des Finanzjahres 1909/10 
für Das Finanzjahr 1910/11 auf Lty. 424 000 geschützt, 
werden, 

Außer der oben erwähnten, Pfund türkisch 200 000 
jährlich ausmachenden Verpfändung wird der Dienst 
der gegenwärtigen Anleihe-Serie durch folgende Ver- 
pfändungen gesichert: 

1. Die Kaiserlich Ottomanische Regierung über- 
weist: und verpfändet der zweiten und dritten Serie 
der Kaiserlich Ottomanischen 4 0% igen Anleihe der 
Bagdadbahn unwiderruflich bis zur vollen Tilgung des 
Nennbetrages der Obligationen ihren alljährlich fest- 
zustellenden Anteil an den Dnrehschnitts-Brutto-Bin- 
nahmen der Linie von ungefähr 840 km von Bulgurlu 
nach Helif und von Tell-Habesch nach Aleppo. Dieser 
Anteil der Regierung ist durch Artikel 35 des Vertrages 
vom 20. Februar 1318/5. März 1903 in folgender Weise 
festgesetzt worden: A 

Artikel 35, Absatz 14. Wenn die kilometrische 
Bruttoeinnahme der Linie Fres. 4500 — die der Gesell- 
schaft von der Kaiserlich Ottomanischen Regierung 
für Betriebskosten garantierte Pauschalsumme — über- 
schreitet, aber ohne Fres. 10 000 zu übersteigen, so 
fließt der Ueberschuß über Fres. 1500 unketeilt der 
Regierung zu.“ 

Absatz 15. Wenn die kilometrische 
einnahme Fres. 10000 übersteigt. so wird der Teil 
his zu Tres. 10 000 so geteilt. wie eben erwähnt. und 
von dem Ueberschuß über Fros. 10 000 fallen 60 aù 
der Regierung und 40 0% der Gesellschaft zu.“ 

Absatz 18. In bezug auf die Staatsschuld- 
verschreibungen. welche für die Ausführung der ein- 
zelnen Teilstrecken der Eisenbahn ausgegeben werden. 
wird aus den der Regierung zukommenden Einnahmen 
eine gemeinschaftliche Masse gebildet. derart. daß der 
verfügbare Betrag im Verhältnis des ursprünglichen 
Nennbetrages jeder Ausgabe für die Gesamtheit dieser 
selben Schuldverschreibungen verpfändet bleibt.“ 

Absatz 19. „Gleich nach der Zahlung der Zins- 
scheine und der Tilgungsbeträge der ausgegebeneu 


Brutto- 


Staatsschuldverschreibungen wird der der Kaiserlich 
Ottomanischen Regierung zukommende Melhrertrag der 
Einnahmen alljährlich an diese abgeführt nach Er- 
Müllung der im Artikel 40 des gegenwärtigen Abkommens 
vorgesehenen Formalitäten.“ 

Artikel 40. „Der Konzessionär überreicht, dem 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten im Laufe des 
Monats Januar jedes Jahres die Abrechnung über die 


Kinnahmen, die vorher durch den Kaiserlichen Kom- 
missar geprüft und best igt ist; auf Grund dieser 


Abrechnung werden die der Kaiserlich Ottomanischen 
Regierung und der Gesellschaft zukommenden Summen 
in Gemäßheit des Artikels 35 des gegenwärtigen Ab- 
kommens festgestellt.“ 

„Sobald der Betrag des Anteiles der Regierung an 
diesen Einnahmen festgestellt ist, zahlt ihn o 
Kaiserlich Ottomanische Bagdad-Bisenbahn-Gesellschaft 
für Rechnung des Dienstes der Staatsschuldverschrei- 
hungen bei der Verwaltung der Dette Publique Otto- 
mane ein, und diese liefert der Kaiserlieh Otto 
manischen Regierung iu bar allen Ueberschuß ab, der 
über die Summen verfügbar bleibt, die für die Zahkna 
des am 1. Septembers) des laufenden Finanzjiahres 
Killigen Ziusscheines ertorderlich sind.“ 

2. Die Kaiserlich Ottomanische Bardad-Bisenbahn- 
Gesellschaft verpfändet ihrerseits gemäß den, Bestim- 
mungen des Artikels 35. Absatz 12 des Abkommens 
“om 20. ebrunr 1318/5. März 1903 den. Inhabern der 
Staatssehuldverschreibungen. welche auf Grund der der 
Gesellschaft bewilligt u kilometrisclten Annuität sehon 
ausgegeben sind oder noch ausgegeben werden, unwirler- 
Suflich und unveräußerlich die linie Komia—Persischer 
Goll und ihre Abzweigungen, sowie ihr rollendos 
Material. 

Sie verpfände außerdem in derselben Weise ihren 
nach Zahlung der Beiriebskosten verbleibenden Anteil 


an den Einnahmen der oben erwähnten Linie von 
ungefähr 80 Kilometern, ohne daß indessen den In 
habern der Anleihe ein Rech zusteht, sieh in die 


Verwaltung der Gesellschaft einzumischen. 

Dieser Anteil der Gesellschaft wird gemäß den 
oben erwähnten Bestimmungen des Artikels 35. Absatz 
IH und15 des Abkommens vom 20, Februar 1318/5. Mürz 
1905 festgestellt. Außerdem gilt als vereinbart, daß, 
um den Durchschnitt der kilometrischen Einnahmen 
bestimmen zu können, die als Grundlage für die Fest- 
stellung der Höhe der der Regierung und der Gesell- 
schaft zu bezahlenden Summen dienen. gemäß den 
zestimmungen des Artikels 36 des vorerwähnten Ab- 
kommens, nach Maßgabe der Inbsiriebsetzung der Tei! 
strecken, die gesamten Einnahmen aller Teile der nouen 
Linien zu einer Masse zusa&ımengeworfen werden. 

Der genannte Kinnahmen-Anteil, abzüglich der Be- 
triebskosten. wie sie Anteil und Kosten durch 
die Rechnungen der Kaiserlich Ottomanischen agile 
Kisenbahn-Gesellschult festgestellt sind, wird im Be- 
dürfnisfall von dieser Gesellschaft alljährlich nach 
Genehmigung der Bilanz jedes Geschäftsjahres durch 
die Generalversammlung an die Verwaltung der Dette 
Publique Ottomane für Reehnung des Anleihedienstes 


gezahlt. Wenn die Verwaltung der Dette Publique 
Ottomane der Kaisorlich Ottomanischen Brrdarl-Kisen- 


2 


bahn-Gesellschaft nicht spätestens an dem jedes Jahr 


der Generalversammlung dieser Gesellschaft voran- 
gehenden Tage von der Notwendigkeit der Verwendung 


jenes Betrages für den Dienst der Anleihe Mitteilung 
gemacht hat, so ist die Gesellschaft berechtigt, über 
den betreffenden Binnahmenanteil trei zu verfügen. 

Die Kaiserlich Ottomanische Regierung erklärt, daß 
sie während der ganzen Dauer des gegenwärtigen Ver- 
trages keine Aenderung einführen wird, welche die 
für den Dienst der Annuität der gegenwärtigen Anleihe 
besonders verpfündeten Einkünfte verriugeru oder 
ändern. könnte, ohne sich vorher mit der Dette Publique 
Ottomane verständigt zu haben, wie in dem Artikel IX 
des Monharrem-Dekrets genauer angegeben ist, und 
ohne daß diese Verständigung von der Kaite-!ich Otto- 


f 2) Durch Art. 2 des Vertrages vom 20. Mai 18242. Juni 1908 sind 
die Couponstermine für die zweite Serie auf den 2, Januar und 1. Juli 
festgelegt worden. 


III 
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| 
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hunischen Bagdad-Eisenbahn-Gesellschaft und von der 
Deutschen Bank gutgeheißen ist. 

In diesem Falle müssen die gleichwertigen Ein- 
künfte, die den Inhabern der Dette Publique Otto- 
mane abgetreten und von dem Verwaltungsrat der Dette 
und der Bagdad-Ges.lschafi, sowie von der Deutschen 


Bank angenommen werden, dieselben Sicherheiten 
bieten. 

Die Obligationen dieser Anleihe werden in 
französischer, türkischer, deutscher uud englischer 


Sprache ausgefertigt. Sie tragen den Namenszug des 
"manzıninisters des Ottomanischen Reiches und werden 
zur Kontrolle von einem gehörig ermächtigten Vertreter 
der Kaiserlich Ottomanischen Regierung handschriftlich 
unterzeichnet; außerdem tragen sie die faksimflierte 
Unterschrilt des Präsidenten des Verwaltungsrates der 
Bette Publique Ottomane und die kaksimilierte Unter- 
schrift des Präsidenten des Verwaltungsrates der 
Kaiserlieh  Ottomanischen Bagdad - Risenbahn - Ge- 
sellschaft. 

Die Deutsche Bank ist ermächtigt, Interimscheine 
(serips) auszugeben, die kostenlos gegen die definitiven 
Stücke ausgetauscht werden. 

Die Beutsche Bank ist mit dem Zinsen- und Tilgunes- 
dienst der gegenwärtigen Anleihe unwiderruflich und 
für ihre ganze Dauer bebrant und ermächtigt, andere 
Zahlstellen in Deutschland. oder in anderen Ländern 
zu bestimmen, Diese Zahlstellen sind auch verpflichtet, 
kostenlos neue Zinsscheinbogen zu liefern: jedoch 
schließt diese Verpflichtung nicht die Zahlung der 
deutschen Talonstener gelegentlich der Brneuerung der 
Coupousbogen eins), 

Die Zahlung. der Zinsscheine und der zur Rück- 
zahlung aulwerufenen Stücke erfolzt nach Wahl der 
Inhaber in Konstantinopel, Paris, Berlin. Frank- 
furt a. M., Hamburg, London, Amsterdami und in an- 
deren gegebenenfalls von der Deutschen Bank zi be- 
stimmenden Städten Europas in der Währung des 
Zahlungsories zum festen Satze von Pfund türkisch 


22 Ires. 500 % 408 E 20. „ oll fL 240. 
Die Zinsen von 4% jährlich sind halbjährlich zahl- 
bar, das erste Mal am 1. Juli 1908 (n. St.), usw. am 


2. Januar (n. St.) und am 1. Juli (n. St.) jecles Jahres 


bis zur vollständigen Tilgung der gegenwärtigen 
Anleihe. 
Was die Verpfändung der der Kaiserlichen 


Regierung zukommenden Ueberschüsse aus den alten 


Kinkünften anlangt, so werden die Zinsen den Kin. 
nahmen des letzten abgeschlossenen Finanzjahres 


entnommen, 

Falls auf den Erirag des Aghnam zurückgegriffen 
werden müßte, wird die erforderliche Anschaffung aus 
den ersten. zum folgenden Jahre gehörenden Bin- 
nahmen dieses Erirages geleistet. wie es oben gesagt 
worden ist. 

Die Tilgung geschicht in einem Zeitraum von 
höchstens 97 % Jahren, gerechnet vom 2. Januar 1908 
(n. St.) ab, mittels eines Tilgungsbetrages von jährlich 
0,087538 % des ursprünglichen Betrages der Anleihe 
zuzüglich der Zinsen der getilgton Stücke, und zwar 
muß sie durch Rückkauf unter pari dureh Vermittelung 
der Verwaltung der Dette Publique Ottomane und im 
Wege jährlicher Auslosungen zu pari erfolgen, falls 
Rückkäufe unter dem Nenuwerte nicht VOTrLeNoMmmen 
werden können. 


Die Auslosungen erfolgen gegebenenfalls zwei 
Monate vor der Fälligkeit des ‚Tanuar-Zinsscheines 


(n. St.) eines jeden Jahres, und die Auszahlung der 
ausgelosten Stücke orfolgt gleichzeitig mit der Zahlung 
dieses Zinsscheineos. 

Die Auslosungen worden gegebenenfalls ebenso wie 
die Rüekkäufe dureh die Verwaltung der Dette Publique 
Ottoman in deren Geschäftsräumen in Konstantinopel 
vorgenommen, das erste Mal am 1. November 1908 
(n. St.). Das Ergebnis jeder Auslosung wie alle An- 
zeigen, welche die Auslosungen und den Dienst der 
gegenwärtigen Anleihe einschließlich der Nummern der 
ruckständligen Stücke betreffen, werden in zwei 
Konstantinopeler, zwei Berliner Zeitungen. einer in 
„ Die definitiven Stücke sind 


k init Coupons bis 2. Januar 1958 
einschließlich versehen. 


Frankfurt a. M., einer in Hamburg erscheinenden 
Zeitung, zwei Pariser, einer Londoner und einer Amster- 
damer Zeitung veröffentlicht. 

Bei der winlösung der ausgelosten Obligationen 
müssen sich alle an dem für die Einlösung bestimmten 
Tage noch nicht fällig gewordenen Zinsscheine an den 
Stücken befinden, und die fehlenden Zinsscheine werden 


von dem dem Inhaber des getilgten Stückes zu 
zahlenden Betrage abgezogen. Wbenso müssen, wenn 


die Tilgung im Wege des Rückkaufs stattfindet, all» 
noch nieht fällig gewordenen Zinsscheine sich an den 
so zurückgekauften Stücken befinden. 

Die fälligen Zinsscheine, die innerhalb fünf Jahre 
nach ihren Fälligkeistage nieht zur Zahlung vorgelegt 
sind, sowie die ausgelosten Obligationen, die innerhalb 
fünfzehn Jahre nach ihrem Fälligkeiiscage nicht zur 
Zallung vorgelegt sind, verfallen zugunsten des 
Kaiserlich Oetomamischen Scaatsschatzes. 

Die Kaiserlich Ottomanische Regierung behält sich 
das Recht vor jederzeit die Obligationen der gezen- 
wärbigen Anleihe nach einer öffentlichen, mindestens 
zwei Monate vorher erfolgten Ankündigung darch 
inlösung za pari aus dem Umlauf zu ziehen. 

Die Kaiserlich Otbowanische Regierung behält sich 
ebenso das Recht vor, jederzeit zu Nutzen der Kaiserlich 
Gikomanischen Regierung eine Konvertierung «der ge- 
nannten. Anleihe mittels Barauszahlung der noch im 
Umlauf befindlichen S.ücke dieser Anle.he zu pari und 


deren Ersatz durch andere, einen geringeren Lins 
tragende Swicke vorzunehmen. 
Gemäß Artikel 17 des mit der Kaiserlich Otto 


manischen Regierung bezüglich der zweiten und dritten 
Serie der Kaiserlieh Ottomanischen 4% igen Anleihe 
der Bageladbahn abgeschlossenen Sunderyerirages wird 
jede etwa aus der Deutung oder der Ansführung des 
vorliegenden Vertrages entstehende Zwistigkeit durch 
Schiedsspruelr geregelt. Jede der beiden an der 
Ywisiigkeit beteiligten Parteien ernennt innerhalb eines 
Monats einen Schiedsrichter, 

Im Falle die Schiedsrichter uneins sind, ernennen 
diese einen Obersehiederichter, dessen Entscheidung für 
alle Vertragsbeteiligte endgültig und vollstreckbar ist. 

Seit der Verkündigung der Verfassung publiziert 
das türkische Reich jährlich ein Budget. Zum erstem 
Male ist ein Budget durch das Ottomanische Par amant 
serehmigu worden für das Finanzjahr 1325 (1909/10). 

Nachscohend ein Auszug aus dem 


Budget für das Finanzjahr 1325 (1909 10). 


révisi 497 
Nature des Recettes Prövisions pour 1325 
Liq. 
S S EEE E E SE 

Contributions directes 


Impöt foncier. . .: . » 2435 764 


Impôt sur les professions 472 175 
Taxe d'exonération du service 

runter ne 1 289 612 
Prestations e a a 483 444 
Taxes sur les moutons, sur les 

chameaux, sur les buffles et 

sur les pores 1609 349 
Dines AE ca „ 9 0 
Impöts sur les forêts . . . .| 126861 
Impöts sur les mines 55 558 
Produits des tozköres desimpöts 56 601|11 972 466, 


II Droit de timbre, d'actes, 


d'enregistrement 


Droit de timbro . .. 425 160 
Droits d'actes . BR. 370 128 
Droits d’enregistrement . . .| 268 8580 1 064 146 
III Contributions indirectes 
Droits sur les vins et spiritueux | 283 190 
Licence pour la vente du tombac 2 053 
Droits de douane . 3 946 244 
Taxes sur la navigation 161 554 
Taxes sanitaires perçues pour 
le service vétérinaire 19 328 


135 341 4 547 710 
17 584 322 


Droits de pêche et de chasse . 
Transport 


Prévisions pour 1325 
Ltg. 


17 584 322 


Nature des Recettes 


Transport | 


IV | Produit des Monopoles 
e A KEN 
Mabacsa ! 3 
Domba ag RE: 40 000 
e a ee 72 634 
Produit de l'Hôtel des Monnaies 11013 
Postes ei Télégraphes 792 589] 3 032 027 
V | Produits des exploitations com- 
merciales et indusirielles de 
1 Etat N 266 440 
VI} Produits des Domaines 265 481 
VIII Tributs d'Egypte, de Chypre, de 
Mont-Athos et de Santos 871316 
VII] Produits divers 1022 205 
23041 791 
Chapitres dlistineis 2037 171 
25 078 902 
E Crédits accordés 
Departements pour 1525 
1 | Finances Ir 11 782.618 
e K 113 820 
3 | Contributions indirectes 514839 
4 | Postes et Télégraphes . 1 692 900 
5 | Grand-Vezirat,Conseil d'Etat, Intérieur 1171 12% 
6 [Sareté Générale ee E 403 630 
7 Affaires Etander es!“! 5 Se 218 310 
Sade ee AT E 8 280 543 
9 | Artillerie RRR Kir s 431 451 
OAlendarmerieuN.. aR a 1 800 715 
Main:: Fr ee E 1 228 841 
12 | Cheikh-ul-Islamat e .. „ . 00%) 485 434 
13 [Müstiestet Gilles, 7 117. Aal N 651 917 
14 Instruction Publique A 660 527 
15 | Forêts, Mines et Agriculture 345 497 
16 | Commerce et Travaux Publics. . 1 064 124 
17 |Chemin de fer du Hédjaz . 693 251 


Total | 30539 546 

Die türkische Regierung hat aus dem VUrtrag do‘ 
zuleızb anfgenommenen Anleihe das Delisi: ibris 
Budgets gedeckt, die Schulden des früheren. Sultan 
und die Knischädigungen der entlassenen Beamten 
bezahlö und endlich die Forderung der Betriele- 
gesellschaft der orientalischen Eisenbahnen ete gelt 

Die Ziffern des Budgetentwurſes für das Jahr 132. 
(1910-11) können noch nicht bekannt gegeben werden 
mie Rücksicht darauf, daß das Budget zurzeit: elt 
dem Parlament zur Beratung voriegt. 


Uebersicht der türkischen öffentlichen Schuld am 1. März 1326 
(14. März 1910). 


Partie Al Partie du 
Capital Pan. 0 8 
Désignation des Emprunts | nominal eee ee Intion le 
1326 ler Mars 
A | 1326 
Liq. Liti Did m Lig. 


Dette dont le service est tait par l'Administration de la Dette 
Publique Ollomane, 


Dette Unifiée 4%*) . 42275772 1887375 | 2345010 39 930 702 
LotsgLures#) 9.) BA. 15 632548 270 000 | 3599692 | 12082 956 
Emprunt 4% 1890 4999500 249 975 1509 200 3490800 
b 5% 1899. .| 2272720 180000 289 800 293420 
P 4%, 1903 Pêcheries | 2440000]. 118 800 105 424 4556 
7 4% Bagdad Ire Série] 2376000) 97120 | 15642 2300358 
„ 4% „ 2me,„ 4752 000 200 000 8420 4743571 
n 4% 1904. .| 2750000 123750 | 57 090 2092910 

x 4% 1905 Equipement j | 
militaire . 2640 0000 118 800 83 556 2556 44 
4% 19011905. 5306 66, 238 800 123 420 5183244 
v 4% 1908 iin eee = 4711121 


Total. 91356 320 3696620 8 180 600 83 219 663 


0 Le capital en circulation pour ces deux Emprunts, fix au 
ler Mars 1326 (1910) est approximatif; il s'était élevé au ler Septembre 
1909 à Ltg. 40 230 762 respectivement à J. tg. 12163 897. 


Pr‘ 


y 


Dette dans le service de laquelle l'Administration de la Dette 
Publique Ottomane n'intervient pas. 
— ee ee Er a 
| ] 


te d 
Partie du Wap 
Capital A Cap. nom. en eireu- 
Désignation des Emprunts | nominal 5 G 1 
1826 1326 
Liq. Lid. bta: Ltg. 
Emprunt 4% 1893 Tombac | 1000010| 50'000! 239 800 700 210 
e 4% 18911 1760 76 560 136 202 1623 798 
5 4% 1902 8 600 00 390 000 367 180 8 232 810 
Re 4% 1855 5 500 000 167 869 1 303 20 4 196 720 
55 4% 1891 6 948 612 | 303 686 | 777 700 6 170 912 
A 31/20/ 1894 9033 574 362 174 862808 | 8180766 
e 4% 1909 . Í 7000 004 350 000 — 7 000 004 
Total |39 842 220 1 705 289 3 676 970 36 165 250 
Delle Flentante (avances diverses) 957 070 
Avances eduseniles par l'Administration des Phares 
de i’Empire Olioman . . . . f 391 254 


Somme totale non amortie des Emprunts et des Avances 120 733 242 

In drei Exemplaren ausgefertigt in Konstantinopel 
am 20./2. Juni 1910 (1326). 
"ür den Verwaltungsrat der 
Dette Publique Ottomane 


Der Präsident: 
J. de Ia.Bouliniere, 


Mehmed David. 
Siegel des Finanz ministeriums 
des Ottomanischen Kaiserreichs. 


Von dem obengenannten Nennbetrage der Anleihe 
sind inzwischen auf Grund der in dem Anleihevertrag 


enthaltenen Tilgungsbestimmungen zur Auslosung 
gelangt: 

per 2. Jan. 1909: 189 Einer- u.10 Fünferstücke = Fres. 94500 
, e ee 1910A, „10 b — „ 98000 


zusammen res. 192500 
Der noch ausstehende und zur öffentlichen Emission 
gelangende Betrag der Anleihe stellt sieh also iin 
Nennbetrage auf 
Franes 107807600 == Mark 87970920 — £-Silg. 4812800 
= holi. Gulden 51747800 = Pfund türkisch 4143580, 
und zwar in 
161715 Abschnitten von einer Obligation, 
10 780 35 „ fünf Obligationen. 
Ein Gesetz über verlorene Stücke ist im 
Ottomanischen Reiche bisher nicht erlassen. 


Die Einlösung der Coupons und ausgelosten Stücke 
erfolgt: 

in Berlin bei der Deutschen Bank, bei dem Bank- 
hause S. Bleichröder, 

„ Frankfurt a. M. bei der Deutschen Bank Filiale 
Frankfurt, bei dem Bankhause Gebrüder 
Bethmann, bei der Deutschen Vereins“ 
bank, bei dem Bankhause Lazard Speyer- 
Ellissen, bei dem Bankhause Jacob S. II. Stern, 

„ Hamburg bei der Deutschen Bank Filiale 
Hamburg, bei dem Bankhause M. M. War- 
burg & Go., 

außerdem in Konstantinopel, Amsterdam. 
London, Paris, Brüssel, Zürich, Basel 
Genf und Wien. 


Alle Bekanntmachungen, welche die Auslosung und 
den sonstigen Dienst der gegenwärtigen Anleihe be- 
treffen, werden, außer in den vorerwähnten Zeitungen, 
auch noch in je einer in Brüssel Zürich, Basel, Genf 
wkl Wien erscheinenden Zeitung veröffentlicht. 


Auf Grund vorstehenden Prospekts sind 


Franes 107807600 — Mark 87970920 = £-Stlg. 4312800 
== holl. Gulden 51747 600 — Pfund türkisch 4748580 


Kaiserlich Ottomanische 4% ige Anleihe 
der Bagdadbahn, zweite Serie, 


eingeteilt in 
161715 Abschnitte von einer Obligation, 
10 780 „ fünf Obligationen, 
zum Handel an der Berliner Börse zugelassen. 

Die Zulassung zum Handel an den Börsen in Frank- 
furt a. M., Hamburg, Amsterdam, Brüssel und in der 
Schweiz, sowie in Wien für einen Teilbetrag von Frames 
25 000 000 = Kronen 6. W. 23 800 000, wird beantragt. 


in Berlin 


Die Auleile wird unter den nachstehenden Be- 
dingungen zur 
Bar = Subskription 
aufgelegt: 


1. Die Subskription findet am 


Sonnabend, den 25. Juni a. c. 


statt, und zwar 
bei der Seehandlungs-Haupikasse. 
» » Deutschen Bank, k 
„ dem Bankhause S. Blelehröder, 
ferner 
Frankfurt a. M. „ der Deutsehen Bank Filiale Frankfurt, 
„ «lem Bankhause Gebrüder Bethmann, 
„ der Deutschen Yereinsbank, 
„ dem Bankhause Lazard Speyer-Ellissen, 
* A Jacob S. H. Stern, 
der Allgemeicen Elsässischen Bankgesell- 
schaft, Filiale Frankfurt a. M., 


„ Hamburg „„ Deuiscken Bank Filiale Hamburg. 
„ dem Bankhause M. M. Warburg & Co., 
„ Bremen der Deutschen Bank Filiale Bremen, 


„ Breslau dem Sehlesischen Bankverein und dessen 
Commanditen, 
Dresden der Deutschen Bank Filiale Dresden, 


2 Elberfeld 1 „ Bergisch Märkischen Bank und deren 


Zweigniederlassungen, 


„ Essen „„ Essener Credit- Anstalt und deren 
Zweigniederlassungen, 

„ Hannover „ Hannoverschen Bank und deren Filialen, 

„ Leipzig » » Deutschen Bank Filiale Leipzig, 

„ Mannheim »  » Rheinischen Creditbank und deren 


Fillalen, 

Deutschen Bank Filiale München, 

Deutschen Bank Filiale Nürnberg, 

Allgemeinen Elsässischen Bankgesell- 

schaft und deren Filialen, 

Württembergisehen Vereinsbank, 

Deuischen Bank Depositenkasse Wies- 

baden 
während der bei jeder Stelle üblichen Geschäfts- 
stunden und auf Grund der bei den Stellen erhält- 
lichen Anmeldungsformulare. Früherer Schluß der 
Zeichnung bleibt dem Ermessen jeder einzelnen Stelle 
vorbehalten. 

Außer an den vorstehend genannten Plätzen wird die 
Anleihe zur Zeichnung auch in Amsterdam, Brüssel, Konstanti- 
nopel, Wien und in der Schweiz aufgelegt. 

2. Der Subskriptionspreis beträgt 

86'/,°/, franko Stückzinsen, 
exklusive Coupon per I. ‚Juli er.; den Schlußschein- 
stempel tragen die Zeichenstellen. 

An den ausländischen Plätzen erfolgen die 
Zeichnungen zu den dortselbst bekannt zu gebenden 
Bedingungen, 

3. Bei der Zeichnung isi auf Verlangen der Zeichen- 
stellen eine Kaution von 5 % des gezeichneten Be- 
trages in bar oder börsengüngigen, von der betrof- 
fenden Stelle für zulässig erachteten Wertpapieren 
zu hinterlegen, 

I. Anmeldungen auf bestimmte Abschnitte können nur 
insoweit berücksichtigt werden, als dies nach dem 
Ermessen der Zeichenstellen angängig ist. 

5. Jeder Zeichner wird sobakl als möglich nach Schluß 
der Zeichnung schriftlich benachrichtigt, ob und 
in welehem Umfange seine Anmeldung Borück- 
sichtigung gefunden hat. 

6. Die Abnahme der zugeteilten Stücke hat gegen Zahlung 
des Preises (vergl. No. 2) am 4. Juli zu erfolgen. 

Berlin, Konstantinopel, Frankfurt a. M., Hamburg, Straß- 
burg i. E., Stuttgart, Zürich, Wien, im Juni 1910. 


Deutsche Bank. S. Bleichröder. 

Banque Impériale Oftomane. Gebr. Bethmann. 
Deutsche Vereinsbank. Lazard Speyer-Ellissen. 
Jacob S. H. Stern. M. M. Warburg & Co. 

Allgemeine Elsässische Bankgesellschaft. 
Württembergische Vereinsbank. [3309 
Schweizerische Kreditanstalt. Wiener Bank-Verein. 


» München Se E 
„ Nürnberg " 
„ Siraßburgi.E. „ 


„ Stutigart 9 
„Wiesbaden 


p VI 


Doll. 25 000 000 
Southern Pacific Company San Francisco Terminal 


First Mortgage 4% ige Gold Bonds 


fällig zu pari am 1. April 1950. 


Gesamtrückzahlung vom 1. April 1915 ab zu 105 % zuzüglich Zinsen nach 90tägiger 
Kündigung an jedem Zinstermin zulässig. 
(Teilbetrag einer autorisierten Gesamtausgabe von Doll. 50 000 000.) 


Sichergestellt durch First Mortgage an der Bay Shore Line und an bestimmten anderen 
Stations- und Bahn-Anlagen, sowie Liegenschaften der Gesellschaft in San Francisco. 


In Californien geeignet zur Belegunggvon Sparkassen- und Mündelgeldern. 


Eingeteilt in 
Bonds zu je $ 1000 = # 4200 = £ 205,11,— = Frs. 5185.— = Hf. 2480 
Bonds zu je $ 500 = M 2100 = £ 102,15, = Frs. 2592,50 = Hf. 1240 
Bonds zu je 9 100 = A 420 = £ 20,11, 1 = Frs. 518,50 = Hfl. 248 


Die Subskription auf vorstehende Bonds findet statt: 
am Freitag, dem 24. Juni d. d. 


in Berlin bei der Direction der Disconto- Gesellschaft, 
Berliner Handels- Gesellschaft, 
Nationalbank für Deutschlaud, 
Norddeutschen Bank in Hamburg, 
Firma M. M. Warburg & Co., 
Direction der Disconto-Gesellschaft, 
Firma Kuhn, Loeb & Co., 

Firma Kidder, Peabody & Co., 

Wells Fargo Nevada National Bank, 
Anglo and London Paris National Bank, 
Canadian Bank of Commerce, 
Farmers & Merchants National Bank, 
United States National Bank, 


in Hamburg 


in Frankfurt a. Main 
und ferner in New Vork 

in Boston 

in San Francisco 


mee 


in Los Angeles 
in Portland, Oregon 


r oT a er re 


in London 5 Firma I. Henry Schröder & Co., 

in Amsterdam „Firma Hope & Co., 

in Basel und anderen ( „ dem Schweizerischen Bankyerein, sowie 
schweizerischen! „ der Schweizerischen Kreditanstalt, 


Städten | » „ Eidgenössischen Bank A.-G. 
zu den an diesen Plätzen bekannt zu machenden Bedingungen. Die Notiz der Anleihe wird in New York, Berlin, Hamburg 
Frankfurt a, M., London, Amsterdam, Basel, Genf und Zürich beantragt werden. Nach Herstellung der definitiven Stücke und 
erfolgter Zulassung wird die gesamte Anleihe an den Börsen der letztgenannten Plätze notiert werden und lieferbar sein. 


Für die Zeichnung in Dentschland gelten folgende Bestimmungen: 

l. Die Zeichnung findet bei sämtlichen Stellen gleichzeitig während der bei jeder Stelle üblichen Geschäftsstunden 
auf Grund eines bei den Zeichenstellen erhältlichen Anmeldeformulares statt. Früherer Schluss der Zeichnung bleibt dem 
Ermessen jeder einzelnen Stelle vorbehalten. 

2, Der Zeichnungspreis beträgt für die mit dem Deutschen Reichsstempel versehenen Bonds 931/,°/, vom Nennbetrage 
in Mark zuzüglich Stückzinsen vom 1. April 1910 bis zum Abnahmetage, mithin A 3916,50 zuzüglich Stückzinsen für jeden 
Rond von A 4200, % 1958,25 zuzüglich Stückzinsen für jeden Bond von % 2100, £ 391,65 zuzüglich Stückzinsen für jeden 
Bond von % 420. Den Schlussscheinstempel trägt der Zeichner zur Hälfte. 

3. Bei der Zeichnung ist auf Verlangen der Zeichnungsstelle eine Kaution von 5% des gezeichneten Betrages in bar 
oder in solchen nach dem Tageskurse zu veranschlagenden Effekten zu hinterlegen, welche von der betreffenden Stelle als 


zulässig erachtet werden. i s 
4. Anmeldungen auf bestimmte Abschnitte können nur insoweit berücksichtigt werden, als dieses nach dem ‚Ermessen 


der Zeichnungsstelle angängig ist. 

5. Die Zuteilung, die so bald als möglich nach Schluss der Zeichnung durch schriftliche Benachrichtigung der Zeichner 
erfolgt, unterliegt dem freien Ermessen der Zeichnungsstelle. Im Falle die Zuteilung weniger als die Anmeldung beträgt, wird 
die überschiessende Sicherheit unverzüglich zurückgegeben. 

6. Die zugeteilten Stücke sind gegen Zahlung des Preises bei der Stelle, bei der die Anmeldung erfolgt ist, in der 


Zeit vom 2. Juli d. J. bis 16, Juli d. J. einschliesslich abzunehmen. 

7. Bis zur Fertigstellung der Stücke werden mit dem Deutschen Reichsstempel und einem Zinsschein per 1. Oktober 
1910 versehene Interimsscheine ausgegeben, deren Umtausch in definitive Bonds mit Zinslauf vom 1. Oktober 1910 ab in 
Gemässheit einer s. Zt. zu erlassenden näheren Bekanntmachung durch die betreffende Ausgabestelle kostenlos erfolgen wird. 


Berlin, Hamburg und Frankfurt a. M., im Juni 1910. 


Direction der Disconto - Gesellschaft. Berliner Handels - esellschaft. Nationalbank für Deutschland. 
aa) Norddeutsche Bank in Hamburg. M. N. Warburg & lb. 


Urenstein & Koppel — Arthur Koppel 
Aktiengesellschaft. 
Bilanz-Konio 1909. 


Aktiva. M. Ef Passiva. M. Pf 
Grundstücke . || 317125692 f Aktienkapital 26000000 — 
Gebäude. . || 4475953146 | Gesetz! Reserve . || 5772963159 
Maschin. Einricht. | 2939597 77 Reservefonds II. 600000 — 
Werkzeuge | 454442 30 Unerhob. Divid. | 5290.— 
Mobilien 2869484 16 Hypotheken: 

Eisenbahn-An- | Tempelhofer Ufer 

schluss 162956 84 M. 637 000 
Modelle — 76 Leipzig, 50000 
Waren . 17077740 44 | Kamen 
Kasse 203147219 i. W. „ 24330 || 7113301 — 
Effekten 6901160 85 Delkredere- und 
Wechsel . . 2295406 12 Garantie-Res. 1000000 — 
Vorschuss- Konto 1 Obligations-Kto. 2605500 
Forderungen an | JObligations-Zins. 19541)2 

Tochtergesell- „Benno Orenstein- 

schaften 658150562] Suftung........ 250000) — 
Debitoren . 21871335 81 Ausgel.,abernoch 

I nicht eingel. Odl. 9000|— 

Guthab. d. Beamt. || 4086395150 

| Kreditoren . 2308621241 

Gew.-u.Verl.-Kto. || 4668669]22 

68814901|97 168814901197 
Gewinn- und Verlust-Konto 1909. 

_ Debet. M. P. Kredit. M. Pf 
Unkosten-Konto 1092149925 Vortrag aus 1908 900472039 
Zinsen-Konto 57814147 | Waren-Konto: 
Abschreibungen. 128431052 Brutto -Waren- 


Gewinn 4668669122 


| 16932293]46 
Berlin, den 20. Juni 1910. 
Der Vorstand. Orenstein. 


Aktiva. 
M. P. 

Grundstücks-Kto.| 870 515032 
Gebäude-Konto .| 2 627 000— 
Immobilien-Kto. 1 294 000 — 
Maschinen-Konto| 492 934/75 
Utensilien- Konto] 171 953078 
Mobilien-Konto .| 107 090|— 
Werkzeug- Konto] 322 993047 
General-War.-K..| 3 175 624154 
Kto.-Korrent-Kito.| 4 026 463/20 
Hypotheken-K. 53 100 — 
Beteiligungs-K. 

Industriehof 

Bülowstrasse 170 000 — 
Beteiligungs- Kto. 

Mix & Genest, 

Hansa-Werke 

Hamburg.. 375 000 — 


Patent- Konto 1 


Kassa- Konto 16 89354 
Postscheck-Konto 826175 
Wechsel-Konto , 128 863145 
Effekten-Konto. .| 457 46370 
Kautions-Debi- | 
toren-Konto 338 264 — 


14 628 987 30 


Debet. 
M. k 

Handlungsunk.-K.] 415 968,09 
Steuern- Konto 53 098151 
Hypothekenzins. 32 475|— 
Teilschuldver- 

schreib.-Ziusen ]“ 135 000|— 
Arbeitervers.-K. . 43 700/90 
Abschreibungs-K.] 349 24440 
See m. Dre. 400 93109 
[3308] 1 430 417/99 


Gewinn 3 
Erträgnisse der 
Tochtergesellsch. 


15215837125 


"91598382 
16932293|46 
[3313] 


Der Aufsichtsrat. Mueller. 


Aktiengesellschaft Mix & Genest, Telephon- und 
Telegraphen -Werke, Schöneberg - Berlin. 


Bilanz am 31. Dezember 1909. 


Aktien-Kapital-K, 
Teilschuldver- 
schreibungs-K. . 
Reservefonds-R. . 
Hypotheken-K. 
Teilschuldver- 
schr.-Zinsen-K. 
Delkredere-Kont 
Kto.-Korrent-Kt. 
Talonsteuer- 
Rückstellungs-K 
Unterstütz.-Fds.-RK 
Dividenden-Kto. 
Beteilignog-Rück- 
stellungs-Kio. 
Kaut.-Kıedit.-K. , 
Gew.- u.Verl.-K.: 
Brutto-Gew. pro 
1909 618919.11 
ab Abschreihgn. 
M. 349244 46 


M. 2090 44.71 


Vortrag aus 1908 Y 


M. 131256.38 
Reingewina ... 


Gewinn- und Verlust-Konto pro 1909. 


Vortrag aus 1908 
General - Waren- 
Konto, Be nlehs- 
überschuss 


Passiva. 
en 


M. 
7 000 000 


3000 000 
1 708 000, — 
864 000 


67 92750 
68 56240 
948 59207 


10 000 
97010 
700 


125 000 
338 264 


ja 
a W 


EN 


* > * 

— 

400 93100 

14 628 987 50 
Kredit. 

M. IPI 

131 256/38 


1 299 161161 


[7 aß 


“|T 430 417199 


Verantwortlich für die Rubrik „Aus der Geschäftswelt“ 


en 
ur * 
a „8 


Georg Fromberg & Co., Berlin W., Jägerstr. 9 


Unsere Couponskasse ist Zahl- 

stelle fürDividendenscheine von: 

Actien-Gesellsch. für Fabrikation 
von Eisenbahnmaterial zu 
Görlitz. 

Actien-Gesellschaft für Schlesi- 
sche Leinen-Industrie vorm. 
C. G. Kramsta & Söhne, 

Julius Berger, Tierbau, Actien. | 

Berliner Speditions- und Lager- 
haus-Actien-Gesellschaft 
vorm. Bartz & Co. 

Vereinigte Bremer Portland- 


Cementwerke Porta- Union, 
A.-G. 

Breslauer Spritfabrik. 

Dampfkessel- u. Gasometerfabrik 
vorm. A. Wilke & Co.) zu 
Braunschweig. 

Deutsche Kabelwerke, Actien- 
gesellschaft. 

Frankfurter Chaussee Terrain- 
Gesellschaft. 

Fortuna, Allgem. Versicherungs- 
A.-G. 

Fraustädter Zuckerfabrik. 

Giesel Portland-Cement-Fabrik, 
Oppeln. 

Gothaer Grundcreditbank. 

Hugo Hartung, Gussstahl. 

Leipziger Electrische Strassen- 


bahn. 


Löwenbrauerci Hohen-Schön- 
hausen. 

Mühle Rüningen A.-G., Braun- 
schweig. 


Milowicer Eisenwerke. 

Nitritfabrik Akt.-Ges., Cöpenick. 

Nürnberger HerculeswerkeA.-G. 

Oberschlesische Eisenbahn- 
Bedarfs-Actien-Ges. 

E.F.Ohle's Erben A.-G., Breslau. 

Peipers & Cie. A.-G. für Walzen- 
guss. 


Die Börse 


Von 
Georg Bernhard. 
— Preis 1 Mark. 
Zu beziehen durch den 


Plutus Verlag 


Berlin W. 62, Kleiststr. 21. 


Zeitungsartikel 
und Nachrichten 


— in Ausschnitten mit Namen, 
Nummer und Datum der Zeitung 
bezw. Zeitschrift — über jedes 
beliebige Thema liefert sofort 
nach Erscheinen prompt und 
billig das 


Literarische Bureau 


Clemens Freyer 
Berlin SW.48, Wilhelmstrasse 33. 
Fürsten, Standespersonen, Ge- 
lehrte, Schriftsteller, Künstler, 
Verleger, Industrielle, Behörden, 
Institute, Vereine, Gesellschaften 
etc. etc. nebmen die Dienste des 
Bureaus seit fast 20 Jahren in 
Anspruch. 


TE ann 
— — en 


— — — —- u on] 
Schreibmaschinen-Arbeiten 


werden angefertigt von 
Emma Bloch, Alexandrinenstr. 42 


Raab-Oedenburger Eisenb.-Akt. 
„Sarotti“ Chokoladen- und 
Cacao-Ind.-A.-G. 
Schlesischer Bankverein. 
Schlesische Blaudruckerei (vorm, 
ble) 
Schles. Bodencredit A.-G. 
Schrauben- und Mutiern-Fabr, 
vorm. S. Riehm und Söhne, 
Actien-Gesellschaft. 
Schubert & Salzer Maschinen- 
Fabrik A.-G. 
Terraingesellschaft Neu- 
Westend, München. 
Thermos, A.-G. 
Tüll- u.Gardinen-Weberei A.-G., 
Plauen-Haselbrunn. 
Vereinigte Glanzstoff-Fabriken 
A.-G. 
Verlagsanstalt Gustav Braun- 
beck A.-G. 
Voigtlaender & Sohn Act.-Ges. 
Ludwig Wessel, A.-G. für Por- 
zellan- u. Steingutfabrikation. 
Westfalia Act.-Ges. für Port- 
land-Cement. 
E. Wunderlich & Co. A.-G., 
Altwasser i. Schl. 
Coupons u. geloste Stücke von: 
Breslauer Stadt-Anleihe. 
Deutsche Grunderedit- Bank 
Gotha Pfandbr. u. gel. Stücke 
Deutsche Kabelwerke Obligat, 
Leipziger Elektrische Strassen- 
babn Obligationen 
Löwenbranerei Hohen-Schön- 
hausen Obligationen. 
Oberschlesische Eisenbahn- 
Bedarf-Obligationen. 
Rheinbaben-Kohlenwerke Obli- 
gationen. 
Schles. Bodencredit Pfandbriefe 
Schlesische Kreis- und Stadt- 
Obligationen. [3371 


Festspiele 

:Prologe:: 
Tafellieder | 
:: Toaste :: 


ernsten und heiteren 
2 2% „ Inhalles:: : 
fertigt in vornehmem 


und drastischem Genre 
prompt und gediegen 
langjähriger Fachmann. 

Gefl. Aufträge unter 
0.8.27 an die Wx pedition 
des „Plutus“ erbet n. 


Zoologischer Garten 


Grossartigste 
Sehenswürdigkeit Berlins. 


Reichste Tier-Sammlung des 
Kontinents. 


Originelle Prachtbauten der 
Tierhäuser. 


Täglich Konzert. 


— . ñ ee — 


und für den Inseratentei- M Hansahnas 


Beslis 


